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WER IST DIE ROTE HIlFE?

Die Rote Hilfe e.V. ist eine parteiunabhängige, strömungsübergreifende linke Schutz- und Solidaritätsorganisation. 

Die Rote Hilfe organisiert nach ihren Möglichkeiten die Solidarität für alle, unabhängig von Parteizugehö
rigkeit oder Weltanschauung, die in der Bundesrepublik Deutschland aufgrund ihrer politischen Betätigung 
verfolgt werden. Politische Betätigung in diesem Sinne ist z.B. das Eintreten für die Ziele der ArbeiterInnen
bewegung, der antifaschistische, antisexistische, antirassistische, demokratische oder gewerkschaftliche 
Kampf sowie der Kampf gegen Antisemitismus, Militarismus und Krieg.

Unsere Unterstützung gilt denjenigen, die deswegen ihren Arbeitsplatz verlieren, Berufsverbot erhalten, vor 
Gericht gestellt und zu Geld- und Gefängnisstrafen verurteilt werden oder sonstige Nachteile erleiden. Darüber 
hinaus gilt die Solidarität der Roten Hilfe den von der Reaktion politisch Verfolgten in allen Ländern der Erde.
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Zum Titelbild

Der Inlandsgeheimdienst 
„Verfassungsschutz“ ist 
für die meisten Menschen 
ein Buch mit sieben 
Siegeln. Und das ist auch 
so gewollt. Zeit für uns, 
die Akte Verfassungsschutz 
aufzuschlagen und diesen 
Dienst zu beleuchten. 
Das Titelbild deutet es 
schon an: Wir haben 
einen dicken Schwerpunkt 
geschnürt, ein Konvolut 
unterschiedlichster Aspekte 
– in der Hoffnung, dass 
die Akte Verfassungsschutz 
nicht so bald wieder 
geschlossen wird.

I n h a l t 



I n  e i g e n e r  S a c h e

Liebe Genossinnen und Genossen, 
liebe Freundinnen und Freunde,

wenn in den letzten Monaten von den Vorgängen um den terroristischen  
„Nationalsozialistischen Untergrund“ (NSU) gesprochen und geschrieben wurde, war  
immer auch vom Inlandsgeheimdienst der BRD die Rede: dem Verfassungsschutz (VS).

Wann wenn nicht jetzt bietet sich also die Gelegenheit, sich in einem Schwerpunkt der 
Rote-Hilfe-Zeitung mit der Geschichte und der Funktion des VS zu beschäftigen. Im 
Fokus steht hierbei vor allem die Verwicklung des VS in die rassistischen Morde des NSU, 
deren jahrelange Deckung oder Duldung und die Erklärungsversuche zu vermeintlichen 
oder tatsächlichen Ermittlungs„pannen“. Mit dem heutigen, uns zur Verfügung stehenden 
Wissen ergibt sich damit möglicherweise abschließend die Frage, ob sich deutsche 
Geheimdienste gar wissentlich an die Seite mordender Faschist_innen gestellt haben ...

Die Autor_innen betrachten in ihren Texten verschiedene Aspekte im Zusammenhang mit dem 
VS, entwickeln unterschiedliche Thesen und ziehen daraus entsprechend unterschiedliche, aber 
in der Konsequenz allesamt plausible Schlussfolgerungen – das macht den Schwerpunkt dieser 
Ausgabe so vielfältig, interessant und spannend. Manches wird wiederholt – das läßt sich bei 
dieser Thematik allerdings nicht vermeiden. Vor allem aber ergänzen sich die Artikel, bauen 
aufeinander auf und bieten so die Möglichkeit, tiefer in diese komplexe Materie einzusteigen.

In der nächsten Ausgabe wollen wir uns dann intensiv mit dem Komplex „Knast“ beschäftigen. 
Erfahrungsberichte von Genoss_innen, Fragen zu Knästen als Wirtschaftssystem, Symbolik 
und Geschichte von Gefängnissen, Gefangenenbetreuung und vieles mehr – auch wenn 
„Knast“ erstmal eindeutig und altbekannt wirkt gibt es auf den zweiten Blick jede 
Menge dazu zu sagen und zu schreiben. Wie immer freuen wir uns auf Texte von Euch 
zu diesem Schwerpunkt wie auch zu anderen Themen aus dem Bereich Repression und 
Antirepression. Redaktions- und Anzeigenschluss für die nächste Ausgabe ist am 1. Juni.

Solidarische Grüße
das Redaktionskollektiv der RHZ

Die „Antifaschistische Informations-, Dokumen-
tations- und Archivstelle München e.V.“ (a.i.d.a.) 
ist Anfang Mai beim „Alternativen Medienpreis“ 

mit dem zweiten Preis in der Sparte „Online“ ausgezeichnet 
worden. Seit Jahren wird a.i.d.a. vom Verfassungsschutz 
inkriminiert – mehr dazu auch im Beitrag „Finanzamt und 
Verfassungsschutz Hand in Hand“ auf Seite 60.
Der Preis wird seit 2000 an Medienschaffende verliehen, 
die sich mit der Geschichte des Dritten Reiches und der 
Neuen Rechten auseinandersetzen. Er soll, so heißt es in 
der Ausschreibung, „einen Beitrag dazu leisten, die kriti-
sche und demokratische Kultur in Deutschland zu festigen“.  
Wir gratulieren a.i.d.a. zu dieser neuen Auszeichnung!

F
o

to
: D

an
ie

l W
ei

g
el

t /
 U

m
b

ru
ch

 B
ild

ar
ch

iv
 B

er
lin



4      DIE ROTE HILFE 2/2012

I n  e i g e n e r  S a c h e

Mit dem Zug zum Prozess

 Einem Genossen haben wir eine all-
gemeine Zusage für sein Verfahren gege-
ben und ihm einen Vorschuss auf seine 
Fahrtkosten zum Prozess gezahlt. Der 
Genosse wohnt nämlich in Hamburg und 
muss für mehrere Verhandlungstage nach 
Sachsen reisen, da der Prozess vor dem 
Amtsgericht Leipzig stattfindet. Der Ge-
nosse war nämlich am 17. Oktober 2009 
in Leipzig, um an einer Gegenveranstal-
tung zu einem Naziaufmarsch teilzuneh-
men. Ihm wird vorgeworfen, an einer Aus-
einandersetzung mit Polizisten am Rande 
der Veranstaltungen teilgenommen zu 
haben. Daher werden ihm Landfriedens-
bruch und gefährliche Körperverletzung 

vorgeworfen. Seine Anwältin wurde durch 
das Gericht zwar beigeordnet, sodass 
dafür erstmal keine Kosten entstehen. 
Seine Fahrtkosten muss er aber leider 
vorerst selber tragen.

Mövenpig in die Hafencity!

 Im Kampf gegen die Gentrifizie-
rung in der Hamburger Innenstadt kam 
es am 17. Juli 2010 zu einer Aktion im 
Hotel der Firma Mövenpick. Zwei Ge-
noss_innen entfalteten in dem Hotel ein 
Transpi mit der Aufschrift „Mövenpig 
in die Hafencity! Fight Gentrification!“ 
und verteilten Flugblätter, in denen auf 
die rasant steigenden Mieten und die 
ebenso rasant steigende Polizeipräsenz 
in Hamburg aufmerksam gemacht wur-
de. Die beiden Genoss_innen erhielten 
Strafbefehle in Höhe von je 375 Euro. 
Dagegen legten sie Einspruch ein. Vor 
dem Amtsgericht verlasen sie eine Pro-
zesserklärung, in welcher nochmals auf 
die Stadtumstrukturierung aufmerksam 
gemacht wurde. Letztlich müssen beide 
zusammen 1543,40 Euro zahlen, von 
denen die Rote Hilfe e.V. 50 Prozent 
übernimmt.

Panzer, Plastikeimer 
und PC-Spiele

 Bei den jährlichen Protesten gegen 
das so genannte Sommerbiwak der ersten 
Panzerdivision in Hannover (Niedersach-
sen) wurden im Jahr 2009 Brandsätze 
unter dem Dach der VIP-Lounge auf dem 
Veranstaltungsgelände gefunden. Da die 
Ermittlungsbehörden glaubten, dass für 
die Brandsätze Materialien verwendet 
worden waren, welche in einer großen 
Baumarktkette erhältlich sind, wurden 
etliche Überwachungsvideos dieser Bau-
märkte ausgewertet. Es wurde gegen ei-
nen Genossen ein Verfahren nach §129a 
StGB eingeleitet. So kam es zu einer 
Hausdurchsuchung bei dem Genossen, 

•	 Bei eurer Ortsgruppe oder auf unserer 
Homepage erfahrt ihr, wie ihr selbst 
einen Unterstützungsantrag stellen 
könnt:  
www.rote-hilfe.de/infos_ 
hilfe/unterstuetzungsantrag

Auf der letzen Sitzung des Bundes-

vorstands wurde über 54 Anträge 

auf Unterstützung entschieden. 

30 Mal konnte eine Unterstützung 

nach dem Regelsatz erfolgen, das 

bedeutet, dass die Rote Hilfe e.V. 

in diesen Fällen 50 Prozent aller 

anfallenden Kosten trägt. Vier An-

träge wurden mit einem Regelsatz 

nach den Kosten auf Pflichtver-

teidigerbasis in Bezug auf die An-

waltsrechnungen beschieden, da die 

Anwält_innen der Antragstellenden 

eine Rechnung gestellt hatten, die 

oberhalb des Pflichtverteidigersat-

zes liegt, welchen die Rote Hilfe 

e.V. als solidarischen Maßstab für 

die Abrechnung ansieht. Bei zwei 

Anträgen beträgt die Unterstützung 

nur 40 beziehungsweise 25 Prozent, 

da in diesen Fällen von den Antrag-

stellenden vor Gericht Einlassungen 

gemacht wurden, die wir als prob-

lematisch einstufen. Vier Anträge 

konnten noch nicht beschieden wer-

den, da wegen Unklarheiten noch 

einmal mit den Antragstellenden 

Geld her!
Insgesamt wurden 15.951 Euro 
an Unterstützungsgeldern bewilligt.

Dafür brauchen wir eure Mitgliedsbeiträge ...

Rücksprache gehalten werden 

muss. Es gab für drei Anträge eine 

allgemeine Zusage für die Kosten-

übernahme, soweit in den Verfahren 

weiterhin nach den Grundsätzen der 

Roten Hilfe e.V. gehandelt wird. In 

einem Fall wurde eine Erhöhung 

der Unterstützung auf 100 Prozent 

gewährt, da die Antragstellerin 

nicht über weitere finanzielle Un-

terstützung aus anderen Strukturen 

verfügt. Ein anderer Antrag wurde 

vertagt, da er eine längere Diskussi-

on erfordert. Leider mussten gleich 

neun Anträge abgelehnt werden. In 

diesen Fällen wurden zum Teil aus 

unserer Sicht untragbare Aussagen 

vor Gericht gemacht, es wurden 

Zeug_innen benannt oder es konn-

te keine politische Betätigung im 

Sinne der Satzung erkannt werden. 
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weil die Staatsanwaltschaft einen Kas-
senbon suchte, welcher als Beleg für den 
Kauf der Bauteile für den Brandsatz die-
nen sollte. Weder Kassenbons noch Be-
kenner_innenschreiben konnten bei dem 
Genossen gefunden werden. Dafür jedoch 
einige PC-Spiele, die aus illegalen Quel-
len stammen sollen. Daher wurde zwar 
das 129a-Verfahren eingestellt, aber ein 
Verfahren wegen Verstoßes gegen das 
Urheberrechtsgesetz eingeleitet. Dieses 
Verfahren wurde schließlich gegen eine 
Zahlung von 200 Euro an die Staatskasse 
eingestellt. 

Die Rote Hilfe e.V. unterstützt den Ge-
nossen mit 198,84 Euro, also 50 Prozent 
der Kosten, welche für seinen Anwalt im 
129a-Verfahren angefallen sind. Für das 
Verfahren wegen der Urheberrechtsver-
letzung kann leider keine Unterstützung 
gewährt werden, da der Besitz von PC-
Spielen, die aus illegalen Quellen stamm-
ten,  keine politische Aktion im Sinne der 
Satzung der Roten Hilfe e.V. ist. 

Politik aus der Sprühdose

 Ein Genosse soll in Hamburg mittels 
Sprühschablonen diverse antifaschis-
tische Symbole und Parolen gesprüht 
haben. Es wurde daher ein Verfahren we-
gen Sachbeschädigung eingeleitet. Der 
Genosse nahm direkt die Hilfe einer An-
wältin in Anspruch. Das Ermittlungsver-
fahren wurde mangels Tatverdacht zwar 
eingestellt, der Genosse blieb jedoch auf 
seinen Kosten für die Anwältin sitzen. Da 
die Rote Hilfe e.V. ihn nicht sitzen lässt, 
hat sie ihm 50 Prozent der 345,52 Euro 
erstattet.

Geburtstagsdemo

 Im Oktober 2010 fand in Neumünster 
(Schleswig-Holstein) eine Demo gegen 
den „Club 88“ statt. Der „Club 88“ ist 
ein bekannter Nazitreff in der Region. 
Bis 2010 fanden jedes Jahr zum Ge-
burtstag des „Club 88“ Demos für eine 
Schließung dieser Kneipe statt. Auf der 
Demo 2010 wurden angeblich Rauch 
und Knallkörper gezündet. Der Antrag-
steller wurde wegen des Verdachts des 
Verstoßes gegen das Sprengstoffgesetz 
und des Versammlungsgesetzes vorläu-
fig festgenommen. Bei der Festnahme 
soll er sich widersetzt haben und zudem 
einen Polizisten als „Wichser“ bezeich-
net haben. Daher erweiterte sich die An-
klage um die Vorwürfe des Widerstands 

gegen Vollstreckungsbeamte und der 
Beleidigung. Im Laufe des Verfahrens 
wurden dann die Vorwürfe wegen Ver-
stoßes gegen das Sprengstoffgesetz und 
Versammlungsgesetz eingestellt. In der 
Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht 
Neumünster wurde der Antragsteller zu 
einer Geldstrafe von 30 Tagessätzen à 
zehn Euro verurteilt. Daneben muss er 
160,75 Euro Gerichtskosten und 778,26 
Euro Anwaltskosten zahlen. Die Rote Hil-
fe e.V. unterstützt den Antragsteller mit 
dem Regelsatz von 50 Prozent.

Hausbesetzung

 In Hamburg wurde am 16. Oktober 
2010 das Haus Juliusstraße 40 besetzt. 
Die Besetzung fand statt, um gegen die 
Gentrifizierung in der Hamburger Innen-
stadt zu protestieren. Im Haus wurden 
nach Erstattung einer Strafanzeige des 
Hauseigentümers mehrere Personen 
angetroffen. Darunter befand sich eine 
Genossin, die einen Strafbefehl wegen 
Hausfriedensbruchs erhielt. Die Strafe 
wurde im Strafbefehl auf 30 Tagessät-
ze à 25 Euro festgesetzt. Da die Genos-
sin über ein sehr geringes Einkommen 
verfügt, legte sie gegen die Höhe der 
Tagessätze Einspruch ein. Daraufhin 
senkte das Amtsgericht Hamburg-Altona 
die Höhe der Tagessätze auf acht Euro. 
Daher muss die Genossin nun statt 750 
„nur“ 240 Euro Strafe zahlen. Hinzu 
kommen noch 130,50 Euro Gerichtskos-
ten, von den Gesamtkosten übernimmt 
die Rote Hilfe e.V. 50 Prozent.

Polizeiübergriffe

 Ein Genosse war im März 2011 in 
Duisburg (Nordrhein-Westfalen) auf 
einer Kundgebung gegen die NPD. Es 
kam zu einer kleinen Auseinandersetzung 
mit den Polizisten, woraufhin diese 
den Genossen und eine weitere 
Genossin angriffen. Der Genosse wurde 
minutenlang gewürgt, die Genossin 
bewusstlos geschlagen. Nun läuft 
gegen den Genossen ein Prozess wegen 
angeblicher Körperverletzung. Vor Ort 
gibt es eine große Öffentlichkeit und 
eine Solikampagne. In diesem Prozess 
wurden Zeugen benannt, dennoch 
unterstützen wir den Genossen in Höhe 
des Regelsatzes (1056,78 Euro), da der 
Prozess offensiv und politisch geführt 
sowie von einer breiten Öffentlichkeit 
begleitet wird.

Gelöbnix

 Ein Genosse soll sich im Juli 
2010 an einer Blockade in Stuttgart 
(Baden-Württemberg) beteiligt haben. 
Blockiert wurde eine Kirche, in der in 
Zusammenhang mit einem öffentlichen 
Gelöbnis ein Gottesdienst für Soldaten 
stattfinden sollte. Der Genosse wird in 
Höhe des Regelsatzes (306,77 Euro) 
unterstützt.

Kessel gegen Antifas

 Im Mai 2010 soll ein Genosse sich an 
Protesten gegen einen Naziaufmarsch in 
Heilbronn (Baden-Württemberg) beteiligt 
haben, er geriet in einen Polizeikessel. 
Aus diesem soll er versucht haben ab-
zuhauen, wobei er von den Polizisten 
aufgehalten, zu Fall gebracht und „fi-
xiert“ wurde. Der Genosse wurde wegen 
Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte 
verurteilt. Unterstützt wird er in Höhe des 
Regelsatzes mit 318,38 Euro.

Freiräume in Freiburg

 Wegen einer Hausbesetzung in Frei-
burg (Baden-Württemberg) bekam ein 
Genosse einen Strafbefehl wegen Haus-
friedensbruchs. Gegen diesen legte er 
Widerspruch ein so dass es zu einem 
Prozess kam, verurteilt wurde er zu ei-
ner Geldstrafe. Die Rote Hilfe e.V. unter-
stützt den Genossen in Höhe des Regel-
satzes (165,25 Euro).

Fackeln für die Flora

 Am 30. März 2011 gab es in 
Hamburg eine Demo unter dem Motto 
„Flora bleibt“, um für den Erhalt 
des linken Projekts „Rote Flora“ 
Flagge zu zeigen. Ein Genosse wurde 
„verdachtsunabhängig“ durchsucht, da 
das gesamte Schanzenviertel anlässlich 
des 1. Mai zum Gefahrengebiet erklärt 
worden war. Bei ihm wurde eine 
Bengalfackel gefunden und deshalb 
ein Verfahren wegen Verstoßes gegen 
das Sprengstoffgesetz eröffnet. Da die 
Schuld aus Sicht der Staatsanwaltschaft 
als gering angesehen wurde, hat sie 
das Verfahren unter der Bedingung, 
dass der Genosse auf die Fackel 
verzichtet, eingestellt. Es sind lediglich 
Anwaltskosten in Höhe von 364,74 Euro 
entstanden, von denen die Rote Hilfe 
e.V. die Hälfte übernimmt.

I n  e i g e n e r  S a c h e
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Freiheit für Faruk Ereren!

 Wegen des 129b-Verfahrens gegen 
Faruk Ereren wegen angeblicher Mit-
gliedschaft in der DHKP-C fuhr am 27. 
Mai 2009 eine Prozessdelegation nach 
Düsseldorf (Nordrhein-Westfalen). Wäh-
rend einer Verhandlungspause kam es 
innerhalb des Gerichtsgebäudes zu Soli-
daritätsbekundungen, welche die Polizei 
zum Anlass nahm, den Gerichtssaal zu 
räumen und die Besucher_innen in so-
genannte „Störerzellen“ zu sperren. In 
diesen wurden neun Aktivist_innen spä-
ter von Polizisten körperlich angegriffen. 
Der Prozess einer Genossin wegen Wider-
stands und Körperverletzung wurde gegen 
eine Geldstrafe eingestellt, unterstützt 
wird die Genossin nach dem Regelsatz 
mit 832,81 Euro.

Nazis „umnieten“

 Wegen Tragens einer Jacke mit 
langen Nieten wurde ein Genosse auf 
einer Demonstration gegen einen Nazi-
aufmarsch in Remagen (Nordrhein-West-
falen) festgenommen. Mit dieser Jacke 
soll er gegen das Versammlungsgesetz 
verstoßen haben. Der Richter stellte das 
Verfahren gegen den Genossen ein, un-
terstützt wird er von der Roten Hilfe e.V. 
mit 50 Prozent und damit mit 200 Euro.

Gegen Nazis – überall

 Dem Prozess gegen einen bekannten 
Nazi in Nürnberg (Bayern) beizuwohnen 
ließen sich einige Genossen nicht 
nehmen. Der Richter ließ allerdings 
den Saal räumen. Ein Genosse kam 
der Aufforderung den Saal zu verlassen 
nicht nach, auch nicht nachdem er unter 
„Androhung unmittelbaren Zwangs“ dazu 
aufgefordert wurde. Die Drohung wurde 
in die Tat umgesetzt und der Genosse 
bekam wiederum ein Verfahren wegen 
Hausfriedensbruchs und Widerstands. 
Er wurde zu einer Strafe von 450 Euro 
verurteilt, unterstützt wird er in Höhe des 
Regelsatzes mit insgesamt 576,56 Euro.

 Anti-AKW

 Eine Genossin blockierte mit anderen 
wegen des Castortransportes 2008 Glei-
se. Drei Personen, die sich angekettet 
hatten, sowie Teile der Aktionsgruppe 

wurden festgenommen. Die Genossin be-
kam einen Strafbefehl wegen Nötigung. 
Die Strafe saß sie im Knast in Frankfurt 
ab, die Genossin wurde nach dem Regel-
satz mit 533 Euro unterstützt.

By all means necessaryavailable

 Offenbar eher spontan begab sich ein 
Genosse zur Demo gegen die Nazikund-
gebung am 17. Juni 2011 in Berlin. Weil 
gerade nichts anderes zur Hand war, warf 
er ein in Staniolpapier eingewickeltes 
Stück Schokolade auf die abziehenden 
Nazis. Mit dem Vorwurf, eine gefährli-
che Körperverletzung versucht zu haben, 
wurde er mehrere Stunden später festge-
nommen. Staatsanwaltschaft und Gericht 
war dies immerhin einen Strafbefehl 
über 90 Tagessätze wert, wobei die Höhe 
der Tagessätze auf den Einspruch des 
Antragstellers hin von 15 auf zehn Euro 
reduziert wurde. Einschließlich der Ge-
richtskosten macht das knapp 970 Euro, 
die wir zur Hälfte übernehmen. Ob übri-
gens die Nazis die Schokolade gegessen 
haben ist uns unbekannt.

Liebig 14

 In drei Fällen haben wir Anträge 
unterstützt, die Repression aufgrund 
der Proteste gegen die Räumung des 
besetzten Hauses Liebigstraße 14 in 
Berlin zum Gegenstand hatten. Ein 
Genosse wurde auf dem Heimweg von 
der Polizei festgenommen, weil er 
ein Tuch in seiner Tasche hatte. Dem 
Antragsteller wurde das Tuch gewaltsam 
übergestreift und er wurde fotografiert. 
In dem anschließenden Verfahren wegen 
Vermummung legte der Antragsteller 
Einspruch gegen den Strafbefehl in Höhe 
von 30 Tagessätzen zu je 20 Euro ein. 
Das Gericht stellte das Verfahren gegen 
Zahlung von 450 Euro ein. Hinzu kamen 
Anwaltskosten von etwa 550 Euro. Wir 
haben mit dem Regelsatz von 50 Prozent 
unterstützt.

Ein anderer Genosse wurde, nachdem 
sich die Demo in Kleingruppen zerstreut 
hatte, von der Polizei kontrolliert und 
hatte einen Stein in der Jackentasche. 
Den Strafbefehl über 70 Tagessätze 
zu 30 Euro wegen „Versammlung mit 
gefährlichen Gegenständen“ konnte 
die Anwältin im Einspruchsverfahren 
zugunsten einer Einstellung gegen 

Zahlung von 600 Euro wegverhandeln, 
ohne dass der Antragsteller Aussagen 
machen musste. Hierfür hat sie etwas 
mehr als 600 Euro berechnet. Auch hier 
haben wir eine Unterstützung nach dem 
Regelsatz beschlossen.

Keine ganz so gute Wahl hatte 
dagegen ein Genosse getroffen, der 
von einer Streife erwischt wurde, als er 
Solitags für die Liebig 14 sprühte. Das 
Strafverfahren wegen Sachbeschädigung 
endete mit einem Strafbefehl über 
30 Tagessätze zu 30 Euro, die der 
Antragsteller abarbeiten kann. Auch 
hier stellte der Anwalt, ohne allerdings 
den Ausgang des Verfahrens großartig 
beeinflusst zu haben, 600 Euro in 
Rechnung. Der Genosse konnte nach 
der Beratung durch die Rote Hilfe e.V. 
erreichen, dass die Rechnung gekürzt 
wurde. Weil sie noch immer ganz leicht 
über dem Pflichtverteidigersatz von 316 
Euro liegt, unterstützen wir zwar auch 
in diesem Fall den Antragsteller mit 
dem Regelsatz, nehmen hiervon jedoch 
den über der Pflichtverteidigergebühr 
liegenden Teil der Anwaltsrechnung aus.

Das bisschen Spucke ist 
doch nicht so schlimm

 Ebenfalls unterstützt haben wir 
einen Antragsteller, der anlässlich einer 
spontanen Hausbesetzung in Berlin 
mehrere Polizist_innen anspuckte und 
zunächst dachte, dabei nicht bemerkt 
worden sein – wie seine plötzliche 
Festnahme zeigte ein Irrtum. Der Vorwurf 
lautete zunächst auf Körperverletzung, 
wurde dann aber auf Beleidigung 
heruntergeschraubt und mit einem 
Strafbefehl über 50 Tagessätze zu 15 
Euro bestraft. Die Akteneinsicht durch 
den Anwalt ergab, dass der Vorwurf auf 
zahlreichen unwahren Behauptungen 
verschiedener Polizist_innen beruhte. 
Der Antragsteller legte daher Einspruch 
gegen den Strafbefehl ein. In der 
folgenden Gerichtsverhandlung stellte der 
Richter die Einstellung des Verfahrens in 
Aussicht, sofern sich der Antragsteller 
im Rahmen eines Täter-Opfer-Ausgleichs 
bei den (angeblich) betroffenen Beamt_
innen entschuldigt. Dies verweigerte der 
Genosse und so blieb es bei der Strafe. 
Wir finden das richtig und zahlen die 
Hälfte der Kosten von etwas weniger als 
1000 Euro.
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Klingt hart, ist aber so

 Nicht unterstützen konnten wir eine Antragstel-
lerin, die wegen uneidlicher Falschaussage zu sechs 
Monaten Freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt wur-
de und als Bewährungsauflage gleich noch einmal 200 
Arbeitsstunden aufgebrummt bekam. Die Genossin 
war selbst wegen eines Überfalls auf Nazis verurteilt 
worden. Anschließend wurde sie wegen desselben 
Vorfalls als Zeugin im Verfahren gegen eine weitere 
beteiligte Person geladen. Vor Gericht stritt sie ab, 
dass es sich um eine geplante Aktion gegen Nazis 
gehandelt habe und behauptete, die Auseinander-
setzung sei plötzlich zustande gekommen. Weil sie 
zuvor bei der Polizei das Gegenteil ausgesagt hatte, 
glaubte ihr das Gericht kein Wort und strengte ein 
Verfahren wegen Falschaussage an. Für dieses Verfah-
ren konnten wir keine Unterstützung gewähren. Wer 
vor Gericht als Zeug_in zu Gunsten der Angeklagten 
aussagt, muss sich darüber im Klaren sein, dass gera-
de in politischen Verfahren immer ein Folgeverfahren 
wegen Falschaussage droht. Das dabei aufgerufene 
Strafmaß liegt, wie auch dieser Fall zeigt, deutlich 
über dem, was bei den üblichen Verfahren im Umfeld 
beispielsweise von Versammlungen regelmäßig her-
auskommt. Die Verfolgungsgefahr lag hier aufgrund 
der vorherigen geständigen Einlassung bei der Po-
lizei – die schon für sich genommen die Ablehnung 
des Antrags nahegelegt hätte – auch auf der Hand. 
Quasi als i-Tüpfelchen kam dann noch hinzu, dass die 
Aussage der bei Gerichten und Behörden beliebten 
Strategie in die Karten spielt, antifaschistische Ak-
tionen als unpolitische Auseinandersetzungen unter 
Jugendlichen abzutun.

Ja was denn nu?

 Ebenfalls ablehnen mussten wir den Antrag eines 
Genossen, der in einigen Kilometern Entfernung zu ei-
ner Demonstration mit dem Auto in eine Vorkontrolle 
geriet und Pfefferspray bei sich hatte. Das folgende 
Ordnungswidrigkeitsverfahren wurde eingestellt, weil 
der Anwalt schlichtweg abstritt, dass der Genosse auf 
dem Weg zur Demo gewesen sei. Auch darin haben 
wir eine Entpolitisierung des Verfahrens gesehen und 
deshalb die Unterstützung abgelehnt. Der Grund dafür 
ist nicht die Rosinenpickerei, die darin liegt, dass der 
Antragsteller uns gegenüber den politischen Charakter 
der Repression mit genau den Punkten begründet, 
die er gegenüber den Repressionsbehörden bestreitet. 
Entscheidend ist allein, dass der politische Hinter-
grund des eigenen Handelns im Verfahren geleugnet 
wird, statt ihn zu verteidigen.

Wir bereuen nicht!

 Auch in einem weiteren Fall hatte die vom Anwalt 
empfohlene Strategie zur Folge, dass der Antragstel-
ler in einem Verfahren wegen eines Flaschenwurfs 
auf Polizist_innen von uns nicht unterstützt werden 
konnte. Da die Beweislage ziemlich aussichtslos war, 
setzte der Antragsteller vor Gericht auf Reue. Er er-
klärte, dass er sich habe mitreißen lassen und seine 
Reaktion auf das unverhältnismäßige Vorgehen der 
Polizei falsch gewesen sei. Zudem beteuerte er, seine 
politische Meinung zukünftig mit legalen Mitteln aus-
drücken zu wollen. Nochmal: Für uns als politische 
Antirepressionsorganisation geht es darum, linke 
Politik auch im Strafverfahren zu verteidigen. Eine 
Prozessstrategie, die auf Distanzierung und Reue 
setzt, kann daher – auch wenn sie zu einer niedrigeren 
Strafe führt – niemals erfolgreich sein. Der Preis für 
eine mit diesen Mitteln erreichte niedrige Strafe ist 
nämlich immer die Preisgabe linker Positionen und 
Aktionsformen.

Polizistenaussagen wiegen mehr

 Ein Genosse erhielt im Zusammenhang mit den 
Protesten gegen den Naziaufmarsch am 4. September 
2010 in Dortmund (Nordrhein-Westfalen) einen Straf-
befehl. Gegen diesen legte er Widerspruch ein und so 
kam es zu einem Prozess. Der Genosse selbst äußerte 
sich vor Gericht nicht zur Sache – allerdings benannte 
er zwei Entlastungszeugen. Diese sollten bestätigen, 
dass er die ihm vorgeworfenen Taten nicht begangen 
habe. Kaum verwunderlich ist, dass der Genosse den-
noch verurteilt wurde: Die Aussagen der Polizeibeam-
ten waren dem Richter, wie so oft, mehr wert. In das 
Konzept der Aussageverweigerung passt das Benennen 
von Zeugen nur schwerlich. Der Genosse wurde vom 
Bundesvorstand nicht finanziell unterstützt. 

Schwarzfahren ist nicht 
automatisch politisch

 Ein Genosse wurde in Berlin beim Schwarzfahren 
erwischt. Dabei kam es zu einem Scharmützel mit den 
Kontrolleuren und zur Unterstützung eilenden Polizis-
ten. Der Genosse stellte einen Antrag weil er meinte, 
wegen der Actiontage in Berlin gewesen zu sein – die-
se waren zum Zeitpunkt der Kontrolle allerdings schon 
lange vorbei und abgesehen davon haben wir hier die 
politische Aktion im Sinne der Roten Hilfe e.V. nicht 
gesehen. Schwarzfahren und dann Geld bei der Roten 
Hilfe e.V. beantragen geht nicht – macht eine politi-
sche Aktion daraus, dann sind wir dabei!               ❖

… und so solltet ihr euch  
    nicht verhalten:
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verdammtlangquer berlin

■■ Im September 2011 wurden Sonja 
Suder (79) und Christian Gauger (70) 
nach 33 Jahren im Exil von Frankreich 
an Deutschland ausgeliefert. Sonja kam 
in den Knast Frankfurt-Preungesheim, 
Christian auf eine Knastkrankenstation. 
Obwohl er nach einem Herzstillstand im 
Oktober 1997 auf ständige Betreuung 
angewiesen ist, wurde er erst nach über 
einem Monat von der Haft verschont, er 
muss sich nun zweimal die Woche bei 
den Bullen melden. Sonja sitzt weiter 
in Preungesheim und dürfte die älteste 
Untersuchungsgefangene Europas sein. 
Die Staatsanwaltschaft hat im November 
Anklage erhoben und will ihnen 2012 
den Prozess machen1.

Sonja und Christian sollen Mitglieder 
der Revolutionären Zellen (RZ) gewesen 

sein. Die RZ waren seit 1973 neben der 
RAF und der Bewegung 2. Juni die dritte 
Stadtguerillagruppe, sie agierten aus der 
legalen linken Bewegung heraus. Mitte 
der 70er Jahre entstand aus ihrem Kon-
text die feministische Organisation Rote 
Zora. RZ und Rote Zora stellten ihre Akti-
onen Anfang der 90er Jahre ein.
Sonja und Christian werden zwei Anti-
Atom-Anschläge der RZ vorgeworfen: Der 
vom August 1977 richtete sich gegen 
den deutschen Konzern MAN wegen 
dessen Hilfe bei der Herstellung von 
Atombomben des Apartheidregimes in 
Südafrika. Zur Erinnerung: In Südafrika 
herrscht 1977 nach dem Massaker 
von Soweto, bei dem 176 schwarze 
SchülerInnen und StudentInnen von 
der Burenpolizei erschossen wurden, 
blutigste Apartheid. Nelson Mandela sitzt 
als „Terrorist“ auf der Gefängnisinsel 
Robben Island.

Bundesdeutsche Konzerne machen 

gute Geschäfte mit dem Rassisten-Staat. 
Siemens, MAN, Leybold-Heraeus und 
Linde fungieren als Zulieferer für Uranan-
reicherungsanlagen und Hochleistungs-
pumpen, obwohl im Forschungszentrum 
Pelindaba bei Pretoria – in Kooperation 
mit israelischen Militärs – an Atomwaf-
fen gearbeitet wird.

Vorgeworfen wird den beiden auch ein 
Brandanschlag: Am 18. Mai 1978 brennt 
es im Heidelberger Schloss. In einem 
offiziell wirkenden Schreiben heißt es: 
„Als Oberbürgermeister der Stadt Heidel-
berg erkläre ich, dass irgendwelche Be-
hauptungen, ich hätte gestern Nacht im 
Königssaal des Heidelberger Schlosses 
Feuer gelegt, jeglicher Grundlage entbeh-
ren. Richtig ist vielmehr: Ich zerstörte 
und zerstöre Gebäude, die mir bei der 
Sanierung Heidelbergs im Wege stehen.“ 
Für diese frühe Anti-Gentrifizierungs-
aktion soll nach amtlicher Auffassung 
nicht Oberbürgermeister Reinhold Zundel 

Freiheit und Glück  
für Sonja und Christian

„Solidarität ist politisch, nicht 
erst als Solidarität mit Politischen, 
sondern als Weigerung, nur unter 
dem Büttel des Wertgesetzes, nur 
unter dem Aspekt von Tauschwert 
zu handeln. Solidarität ist ihrem 
Wesen nach herrschaftsfreies 
Handeln, als solches immer 
Widerstand gegen den Einfluss 
der herrschenden Klasse auf die 
Beziehungen der Menschen zueinander 
(...).Jede politische Arbeit ist 
auf Solidarität angewiesen.“

(Aus einem Text der RAF von 1972)

1	 Prozesstermine werden auf www.verdammtlangquer.org veröffentlicht.
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(sic!), sondern eine Revolutionäre Zelle 
verantwortlich gewesen sein.

Denunziationen und 
erfolterte Aussagen

Das ganze Verfahren gegen die bei-
den ruht auf zwei hässlichen und ma-
roden Pfeilern: Denunziationen eines 
Kronzeugen und unter folterähnlichen 
Umständen fabrizierte Protokolle. Der 
Kronzeuge ist Hans-Joachim Klein, Mit-
glied des von „Carlos“ geführten Kom-
mandos, das 1975 die Wiener OPEC-
Zentrale besetzte, ein Dutzend Ölminister 
als Geiseln nahm, drei Menschen tötete 
und danach in den Nahen Osten ausreis-
te. Klein wurde angeschossen, überlebte 
aber und schickte Ende 1976 seine Waf-
fe und einen Brief an den „Spiegel“, in 
dem er seine Abkehr vom bewaffneten 
Kampf erklärte, aber auch, dass er nie-
manden verraten wolle. In der Folge lebte 
er unter den Fittichen von Frankfurter 
Exlinken wie Cohn-Bendit in Frankreich. 
Sein Aufenthaltsort war zumindest dem 

Verfassungsschutz bekannt, aber fest-
genommen wurde er erst 1998. Klein 
belastete danach mehrere angebliche 
RZ-Mitglieder – unter anderem Sonja –, 
sie hätten logistische Hilfe für die OPEC-
Aktion geleistet. Klein bekam 2001 vom 
Landgericht Frankfurt Kronzeugenrabatt 
und wurde wegen Geiselnahme und drei-
fachen Mordes zu neun Jahren Knast 
verurteilt, saß aber nur vier ab, die Rest-
strafe erließ ihm der hessische Justiz-
minister auf dem Gnadenwege. Kleins 
Beschuldigungen gegen unter anderem 
Sonja wurden im Urteil des LG Frankfurt 
ausdrücklich als widersprüchlich und 
nicht tragfähig verworfen. Die Anklage 
gegen Sonja enthält jedoch noch immer 
Kleins Beschuldigungen. 

Alle anderen Vorwürfe beruhen 
auf „Aussagen“ von Hermann Feiling. 
Ihm explodierte am 23. Juni 1978 ein 
Sprengsatz auf dem Schoß, der eigent-
lich als Protest gegen die Folterherr-
schaft der damaligen Militärjunta am 
argentinischen Konsulat in München 
hochgehen sollte. Hermann verlor beide 

Augen und seine Beine. Im Kranken-
haus wurde er sofort von LKA und BKA 
isoliert. Staatsschützer, Staatsanwälte 
und ein Richter waren Bewacher und 
„soziales Umfeld“ in einem. Sie woll-
ten die Gunst der Stunde nutzen, um 
„in die Revolutionären Zellen einzudrin-
gen“, wie es Generalbundesanwalt Reb-
mann in einer Pressekonferenz am 4. 
Juli 1978 formulierte. Bereits am Tag 
nach der Explosion wurde mit „Anhö-
rungen“ des lebensgefährlich Verletzten 
begonnen, sie dauerten viereinhalb Mo-
nate – ohne Anwalt seines Vertrauens. 
Unter Einwirkung starker Schmerzmit-
tel und Psychopharmaka  – „Während 
der Vernehmungen war Feiling so erregt,  
daß ihm zusätzlich Valium zur Beruhi-
gung gespritzt  werden mußte“ (Aktenver-
merk) – hielt Hermann einen verhörenden 
Staatsanwalt für (s)einen Rechtsanwalt.

Im September 1980 sagte Herrmann 
über diese Zeit: „Den jahrelang (...) frust-
rierten Fahndern kam mein lebensgefähr-
licher Zustand, die Traumatisierung nach 
der Erblindung, meine völlige Hilfs- und 
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Orientierungslosigkeit gerade richtig. 
1.300 Seiten Vernehmungsprotokolle, die 
von mir stammen sollen, sind Ergebnis 
dieser Situation. Da werden dann auch 
Personen aus meiner damaligen phantas-
tischen Traumwelt in RZ-Zusammenhän-
ge gebracht, beziehungsweise es werden 
Personen belastet, die ich nie kannte.“ 
Seit ein paar Jahren ist bekannt, welchen 
Medikamenten Herrmann ausgesetzt war 
und dass jede wissenschaftliche Bewer-
tung dieser posttraumatischen Extrem-
situation ergibt, dass Herrmanns „Aus-
sagen“ unverwertbar sind. Dass auf sie 
dennoch weiterhin eine Anklage gestützt 
wird, ist einfach skandalös2. 

Im Herbst 1978, inmitten der 
staatlichen Jagd auf Linksradikale, 
bemerken Sonja und Christian, dass 
sie observiert werden, und verreisen 
mit unbekanntem Ziel. 22 Jahre 
später, im Jahr 2000, werden sie 
in Paris festgenommen. Trotz der 
erwähnten neuen Beschuldigungen 
durch den Kronzeugen Klein lehnt ein 
französisches Gericht im Jahr 2000 
den deutschen Auslieferungsantrag ab, 
Sonja und Christian können gegen eine 
Kaution von ein paar hundert Euro in 
Frankreich bleiben. 2007 beantragt die 
deutsche Justiz aber auf Anregung des 
Pariser BKA-Residenten einen neuen, 
„europäischen“, Haftbefehl, wie er nach 
geändertem EU-Recht nun möglich ist. 
2010 stimmt die französische Justiz unter 
Sarkozy der Auslieferung zu, obwohl der 
Haftbefehl inhaltlich überhaupt nichts 
Neues enthält.

Kein Deal. Keine Aussagen.

Sonja und Christian kommen aus der 
Linken der 1960er und 70er Jahre, sie 
haben sich schon damals gegen Knast 
und Repression engagiert. Als ihnen die 
deutsche Staatsanwaltschaft vor zehn 
Jahren Haftverschonung und eine Be-
währungsstrafe anbot, wenn sie freiwillig 
nach Deutschland zurückkommen und 
ein Geständnis ablegen würden, haben 
sie sich nicht auf diesen Deal eingelas-
sen. Sie haben immer jede Aussage ver-
weigert. In einem Interview sagte Sonja 

2010: „Wenn du vorher ausgemacht hast: 
‚Wenn einmal was passiert, dann kein 
Wort, keine Aussage’, dann hast du ein 
sehr sicheres Gefühl. Der Lebensweg der 
beiden zeigt, dass ein Leben ohne bür-
gerliche Karriere und Anpassung an das 
herrschende System möglich war und ist. 
„68er“ wie sie wurden nicht zu Grünen, 
zu Opportunisten oder machtgierigen Po-
litikern. Linke müssen ihre politische 
und persönliche Integrität nicht irgend-
wann irgendwelchen „Sachzwängen“ op-
fern. Ihre Auslieferung und der Prozess 
gegen sie wurde und wird nur deshalb so 
hartnäckig betrieben, weil sie sich ge-
weigert haben, mit der Staatsschutzjustiz 
zusammenzuarbeiten.

Wie in allen politischen Prozessen 
soll legitimer Widerstand zu kriminellen 
Akten umgedeutet werden. Das wirkliche 
Verbrechen war aber die Aufrüstung eines 
Rassistenregimes und nicht der militan-
te Widerstand dagegen, das wirkliche 
Verbrechen war und ist die Zerstörung 
lebenswerter und bezahlbarer Stadtteile, 
nicht der Protest gegen die Gentrifizie-
rung, und das wirkliche Verbrechen war 
und ist das Atomprogramm, nicht der 
Anti-AKW-Widerstand. Während die BRD-
Regierung die Atomexporte deutscher 
Firmen bis heute unterstützt und kein 
einziger Konzern für seine Unterstützung 
des Apartheidregimes zur Verantwortung 
gezogen wurde, soll Sonja und Christian 
wegen Aktionen gegen diese Verbrechen 
nach drei Jahrzehnten der Prozess ge-
macht werden. Und nur, weil das EU-
Recht zu Ungunsten von Flüchtlingen 
und  Asylsuchenden verschärft wurde, 
kamen sie in den Knast. 

Ihre aufrechte Haltung trotz Christi-
ans schwerer Erkrankung und trotz dreier 
Jahrzehnte im Exil verdient Respekt und 
die internationale Solidarität aller, die 
gegen Knast, Staatsschutzjustiz, Atom-
mafia, Rassismus und Gentrifizierung 
Widerstand geleistet haben und weiter 
leisten – nicht zufällig gab es im Wend-
land beim Castor 2011 Transparente und 
Flugblätter, die die lange Tradition des 
Anti-AKW-Widerstandes seit den 1970er 
Jahren unterstrichen und zur Solidarität 
mit Sonja und Christian aufriefen. Sonja 

und Christian sollen internationale Un-
terstützung erfahren – sorgen wir dafür, 
dass sie sich nicht ausgeliefert fühlen!

Wir rechnen damit, dass der 
Prozess gegen Sonja und Christian im 
April oder Mai in Frankfurt am Main 
beginnt. Ein guter Moment, den beiden 
unsere Solidarität zu zeigen und dem 
Staat deutlich zu machen, dass es 
weltweit UnterstützerInnen gibt, die 
den Prozess beobachten. Um diese 
Solidarität sichtbar zu machen, rufen 
wir für die Woche vor Prozessbeginn3 
zu internationalen Aktionstagen auf. Wir 
freuen uns auf kurze Berichte und Bilder 
von euch, die beschreiben/zeigen, wie ihr 
eure Solidarität und/oder Forderungen auf 
Transparenten oder Flyern beispielsweise 
vor eine Deutsche Botschaft, ein 
deutsches Konsulat oder ein Goethe-
Institut getragen habt oder als Zeichen 
der Solidarität in euren jeweiligen Orten 
und Städten Transparente aufgehängt 
oder euch andere schwungvolle Aktionen 
ausgedacht habt. Ihr könnt auch ein 
Protestfax an das Landgericht Frankfurt 
schicken.4

Bitte schickt Bilder/Berichte an:  
kontakt@verdammtlangquer.org, damit 
wir sie in auf www.verdammtlangquer.org  
veröffentlichen können.                     ❖

2 Für unter foltergleichen Bedingungen erlangte „Aussagen“ ist Savvas Xiros ein aktuelles Beispiel. Am 29. Juni 2002 explodierte eine Bombe in seinen Händen. 
Der Aktivist der griechischen „Revolutionären Organisation 17. November“ (17N) wurde während seines 65-tägigen Aufenthaltes auf der Intensivstation unter 
dem Einfluss starker Psychopharmaka verhört. Richter erklärten, dass er gar nicht „festgenommen“ worden wäre. Man hätte ihn bloß mit bewaffneten maskierten 
Polizeibeamten und Geheimdienstagenten „geschützt“ ...

3 Die Tage X werden bekannt gegeben, wenn der Prozesstermin feststeht.

4 Textvorschlag und Adresse/Faxnummer auf www.verdammtlangquer.org

•	 Weitere Infos auf  
www.verdammtlangquer.org

•	 weiterführende Informationen,  
Texte und Materialien zur  
Geschichte der Revolutionären  
Zellen und der Roten Zora: 

     www.freilassung.de/div/texte/rz.htm
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Detlef Georgia Schulze

■■ Auf der homepage des Soli-Bündnis-
ses sind unter dieser Überschrift insge-
samt neun Anträge dokumentiert. – Aber 
kann es das überhaupt geben: „Politi-
sche“ Anträge in einem juristischen Ver-
fahren? Und falls ja: In welchem Sinne 
kann es das geben?

Die AnwältInnen stellen ihre Anträge 
als JuristInnen und – so sehr sie sich 
vielleicht auch um Berücksichtigung po-
litischer Interessen bemühen – nach den 
Regeln eines juristischen Prozesses. Und 
sie müssen die Anträge nach diesen Re-
geln stellen, damit sie in diesem Rahmen 
überhaupt gehört werden.

Das Soli-Bündnis handhabt die An-
träge aber als ‚besondere’ Anträge, als 
Anträge unter der Überschrift „politisch“. 
Und das ebenfalls zwangsläufig, weil sich 
jedenfalls die linksradikale Szene und 
auch ein erheblicher Teil der linkslibera-
len JournalistInnen, die vielleicht eben-
falls angesprochen werden sollen, nicht 
für juristische Fachprobleme, sondern 
für Politik interessieren, oder „politisch“ 
zumindest für eventuell „spektakulär“ 
– und damit für potentiellen Nachrich-
tenwert außerhalb der juristischen Fach-
presse – steht.

Damit ergibt sich schon auf der al-
lerersten Stufe nicht eine produktive Er-
gänzung des juristischen Vorgehens im 
Gerichtssaal und des politischen Vorge-
hens in der allgemeinen Öffentlichkeit; 
sondern die beiden Gruppen von Akteu-
erInnen beziehungsweise die beiden Ar-
gumentationslinien widersprechen sich, 
fallen sich gegenseitig in den Rücken:

Die AnwältInnen erklären im Prozess: 
„Deshalb sind diese Anträge keines-
wegs nur ideologisches Kettenrasseln, 
sondern auch aus rechtlichen Gründen 
zwingend.“ Und die AnwältInnen müssen 

das erklären, ansonsten könnten sie sich 
gleich sparen, überhaupt das Wort zu 
ergreifen. – Und es reicht auch nicht, 
einfach nur zwingende „rechtliche Grün-
de“ zu behaupten, sondern die müssen 
in der konkreten Argumentation auch ir-
gendwie untermauert, plausibel gemacht 
werden – im schlechtesten Fall mit noch 
so sehr an den Haaren herbeigezogenen 
Argumenten.

Auch noch dieses Minimum an Plau-
sibilität wird unterschritten, wenn in der 
allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit diese 
Anträge als „politische“ (und anschei-
nend nicht juristische) herausgehoben 
werden. Die strikte Koppelung „poli-
tisch“ und also „nicht juristisch“ ist zwar 
keine zwingende. Aber dies ist doch die 
Botschaft, die eine solche Überschrift 
vermittelt. – So hieß zur Rechtferti-
gung der Anträge beispielsweise: „Die 

Beweisanträge sollten meiner Meinung 
nach nichts direkt juristisch erreichen, 
sondern politisieren.“

Allerdings ist das mit dem Politi-
sieren gar nicht so einfach, und Recht 
und Politik sind  ohnehin nicht zwei ge-
trennte Wesenheiten. Recht (oder ein 
Gerichtsverfahren) ist nicht eine „bloße 
Form“, eine unbedeutende Hülle, die 
entweder mit staatlicher Repression oder 
linken Inhalten „gefüllt“ werden kann, 
sondern:

Obwohl Recht und Politik nicht iden-
tisch sind, ist Recht und sind Gerichts-
verfahren immer schon politisch – vor 
jedem konkreten politischen Inhalt, der 
dort eventuell zur Sprache kommt. Und 
Recht ist nicht nur deshalb politisch, 
weil Recht ein Produkt von Politik ist, 
weil Recht immer „Klassenrecht“, „Ge-
schlechterrecht“, „Rassenrecht“ ist; 

Politische Beweisanträge?
Ein Rückblick auf die Prozessstrategie im Berliner mg-Prozess

Im Berliner Prozess gegen vermeintliche Mitglieder der – mittlerweile aufgelösten – militanten gruppe (mg), der im 

vergangenen Jahr mit dem Scheitern der Revision der Angeklagten vor dem Bundesgerichtshof1 endete, wurden – wie 

in vielen anderen Prozessen wegen politischer motivierter Straftaten – sogenannte „politische Beweisanträge“ gestellt.

1 http://de.indymedia.org/2011/06/310680.shtml

„Sabotage“
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R e p r e s s i o n

sondern weil die Form „Recht“, weil die 
Existenz von „Recht“, weil die Existenz 
eines Justizapparates, weil die rechts-
förmige Regelung und Erörterung gesell-
schaftlicher Verhältnisse als solche poli-
tisch, aber nicht „links“ ist.

Ich möchte dies am Beispiel des Be-
weisantrages zu MAN, der in dem Ver-
fahren gestellt wurde, erläutern. Dort 
hieß es: „Die beantragte Beweiserhebung 
wird insoweit unter Strafzumessungsge-
sichtspunkten ein mögliches Handeln 
der Angeklagten unter dem Aspekt, hier-
durch Schlimmeres zu verhindern, in ei-
nem anderen, milderen Licht erscheinen 
lassen.“

Wir sehen an dem Beispiel, wie die 
juristische Form den politischen In-
halt transformiert: Aus der angeklagten 
politischen Handlung wird hier etwas 
„Schlimmes“, wenn auch nicht ganz so 
schlimm wie MAN. Diese Begrifflichkeit 
von „Schlimm“ und „Schlimmer’“hat 
eine weitere problematische Konsequenz: 
Der Antrag argumentiert nicht einmal, 
daß die Tat – beispielsweise aufgrund ei-
ner Notwehrlage der von der Bundeswehr 
bekriegten Bevölkerungen – juristisch 
gerechtfertigt war und das Urteil deshalb 
Freispruch lauten müsse, sondern die 
Verteidigung fordert, die Ergebnisse des 
Beweisantrages zu MAN müßten bei der 

Strafzumessung berücksichtigt werden. 
Das heißt: Der staatliche Strafanspruch 
wird akzeptiert und nur noch über das 
Strafmaß gefeilscht.

Ich will gar nicht sagen, daß eine 
Notwehr-Argumentation juristisch haltbar 
gewesen wäre; ich will nur aufzeigen, was 
zwangläufig passiert, wenn sich auf die 
juristische Logik und Lage eingelassen 
wird. Hier: Eine Anerkennung des staat-
lichen Strafanspruchs, gerade weil eine 
Notwehr- oder Notstands-Argumentation 
juristisch nicht überzeugend ist.

Selbst das – die Anerkennung des 
staatlichen Strafanspruchs – ist aber 
nicht einmal das grundlegende Problem. 
Selbstverständlich wäre es im Rahmen 
einer präziseren, auch logisch überzeu-
genden juristischen Argumentation okay, 
vorzubringen, daß für eine Brandstiftung 
mit minimalem Sachschaden oder eine 
Brandstiftung, die im Versuchsstadium 
steckengeblieben ist, nicht der Straf-
rahmen ausgeschöpft werden darf. Das 
ist eine Argumentation, die sich ganz 
offensichtlich auf die geltenden Geset-
ze bezieht, und diese Argumentation ist 
insoweit analytisch zutreffend (und kann 
dann meines Erachtens auch ruhig in 
einen pragmatischen Vorteil für die Ange-
klagten umgemünzt werden, auch wenn 
die Gesetze und der Staat prinzipiell ab-
gelehnt werden).

Schwierig wird es aber, wenn das 
Gleiche nicht im Rahmen einer als sol-
che klar erkennbaren gesetzesimmanen-
ten Argumentation passiert, sondern im 
Rahmen einer Argumentation, die ex-
plizit als politisch (und nicht juristisch) 
auftritt. Im Rahmen einer gesetzesim-
manenten Argumentation geht es darum, 
daß der Staat nicht zu unserem Nachteil 
von seinen Gesetzen abweichen soll. Da 
hat es durchaus Sinn das größere vom 
kleineren Übel zu unterscheiden. Bei 
einer politischen Argumentation geht es 
aber nicht um die Gesetze des Staates, 
sondern um unsere eigenen Inhalte und 
Positionen. Da ist das Zugeständnis, daß 
eine antimilitaristische Brandstiftung 
„schlimmer“, aber nicht ganz so schlimm 
wie MAN sei, fehl am Platze.

•	 Weiterführende Informationen 
und Texte der militanten gruppe –  
auch zur Aktion gegen MAN – von 
2001 bis 2007:  
https://mirror.so36.net/home.arcor.
de/dokumentationX/                      ❖

MAN als wichtiger Zulieferer und  
Ausrüster der deutschen Streitkräfte

Gegründet 1908 als Fusion zweier Stahl- und Eisenhütten zur „Maschi-
nenfabrik Augsburg-Nürnberg AG“ (MAN AG). 1921 übernimmt dann die 
Gutehoffnungshütte die Mehrheit an der damals finanziell stark angeschla-
gen MAN; bis 1986 heißt der Konzern nun GHH. Durch gezielte Beteiligun-
gen und Käufe von weiterverarbeitenden Betrieben – zum Beispiel diversen 
Werften  – steigt das Unternehmen zu einem landesweit operierenden Kon-
zern auf. Durch die Reparationsforderungen der Alliierten an die Weimarer 
Republik nach dem Ersten Weltkrieg, die Besetzung des Ruhrgebiets und 
die Weltwirtschaftskrise verschlechtert sich die Lage des Unternehmens 
massiv. Unter dem faschistischen Regime ab 1933 nimmt das Militärge-
schäft mit der Aufrüstung erheblich zu, das zivile Geschäft wird ignoriert, 
bricht ein. GHH/MAN-Unternehmen liefern U-Boot-Dieselmotoren, Panzer 
und Zylinder für Geschosse sowie Geschütze an die Nazis. Nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs wird der GHH-Konzern von den Alliierten zwar nicht 
zerschlagen, aber doch „entflechtet“. Bergbau, Eisen- und Stahlproduktion 
sowie Weiterverarbeitung „in einer Hand“ sind nicht mehr erlaubt. Die GHH 
mitsamt den süddeutschen MAN-Unternehmen konzentriert sich daher auf 
den Maschinen- und Anlagenbau sowie die Bereiche Nutzfahrzeuge und 
Druckmaschinen. 

1962 allerdings steigt MAN/GHH wieder in das Militärgeschäft ein: 
Die Bundeswehr beschloss, ihren Fuhrpark aus der Aufbauzeit zu ersetzen. 
Gefordert waren zwei-, drei- und vierachsige Landfahrzeuge mit Schwimm-
fähigkeit. 1964 bildete sich dann als Forderung des Bundesamts für Wehr-
technik und Beschaffung  (BWB) das Gemeinschaftsbüro der deutschen 
Nutzfahrzeugindustrie unter der Führung von MAN. Seitdem befindet sich 
die MAN-Serie, eingeführt unter der Bezeichnung mil gl (für militarisiert 
geländegängig), in allen  Teilstreitkräften der Bundeswehr im Einsatz.  
Alle LKW der Serie sind im Baukastensystem aufgebaut und so relativ 
einfach um- oder aufrüstbar. Die Fahrzeuge verfügen alle über ein auf 
Drehringlaffette montiertes Maschinengewehr MG3 und werden in nahezu 
allen sogenannten Auslandseinätzen von den Truppen vor Ort – je nach  
Anforderung – genutzt.

Der Umsatz von MAN stieg 2011 auf den Rekordwert von 16,5 Milliarden 
Euro, die Anteile des operativen militärischen Geschäftes werden in den 
offiziellen Zahlen des Unternehmensberichtes nicht ausgewiesen.
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Ingo Niebel

„Einmal CIA, immer CIA“ ist 

so ein Spruch, den man des 

Öfteren in alten wie jungen 

Spionagestreifen hört. Aber 

er beinhaltet ein Quentchen 

Wahrheit, wobei die Abkür-

zung des US-Auslandsge-

heimdienstes CIA lediglich 

eine Variabel ist, die im 

Prinzip für jede x-beliebige 

Spionageabteilung stehen 

kann. Eng damit verbunden 

ist die Annahme, wonach 

nicht nur jeder Mensch und 

somit alle Agenten sowie 

Agentinnen eine Vergangen-

heit haben, sondern auch 

die geheimen Institutionen, 

denen sie zu Diensten sind. 

Kein Geheimdienst ist aus 

dem Nichts entstanden. 

Das wiederum bedingt, 

dass es nicht ausreicht, den  

Ist-Zustand eines Geheim-

dienstes zu beschreiben, 

ohne sich mit dessen Histo-

rie und Entwicklung ausein-

anderzusetzen. Erst danach 

kann man sich auf kon-

krete Felder konzentrieren, 

wie zum Beispiel die Nähe  

des Verfassungsschutzes zu 

neonazistischen Organisa-

tionen, Parteien und ihren 

Mitgliedern.

D
as Paradebeispiel 
für die obenge-
nannte These 
verkörpert Wal-
demar Pabst. Der 
kaiserliche Offi-
zier machte zu-
erst Karriere im 
Ersten Weltkrieg. 

Seine Kriegserfahrung setzte er während 
der Weimarer Republik gemeinsam mit 

den Freikorps, die aus rechten Militärs 
bestanden, im Kampf gegen die Linken 
ein. Zu seinen prominentesten Opfern 
gehören Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht. Später hielt er engen Kontakt zu 
den geheimen Stellen der Reichswehr 
und der deutschen Industrie, die heim-
lich die Wiederbewaffnung betrieben. 
Diese Arbeit führte er auch unter den Na-
zis fort. Pabst wurde so zu einer Schlüs-
selfigur zwischen Militär, Politik, Ge-

Ein deutscher Inlandsgeheimdienst  
namens Verfassungsschutz
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heimdiensten und Unternehmen. In der 
Endphase des Zweiten Weltkriegs nahm 
Pabst Kontakt zum US-Geheimdienst 
in der Schweiz auf. In der jungen Bun-
desrepublik genoss er den Schutz der 
Adenauer-Regierung und ihres Geheim-
dienstapparates.  Und bis zu seinem Tod 
1970 war er auch in der NPD aktiv.

Pabsts Biografie erfordert zumin-
dest einen kurzen Blick auf die Vor-
geschichte des bundesdeutschen 
Geheimdienstwesens.

Vorgeschichte der deutschen 
Intelligence Community

Die Struktur der heutigen Intelli-
gence Community und ihr Umbau lassen 
sich nur verstehen, wenn man die Ge-
schichte mit berücksichtigt. Als am 8. 
Mai 1945 die faschistische Wehrmacht 
bedingungslos kapitulierte, verfügte das 
Deutsche Reich über einen riesigen Re-
pressionsapparat. Er hieß „Reichssicher-
heitshauptamt“ (RSHA) und unterstand 
der Schutzstaffel des Nazi-Partei NSDAP, 
der SS. So gewaltig wie sein Name war 
seine Kompetenz. Das RSHA kontrollier-
te die Kriminalpolizei und die Geheime 
Staatspolizei (Gestapo). Hinzu kamen 
die beiden Sektionen des Sicherheits-
dienstes (SD) der SS. Der Inland-SD be-
schäftigte  sich mit dem Ausspionieren 
der Bevölkerung in Deutschland, der Aus-
land-SD sammelte Informationen außer-
halb der deutschen Grenzen und verübte 
dort auch Anschläge. 1944 schluckte 
das RSHA den bis dato eigenständigen 
militärischen Geheimdienst, die Abwehr. 
Im Laufe der Jahre hatte diese eng mit 
der Gestapo bei der Spionageabwehr 
zusammengearbeitet. Beim Einmarsch 
in die Nachbarländer stürmten gemein-
same Spezial-Kommandos von Abwehr 
und Gestapo Polizei-, Geheimdienst- und 
Parteibüros in den jeweiligen Haupt-
städten, um dort wichtige Unterlagen 
sicherzustellen. 

Von Berlin aus steuerte das RSHA 
die Erfassung der Juden, ihre Verhaftung 
und den Transport in die Vernichtungs-
lager. An vorderster Stelle operierte die 
Geheime Staatspolizei. Sie organisier-
te die Einlieferung der „Staatsfeinde“ 
in die Konzentrationslager. Die Gestapo 
bestimmte, welcher „Staatsfeind“ nach 
Verbüßung seiner Haftstrafe in ein KZ 
eingewiesen wurde oder freikam. Ge-
gen ihre Entscheidungen war keine Be-
rufung möglich. Das RSHA stellte jene 

„Einsatzgruppen“ zusammen, die hin-
ter der vorrückenden Wehrmacht Juden 
und andere „Staatsfeinde“ festnahm und 
ermordete. 

Bei der Ausarbeitung  des Grundge-
setzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land wurde entschieden, dass polizeili-
che und geheimdienstliche Macht nicht 
noch einmal in einer Regierungsbehörde 
konzentriert werden dürfte. In ihrem so 
genannten „Polizeibrief“ vom 14. April 
1949 an den Parlamentarischen Rat hiel-
ten die Militärgouverneure der westlichen 
Besatzungszonen fest, dass Bundespo-
lizeibehörden keine Weisungsbefugnis 
über Landespolizeibehörden haben soll-
ten. Außerdem durften die Nachrichten-
dienste keine polizeilichen Befugnisse 
besitzen. Aus diesen Vorgaben ist das so 
genannte „Trennungsgebot“ von Polizei-
behörden und Geheimdiensten hervor-
gegangen. Die Schaffung von Polizeien 
und Geheimdiensten regelt Artikel 87 
des Grundgesetzes. Ihre Befugnisse le-
gen die einschlägigen Gesetze fest. Zum 
Trennungsgebot heißt es in Paragraph 2 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes: 
„Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
darf einer polizeilichen Dienststelle nicht 
angegliedert werden.“ An anderer Stelle 
steht: „Polizeiliche Befugnisse oder Wei-
sungsbefugnisse stehen dem Bundesamt 
für Verfassungsschutz nicht zu; es darf 
die Polizei auch nicht im Wege der Amts-
hilfe um Maßnahmen ersuchen, zu denen 
es selbst nicht befugt ist.“ 

Bis zum Beitritt der Deutschen De-
mokratischen Republik  zum Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes am 3. Oktober 
1990 haben sich die verschiedenen Bun-
desregierungen bemüht, das Trennungs-
gebot mehr oder weniger zu respektieren. 
Aber die Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten und der Zusammenbruch 
der Sowjetunion veränderten die außen- 
und sicherheitspolitischen Rahmenbe-
dingungen grundlegend. Die Politik ver-
kündete damals: „Wir sind von Freunden 
umzingelt.“ Die Geheimdienste rutsch-
ten in eine Sinnkrise, nachdem ihnen 
die Hauptgegner – das Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS) der DDR und der 
sowjetische KGB - abhanden gekommen 
waren. Über Reformen wurde viel gere-
det, und die Schlapphüte suchten nach 
neuen Aufgabenfeldern, um ihre Existenz 
weiter zu rechtfertigen. 

In den 1990er Jahren beschloss 
die damalige schwarzgelbe Koalition 
unter Helmut Kohl (1982-1998) den 

Anzeigen

Markus Mohrs Arbeit über die 
Ursprünge der Roten Hilfe in 
Westberlin trägt dazu bei, die 
Geschichte der Roten Hilfe in der 
BRD dem Vergessen zu entreißen und 
ihre Erfahrungen – so sehr sie sich 
auch von den Bedingungen heutiger 
Antirepressionsarbeit unterscheiden – 
für die Gegenwart nutzbar zu machen.

Genossenschutz
Die Rote Hilfe in Westberlin
in den Jahren 1969 bis 1971

Broschüre, DIN A4, 64 Seiten, 5,– E
Herausgegeben von der Roten Hilfe e.V.
und Hans-Litten-Archiv e.V.

Markus Mohr:
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verstärkten Einsatz der Bundeswehr au-
ßerhalb des Nato-Gebiets. Zu ihren neu-
en Zielen gehörte  die „Aufrechterhal-
tung des freien Welthandels“ und den 
„ungehinderten Zugang“ Deutschlands 
zu den Märkten und Rohstoffen weltweit 
zu garantieren. Die rotgrüne Regierung 
unter Gerhard Schröder (1998-2005) 
setzte diese Entwicklung fort, indem sie 
zum ersten Mal seit 1939 Deutschland 
in den Krieg führte: 1999 gegen Jugosla-
wien und 2001 gegen Afghanistan. Damit 
erweiterte sich auch das Einsatz- und  
Aufgabengebiet der deutschen Intelli-
gence Community, wie wir noch sehen 
werden.

Einen weiteren Meilenstein auf dem 
Weg der deutschen Geheimdienste in 
eine neue Zukunft stellten die Anschläge 
vom 11. September 2001 in New York 
und Washington dar. Seitdem gibt es 
wieder ein klares Feindbild: „den“ Isla-
misten à la Osama Bin Laden. Der da-
malige Innenminister Otto Schily (SPD) 
brachte ein „Sicherheitspaket“, den so 
genannten „Otto-Katalog“, auf den Weg. 
Dadurch erhielten die Polizeibehörden 
größere Kompetenzen. Parallel dazu be-
kamen die Geheimdienste neue Befug-
nisse. Im Sommer 2006 beschloss die 
Große Koalition von CDU/CSU und SPD 
(2005-2009), dass Schilys „Sicherheits-
gesetze“ weiter in Kraft blieben. Parallel 
dazu ließ der damalige Innenminister 
Wolfgang Schäuble (CDU) nichts unver-
sucht, um den Einsatz der Bundeswehr 
im Innern zu legalisieren. 

Rückblickend kann man sagen, dass 
die Politik seit 1990 die „Sicherheits-
architektur“ der Bundesrepublik mas-
siv umbaut. Die tiefsten Veränderungen 
erlebt die deutsche Intelligence Com-
munity. Mit der Selbstauflösung des 
sogenannten Nationalsozialistischen 
Untergrunds (NSU) im November 2011 
steht der Verfassungsschutz erneut im 
Mittelpunkt von Überlegungen, diesen 
Geheimdienst den neuen politischen 
Rahmenbedingungen im In- und Ausland 
anzupassen. 

Der V-Schutz aktuell

Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz (BfV) ist nach dem Bun-
desnachrichtendienst (BND) der 
zweitgrößte Geheimdienst, der der Bun-
desregierung zuarbeitet. Er hat seinen 
Sitz in Köln, ist aber dem Bundesinnen-
ministerium angegliedert. Das BfV gilt 

als Inlandsgeheimdienst, weil es im Ge-
gensatz zum BND vorwiegend in Deutsch-
land zum Einsatz kommt. Das  Bundes-
amt hat etwa 2400 Mitarbeiter. Hinzu 
kommen nochmal 3100 Angestellte und 
Beamte, die in den 16 Landesämtern 
Dienst tun. Seit 2000 leitet der SPD-Po-
litiker Heinz Fromm die Kölner Behörde. 
Er hatte zuvor das Hessische Landesamt 
für Verfassungsschutz geführt und war 
danach als Staatssekretär im Innenminis-
terium tätig.

Das BfV entstand 1950 auf der Basis 
des alliierten „Polizeibriefes“ und des 
Grundgesetz-Artikels 87. Dem Bund wur-
de es gestattet, eine „Stelle zur Samm-
lung und Verbreitung von Auskünften 
über umstürzlerische, gegen die Bun-
desregierung gerichtete Tätigkeiten zu 
errichten.“ Ein Bundesgesetz  regelt sei-
ne Aufgabenfelder und die Zusammen-
arbeit mit den anderen Geheimdiensten. 
Auf Länderebene bestimmen ebenfalls 
Gesetze den Wirkungsbereich des In-
landsgeheimdienstes. Das BfV verfügte 
2005 über einen Etat von 137 Millionen 
Euro. Das Bundesamt untersteht dem 
Bundesinnenministerium in Berlin, die 
Landesämter dem Innenministerium des 
jeweiligen Bundeslandes. Das BfV ist 
nicht befugt, den Landesämtern Weisun-
gen zu erteilen. 

Konkret beobachtet der 
Verfassungsschutz den so genannten 
„Links- und Rechtsextremismus“, 
betreibt  Spionageabwehr, bekämpft 
„den“ Terrorismus, die Wirtschafts- 
und Industriespionage  und überwacht 
die Arbeit der Scientology-Sekte in 
Deutschland. Über seine Tätigkeit 
veröffentlicht das BfV einen jährlichen 
„Verfassungsschutzbericht“. Das machen 
auch die Landesämter. Die öffentlichen 
Berichte dienen weniger der Information 
über die tatsächliche Arbeit der 
Inlandsgeheimdienste, sondern zeigen 
eher die roten Linien auf, bis zu denen 
der deutsche Staat eine bestimmte Art 
von politischer Arbeit noch duldet. 

Zur Arbeitsweise der Dienste gehört 
das Auswerten „öffentlich zugänglicher 
Quellen“. Damit sind in erster Linie 
Publikationen gemeint. Neben der Be-
obachtung öffentlicher Veranstaltungen 
hält sich der Verfassungsschutz so ge-
nannte V(ertrauens)-Leute, die ihn mit 
Insider-Informationen versorgen sollen. 
Außerdem ist ihm gestattet, Telefonate 
und Räume abzuhören sowie die Post 
zu kontrollieren. Die Befugnisse des 

Verfassungsschutzes sind seit 2001 mas-
siv erweitert worden. 

Die Geschichte des V-Schutzes

Die Geschichte des Verfassungs-
schutzes begann mit einem Skandal, 
dem weitere folgen sollten. 1954 ver-
schwand sein erster Präsident Otto 
John unter mysteriösen Umständen und 
tauchte einige Tage später in der DDR 
wieder auf. Nach seiner Rückkehr in die 
Bundesrepublik wurde er zu vier Jahren 
Haft verurteilt. Die Umstände seines Ver-
schwindens sind bis heute nicht eindeu-
tig aufgeklärt. Sein Nachfolger Hubert 
Schrübbers musste 1972 zurücktreten, 
als bekannt wurde, dass er unter den 
Nazis als Staatsanwalt tätig war. Hinzu 
kam, dass seit der Gründung des BfV und 
seiner Landesämter zahlreiche SS-An-
gehörige, die bei der Gestapo oder dem 
SD tätig waren, hohe Posten bekamen. 
Die „Rechtslastigkeit“ des Verfassungs-
schutzes stellt eine Skandalschiene dar, 
die sich bis heute fortzieht. Seine Un-
terwanderung durch „Kundschafter“ des 
MfS und des sowjetischen KGB zeigt die 
andere Reihe von Pannen, über die heute 
niemand mehr sprechen möchte. Ausge-
rechnet der Leiter der Spionageabwehr 
im BfV, Hans Joachim Tiedge, türmte 
1985 in die DDR, als er seine Enttarnung 
als Agent befürchtete. 

Auch beim „Anti-Terror-Kampf“ der 
70er Jahre bekleckerte sich der Ver-
fassungsschutz nicht mit Ruhm. 1978 
organisierte das niedersächsische Lan-
desamt einen Bombenanschlag auf die 
Haftanstalt in Celle, um so V-Leute in die 
linke „terroristische Szene“ einzuschleu-
sen. Das Vorhaben scheiterte, die Presse 
deckte die wahren Hintergründe der Tat 
auf. Unaufgeklärt bleibt bis heute, wer 
den V-Mann Ulrich Schmücker 1974 in 
Berlin ermordete. Das Verfahren wurde 
1991 eingestellt. Die Wahrheit ließ sich 
nicht mehr feststellen, nachdem der Ver-
fassungsschutz von Anfang an mit der 
Staatsanwaltschaft die Ermittlungen ma-
nipuliert hatte. Daher weiß man nicht, 
ob Schmückers Mörder aus den Reihen 
der sogenannten „gewaltbereiten“ lin-
ken Szene kam oder für den bundesdeut-
schen Inlandsgeheimdienst arbeitete. 

2000 flog der Münchener Filmema-
cher Manfred Schlieckenrieder als Mit-
arbeiter diverser staatlicher und privater 
Geheimdienste auf. Er hatte vorwiegend 
Umweltschützer und Linke ausspioniert.
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Als Erfolg verbuch-
te der Verfassungs-
schutz seinen V-Mann 
Klaus Steinmetz. Der 
Spitzel brachte die 
Fahnder auf die Spur 
der Mitglieder der 
Rote Armee Frakti-
on (RAF) Birgit Ho-
gefeld und Wolfgang 
Grams. 1993 endete 
die Festnahmeaktion 
in Bad Kleinen im Fi-
asko: Grams und ein 
GSG9-Polizist starben 
bei einem Schuss-
wechsel, Hogefeld 
wurde verhaftet. Die 
Zweifel, dass der Po-
lizist im „friendly fire“ starb, während 
das RAF-Mitglied mit einem aufgesetzten 
Kopfschuss hingerichtet worden sein soll, 
wurden nie ausgeräumt. 

Dass es bis Anfang 2012 keine Neu-
auflage des Verbotsverfahrens gegen die 
neonazistische Nationaldemokratische 
Partei Deutschlands (NPD) gab, lag unter 
anderem am Verfassungsschutz. Ende 
März 2008 weigerten sich acht unions-
geführte Bundesländer Innenminister 
Wolfgang Schäuble entsprechende In-
formationen zur Verfügung zu stellen. 
„Aus juristischen wie nachrichtendienst-
lichen Gründen“, hieß es unisono. Ein 
Verbotsverfahren würde bedingen, dass 
der Verfassungsschutz seine V-Leute aus 
der NPD abziehen müsste. Da nicht klar 
war, wer in welcher Funktion innerhalb 
der Neonazi-Partei für den Inlandsge-
heimdienst arbeitet, scheiterte der erste 
Verbotsantrag 2003. Damit ergibt sich 
die widersprüchliche Situation, dass die 
Behörde, die die Verfassung schützen 
soll, durch ihr Handeln dazu beiträgt, 
dass eine rechtsextreme Organisation, 
die die verfassungsrechtliche Ordnung 
in Frage stellt, weiterhin existieren kann. 

Viel mehr Elan zeigt der Verfassungs-
schutz bei der Verfolgung so genannter 
„Linksextremer“. 2003 erfuhr der Frak-
tions-Vorsitzende der PDS im Thüringer 
Landtag, Bodo Ramelow, dass der Ver-
fassungsschutz in Land und Bund über 
ihn eine Akte führte. Es folgte eine jah-
relange Auseinandersetzung vor Gericht, 
wo der Politiker auf Akteneinsicht klagte. 
Im Januar 2008 urteilte das Kölner Ver-
waltungsgericht, dass die Beobachtung 
des Bundestagsabgeordneten von „Die 
Linke“ durch den Verfassungsschutz 

rechtswidrig ist und er nicht länger ge-
heimdienstlich überwacht werden darf, 
da die gesetzlichen Voraussetzungen 
dafür nicht mehr vorliegen. Einsicht in 
seine Verfassungsschutzakten erhielt Ra-
melow aber nicht. Daher kann er auch 
nicht sicher sein, dass der Inlandsge-
heimdienst ihn nicht doch noch indi-
rekt beobachtet. Schließlich überwacht 
der Dienst weiterhin einzelne Struktu-
ren der „Linken“ wegen unterstellter 
Verfassungsfeindlichkeit. 

Dass der Verfassungsschutz seine 
Gegner aus dem linken Lager unter Dau-
erbeobachtung stellt, zeigt der Fall des 
Bremer Bürgerrechtlers Rolf Gössner. 
Seit 1970 sammeln die Schlapphüte die 
Artikel des Juristen in linken Publikatio-
nen oder beobachten seine öffentlichen 
Auftritte. Gössner, der seinerzeit die Grü-
nen im niedersächsischen Landtag bera-
ten hat, ist mittlerweile Vorsitzender der 
Internationalen Liga für Menschenrechte 
und stellvertretender Richter am Staats-
gerichtshof der Freien und Hansestadt 
Bremen. Aber er steht nach wie vor  un-
ter Beobachtung. 2006 ist Gössner vor 
Gericht gezogen, um endlich Einsicht in 
die Geheimdienstakten zu bekommen. 
Der Anwalt klagt auf vollständige Aus-
kunft über alle zu seiner Person gespei-
cherten Daten. Das BfV verweigert ihm 
die Angaben über insgesamt 17 als Ver-
schlusssachen eingestufte Informationen. 
Als Grund nennt es „Geheimhaltung“ 
und den Schutz von „Quellen“. Gössner 
will außerdem erreichen, dass einerseits 
die Rechtmäßigkeit der Datenerfassung 
gerichtlich überprüft wird und anderer-
seits ob eine Löschung der Daten erstrit-
ten werden kann. Hierzu ist noch ein 

Verfahren anhängig. 
Gössner und Ramelow 
sind keine Einzelfälle.

Der Verfassungs-
schutz hat in seinem 
„nachrichtendienst-
lichen Informations-
system“ (NADIS) etwa 
eine Million Men-
schen gespeichert. 
Die Hälfte der Ein-
träge soll aus so ge-
nannten „Sicher-
heitsüberprüfungen“ 
stammen. Diese wer-
den nicht nur bei der 
Einstellung in den 
Staatsdienst oder bei 
„sicherheitsrelevan-

ten“ Bereichen in der Industrie gemacht, 
sondern auch bei der Bundeswehr. Der 
Ansprechpartner des BfV ist dort der 
Militärische Abschirmdienst (MAD), der 
gemeinhin als der „kleine, uniformierte 
Bruder“ des V-Schutzes gilt, obwohl auch 
er in den letzten zehn Jahren seine Kom-
petenzen wegen der Auslandseinsätze der 
Bundeswehr erweitern konnte.

Dass die Zukunft des V-Schutzes in 
seiner jetzigen Struktur mehr als fraglich 
ist, hat weniger mit seiner Nähe zur NSU 
und seiner Unfähigkeit zu tun, die Nazi-
Killer durch die Polizei festnehmen zu 
lassen. Dieser Skandal dient vielmehr 
dazu, die in über 50 Jahren verkrusteten 
Strukturen aufzubrechen, um daraus die 
neue „Sicherheitsstruktur“ zu bauen. 
Gerade CDU-Kreise verfolgen die Idee, 
das Bundeskriminalamt (BKA) mit den 
Funktionen der US-Bundespolizei FBI 
auszustatten. Letztere ist unter anderem 
für die Spionageabwehr zuständig. Diese 
Kompetenz nimmt noch der V-Schutz 
federführend wahr. Aus der Perspektive 
der herrschenden Kreise in der BRD be-
trachtet reicht es vollkommen aus, wenn 
das zukünftige Geheimdienst- und Poli-
zeiwesen auf den drei Säulen BKA mit 
Bundespolizei, BND und Bundeswehr 
ruht. Der V-Schutz steht damit in großen 
Teilen zur Disposition. Die Umsetzung 
hapert noch an innenpolitischen wie in-
nerparteilichen Befindlichkeiten. Aber es 
dürfte nicht wundern, wenn die Untersu-
chungsausschüsse zum NSU-Terror zu ei-
ner tiefgreifenden Reform des V-Schutzes 
führen würden.

•	 Weiterführende Informationen
http://www.geheim-magazin.de       ❖

Anzeige
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Zur Funktion des Verfassungsschutzes

Unsere V-Männer sind  
keine Pastorentöchter“

(Heinz Fromm, Präsident des  

Bundesamts für Verfassungsschutz)

„
Michael Dandl, Heidelberg

 

D
ie Bundesrepub-
lik Deutschland ist 
– vereinfacht darge-
stellt – ein national-
staatlich fixiertes, 
bürgerlich-kapitalis-
tisches Akkumulati-
onsregime, das von 
diversen Unterdrü-

ckungsverhältnissen wie Rassismus oder 
Sexismus amalgamiert wird. Es unterliegt 

– wie jede herrschende Ordnung, wie je-
des warenproduzierende Patriarchat – 
dem Selbsterhaltungsprinzip, das heißt: 
es will sich als dominanzkulturell struk-
turiertes Gesellschaftssystem repräsen-
tativ-demokratischer Prägung permanent 
vor tiefgreifendem strukturellen Wandel 
schützen (zum einen durch Integration 
bestimmter Bevölkerungsteile, zum ande-
ren durch unterschiedlich wirksame Ex-
klusion). Hier setzt staatliche Repression 
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an _ in Bezug auf den Inlandsgeheim-
dienst, um den es im Folgenden primär 
gehen soll, zum „Schutz der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung, 
des Bestandes und der Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland und ihrer 
Länder“.

Die Zielgruppe  
staatlicher Repression

Ziel dieser staatlichen Repression 
sind alle hier lebenden Menschen, die 
aus gesellschaftsverändernder Motivation 
heraus das jeweils geltende Gesetz über-
treten oder übertreten könnten; zu ihren 
politischen Mitteln, die der Aufrechter-
haltung von Konsens und Herrschafts-
förmigkeit des eigenen bürgerlichen 
Sozialgefüges dienen, gehören Abschre-
ckung, Vorbeugung, Konfrontation und 
Vergeltung.

„Grundlegendes Ziel staatlicher Re-
pression ist die Machterhaltung, die 
durch Abschreckung, Ausgrenzung und 
Entpolitisierung der politischen Gegner_
innen durchgesetzt wird“.1 „Ein wirksa-
mes und reichlich erprobtes Mittel zur 
Bekämpfung politischer Gegner_innen 
ist die Kriminalisierung und politische 
Unterdrückung. Ein ganzes Arsenal von 
Herrschaftstechniken steht dafür zur 
Verfügung.“2

Trotzdem sollte bei der Ausein-
andersetzung mit den spalterischen, 
isolierenden, entpolitisierenden, kri-
minalisierenden und schlussendlich le-
bensbedrohlichen Mechanismen politi-
scher Unterdrückung vermieden werden, 
„den Staat“ und seine Repressionsorga-
ne (Polizei, Justiz, Geheimdienste) als 
monolithischen Block zu deklarieren, 
weil „er“ das einfach nicht ist: Inner-
halb des staatlichen Gefüges handeln 
nicht alle Akteur_innen gleichgeschaltet, 
auch wenn der Staat – als Form – das 
institutionelle Zentrum der Regulation 

der gesellschaftlich konstruierten Ver-
hältnisse („Klasse“, „Geschlecht“, „Ras-
se“, „Nation“) bildet. Die Anerkennung 
dieser Gebrochenheit beim behördlichen 
Versuch, über divergente Ausprägungen 
von Einschüchterung und Disziplinierung 
staatskonformes Verhalten herzustellen, 
ist unerlässlich für das Leisten sinnvoller 
antirepressiver Arbeit.

Welche Behörden sollen die 
BRD vor wem schützen?

Wie bereits beschrieben: Jede und 
jeder, die oder der in irgendeiner Form 
politisch aktiv ist oder gar systemoppo-
sitionellen Widerstand leistet, kann ins 
Blickfeld staatlicher Repressionsorgane 
geraten. Es gibt die unterschiedlichsten 
Behörden, die auf die linken Politakti-
vist_innen losgelassen werden können: 
Das reicht vom Bundesnachrichtendienst 
(BND) über den Militärischen Abschirm-
dienst (MAD) bis hin zum Bundeskrimi-
nalamt (BKA) und zu den politischen 
Polizeien. Der Inlandsgeheimdienst, der 
hier näher beleuchtet werden soll, ist 
also nur ein Teil dieses engmaschigen 
Geflechts aus über die ganze BRD verteil-
ten Repressionsorganen.3

Und trotzdem haben es Menschen 
aus linken/linksradikalen Zusammen-
hängen – abgesehen von den vor Ort 
agierenden (uniformierten oder zivilen) 
Polizeibeamt_innen – meistens mit die-
sem Inlandsgeheimdienst und seinen 
jeweiligen Mitarbeiter_innen zu tun.4 Die 
Justiz ist – wenn überhaupt – das letzte 
Glied in der Kette staatlicher Repression 
bei so genannten politisch motivierten 
Straftaten (selbstverständlich vor dem 
Knast oder vor der Abschiebung in ein 
anderes Land). Sie ist - auch wenn in 
diesem Zusammenhang von den unver-
besserlichen Apologet_innen des „de-
mokratischen Rechtsstaats“ immer die 
„Unabhängigkeit der Gerichte“ postuliert 

wird – per se politisch: Im Übrigen nicht 
nur, weil ihre Mittel und Sanktionsmög-
lichkeiten auf gesellschaftlichen Grun-
dentscheidungen, -prinzipien und -struk-
turen basieren, die im Verlauf politischer 
Entscheidungsfindungsprozesse in Recht 
und Gesetz transformiert wurden, wie 
schon Karl Marx im 3. Band von „Das 
Kapital“ schreibt:

„Es ist ferner klar, dass es ... im In-
teresse des herrschenden Teils der Ge-
sellschaft ist, das Bestehende als Gesetz 
zu heiligen und seine durch Gebrauch 
und Tradition gegebenen Schranken als 
gesetzlich zu fixieren.“ 

Der Inlandsgeheimdienst

Bei diesem Inlandsgeheimdienst, der 
sich euphemistisch als „Verfassungs-
schutz“ tituliert, handelt es sich um eine 
der tragenden Säulen der bundesrepu-
blikanischen Sicherheitsarchitektur, an 
deren lückenlos-funktionaler Gebäude-
struktur seit mehr als sechs Jahrzehnten 
gearbeitet wird. Er ist als Gesamtapparat 
föderal aufgebaut und auf Landesebene 
dienstbehördlich den jeweiligen Innen-
ministerien unterstellt5; bei der zusätz-
lich existierenden zentralen Bundes-
behörde in Köln unter Präsident Heinz 
Fromm sind derzeit offiziell fast 3.000 
Personen beschäftigt. Unter westalliierter 
Aufsicht wurde der Dienst im Novem-
ber 1950 als antikommunistische Ins-
titution, als „Bollwerk gegen den Kom-
munismus“ gegründet, um „Auskünfte 
über umstürzlerische, gegen die Bun-
desregierung gerichtete Tätigkeiten“ zu 
sammeln und an entsprechende Stellen 
weiterzuleiten. Obwohl im Bundesver-
fassungsschutzgesetz (BVerfSchG) die 
Trennung geheimdienstlicher („nachrich-
tensammelnder“) und polizeilicher („ex-
ekutiver“) Tätigkeiten festgeschrieben 
wurde, um die erneute Herausbildung 
einer Geheimen Staatspolizei nach dem 

1	 Autor_innenkollektiv (Hrsg.): Durch die Wüste. Ein Antirepressions-Handbuch für die politische Praxis, Unrast-Verlag, Münster 2000, S. 13

2	 Vgl. „FDGO & Co.“ in: arranca! Zeitung für eine linke Strömung, Nr 24, Berlin 2002, S. 41.

3	 Auf www.verfassungsschutz-bw.de heißt es hierzu lapidar: „Zu dem umfassenden Schutzsystem unserer wehrhaften Demokratie gehört allerdings nicht allein der 
Verfassungsschutz. So verfolgen zum Beispiel auch Polizei und Staatsanwaltschaften Straftaten, die sich gegen die Verfassung richten.“ (Stand: 2. April 2012)

4	 Nicht vergessen werden sollte hierbei selbstverständlich der Staatsschutz, der als Dezernat der jeweiligen Kriminalpolizeien für alle „politisch motivierten Straftaten“ 
(innerhalb eines behördlich definierten Einsatzbereichs) zuständig ist und beispielsweise Kontakt hält zu Verdeckten Ermittler_innen (VE), die auf der Basis des 
jeweils gültigen Polizeigesetzes in die linke Szene eingeschleust werden (siehe hierzu auch www.spitzelklage.blogsport.de zum Heidelberger VE-Skandal).

5	 Offiziell gibt es in der Hälfte der 16 Bundesländer eigene Landesämter für Verfassungsschutz: Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg, Bayerisches 
Landesamt für Verfassungsschutz, Landesamt für Verfassungsschutz Bremen, Landesamt für Verfassungsschutz der Freien und Hansestadt Hamburg, Landesamt 
für Verfassungsschutz Hessen, Landesamt für Verfassungsschutz Saarland, Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen, Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz; 
wohingegen in diesen Ländern der „Verfassungsschutz“ eine Abteilung des Innenministeriums ist: Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein. Trotzdem ist – wie im Text betont – bei all diesen Einrichtungen die oberste 
Dienstaufsichtsbehörde das jeweilige Landesministerium des Innern.
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Vorbild der staatsterroristischen Behörde 
des NS-Staats zu verhindern, tummelten 
sich gerade in den Anfangsjahren viele 
ehemalige NS-Täter bei den Ämtern für 
„Verfassungsschutz“.6 In der so genann-
ten Blockkonfrontation war es wichtig, 
den politischen Feind, der auch nach 
dem von Faschisten angezettelten Zwei-
ten Weltkrieg links zu verorten war und 
in Form der DDR direkt vor der Haustür 
stand, mit allen nachrichtendienstlichen 
Mitteln zu erfassen und letzten Endes zu 
zerschlagen.7

Seither hat sich diese explizit anti-
linke, im west-östlichen Systemkonflikt 
„gefangene“ Staatssicherheitsagentur 
zu einer selbständig operierenden politi-
schen Akteurin entwickelt, die unter der 
konstruierten Prämisse, den Schutz der 
„freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung“ (FDGO) zu gewährleisten, im Ext-
remfall Sprengstoffanschläge durchführt 
(„Celler Loch“8) oder die Existenz na-
zistischer Terrororganisationen absichert 
(„Nationalsozialistischer Untergrund“ 
NSU). „Letztere gelten als Verbündete im 
„politischen Krieg“ und erhalten nicht 
nur üppige finanzielle Förderung, sondern 
werden auch entsprechend gesteuert. Das 
Mittel hierfür war und ist der so genannte 
V-Mann. Sowohl das 2003 gescheiter-
te NPD-Verbotsverfahren als auch die 
jüngsten Enthüllungen über den „NSU“ 
sprechen in dieser Hinsicht eine allzu 
deutliche Sprache. Bereits 1968 hieß es 
in einem Ausbildungshandbuch des VS, 
dass V-Leute die Funktion hätten, die 
„Beschlüsse eines verfassungsfeindli-
chen Gremiums in einem dem Auftragge-
ber gewünschten Sinne zu beeinflussen.“ 

Der „Verfassungsschutz“ der 
Bundesrepublik Deutschland

Von den Befugnissen her ist der 
Sachverhalt eigentlich eindeutig fixiert: 

„Verfassungsschützer_innen“ haben – 
mit „wehrhaft-demokratischem“ Blick 
auf die so genannte Innere Sicherheit 
(des Bundes und der Länder) – aus-
schließlich zu beobachten und das Be-
obachtete auszuwerten („Die Sammlung 
und Auswertung sach- und personenbe-
zogener Auskünfte, Nachrichten und Un-
terlagen“). Den selbstlegitimatorischen 
Dreh- und Angelpunkt ihres Berufsstan-
des bildet dabei der in § 1, Absatz 1 des 
BVerfSchG angeführte Schutz der bereits 
häufiger angesprochenen „freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung“.

Laut seinem offiziellen Aufgabenkata-
log soll der VS gegen
a) die „ungesetzliche Beeinträchtigung 
der Amtsführung der Verfassungsorgane“,
b) „Bestrebungen, die durch Anwendung 
von Gewalt (...) auswärtige Belange der 
BRD gefährden“ und
c) „Bestrebungen, die gegen den Gedan-
ken der Völkerverständigung (...) gerich-
tet sind“angehen 9.

Der „Verfassungsschutz“ (VS) ist also 
ein innerstaatlicher Geheimdienst. In den 
entsprechenden Regelungen zur Arbeit 
des VS heißt es unter anderem in § 3, 
Absatz 1:

„Aufgabe des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz und der Landesämter für 
Verfassungsschutz ist die Sammlung und 
Auswertung von Auskünften, Nachrichten 
und sonstigen Unterlagen über Bestre-
bungen, die eine Aufhebung, Änderung 
oder Störung der verfassungsmäßigen 
Ordnung im Bund oder in einem Land 
oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung 
der Amtsführung von Mitgliedern verfas-
sungsmäßiger Organe des Bundes oder 
der Länder zum Ziele haben.“

Konkret sammelt der VS in erster Li-
nie Informationen aus allen Quellen über 
alles, was er als „verfassungsfeindlich“ 
ansieht. Die Quellen reichen dabei von 
Informationen direkt von der Polizei über 

Spitzel und Verdeckte Ermittler_innen 
bis hin zu elektronischen Abhörmaßnah-
men von Telefonen und Wohnungen. Zu-
sätzlich arbeitet der VS aber auch im Un-
tergrund und greift durch V-Leute aktiv in 
politische Aktivitäten ein: Oft verbreiten 
VS-Mitarbeiter_innen Gerüchte und Lü-
gen oder stiften auch selber andere zu 
Straftaten an.10

Der VS hat laut Gesetz ausdrücklich 
keine polizeilichen Befugnisse, das heißt 
er darf keine Verhaftungen, Durchsuchun-
gen, Beschlagnahmungen, Vorladungen 
und so weiter vornehmen. Jedoch ist es 
auch mit der grundgesetzlichen Trennung 
von Polizei und Geheimdiensten nicht 
mehr weit her, da beide in bestimmten 
Gremien zusammenarbeiten und beide 
die gleiche oberste Dienstaufsichtsbehör-
de haben (das Innenministerium).

„Verfassungswidrigkeit“

Die wichtigste Begriffssäule für die 
Selbstlegitimierung des Verfassungs-
schutzes ist aber nach wie vor die so 
genannte Verfassungswidrigkeit. Alles 
Verfassungswidrige soll erkannt, isoliert 
und eliminiert werden (wenn es politisch 
gewollt ist). Der Begriff wird zunächst 
auf die Gesetzgebung und die mit ihrem 
Zustandekommen verquickten Parteien 
angewendet. Ein Gesetz ist beispielswei-
se „verfassungswidrig“, wenn es nach 
seinem Zustandekommen oder nach sei-
nem Inhalt nicht mit der Verfassung zu 
vereinbaren ist. (Selbstverständlich ist 
das Maß aller Dinge die jeweils existie-
rende Verfassung, die ja selbst schon das 
Produkt sozialer und politischer Kämpfe/
Entscheidungsfindungsprozesse und be-
stimmt nicht als Gottesgabe vom Himmel 
gefallen ist.)

Im Bereich des „Verfassungsschut-
zes“ ist vor allem die Verfassungs-
widrigkeit von Parteien und sonstigen 

6	 Zu diesen Nationalsozialisten gehörten zum Beispiel Hubert Schrübbers (BfV-Präsident von 1955 bis 1972), der NS-Staatsanwalt in den von ihm initiierten 
Hochverratsprozessen gegen Antifaschist_innen war, Johannes Strübing, der als SS-Hauptsturmführer im Dienste der Gestapo maßgeblich an der Liquidierung der 
antifaschistischen Widerstandsgruppe „Rote Kapelle“ beteiligt war, und Franz Alfred Six. Siehe hierzu auch Lutz Hachmeister: „Der Gegnerforscher. Die Karriere des 
SS-Führers Franz Alfred Six“, München 1998.

7	 „Insofern ist der VS in der Tat ein Produkt und Instrument des Kalten Krieges. Er gehörte in die Gemengelagen des west-östlichen Systemkonflikts. Der neu 
entstandene Nachrichtendienst schöpfte das Erfahrungswissen des Verfolgungsapparates der NS-Diktatur ab, indem er auf die darin involvierten Spezialisten 
zurückgriff. (...) Die konservative Adenauer-Regierung (konnte) weder auf der Bundesebene noch auf der Ebene der Länder (...) auf kriminelle NS-Täterkreise 
verzichten.“ (Hartmut Rübner: „In ziviler Gesellschaft – Gegenaufklärung von Extremismusforschern und Verfassungsschützern“, in: ders./Markus Mohr (Hrsg.), 
„Gegnerbestimmung. Sozialwissenschaft im Dienste der inneren Sicherheit“, Münster 2010, S. 20.)

8	 Dieser berühmt-berüchtigte VS-Bombenanschlag auf die Celler Justizvollzugsanstalt am 25. Juli 1978 ist später unter dem Namen „Aktion Feuerzauber“ in die 
Geschichte unzähliger Geheimdienstaffären eingegangen.

9	 Alle Zitate aus dem Bundesverfassungsschutzgesetzestext (§ 3, Absatz 1) 

10	 Nachdem immer wieder einige „Skandale“, für die Mitarbeiter des  Verfassungsschutzes verantwortlich zeichnen, bekannt geworden waren, ist nun mit dem NSU-
Skandal ein wahrscheinlich nicht mehr zu toppender Höhepunkt erreicht worden, der nochmals deutlich gemacht hat, dass ihr außerhalb des gesetzlichen Rahmens 
stehendes Tätigkeitsfeld vom Aufbau lokaler Nazi-Strukturen über das Verfassen faschistischer Pamphlete bis hin zum Organisieren von Bonehead-Konzerten und dem 
Mitwirken in militanten Fascho-Bands reicht.
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Organisationen von Bedeutung. Gemäß 
Art. 21 Abs. 2 GG sind Parteien verfas-
sungswidrig, wenn sie nach ihren Zielen 
oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger_
innen darauf ausgelegt sind, die FDGO 
zu beeinträchtigen oder zu beseitigen 
oder den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland zu gefährden. Es genügt 
nicht, wenn die Partei die FDGO nicht 
anerkennt, sie ablehnt oder ihr andere 
Prinzipien entgegenhält (= Verfassungs-
feindlichkeit). Es muss vielmehr eine 
aktiv kämpferische, aggressive Haltung 
gegenüber der bestehenden Ordnung hin-
zukommen. Die Partei muss also planvoll 
das Funktionieren dieser Ordnung beein-
trächtigen und im weiteren Verlauf diese 
Ordnung selbst beseitigen wollen.

Über die Frage der 
Verfassungswidrigkeit entscheidet 
das Bundesverfassungsgericht.

Im Wesentlichen gelten die gleichen 
Grundsätze für die Verfassungswidrig-
keit von Organisationen, denen kein 
Parteienstatus zukommt. Sie können je-
doch – je nachdem, ob sie bundes- oder 

nur landesweit aktiv sind - vom Innen-
minister des Bundes oder vom jeweils 
zuständigen Innenminister des Landes 
verboten werden. (Im Übrigen sind die-
se 16 Innenminister_innen die Heraus-
geber_innen der in den allermeisten 
Bundesländern jährlich erscheinenden 
„Verfassungsschutz“berichte.)

Die freiheitliche demokratische 
Grundordnung (FDGO) und damit auch 
die Freiheit und die politischen Mitwir-
kungsrechte der Bürgerinnen und Bürger 
sind durch das am 24. Mai 1949 verab-
schiedete Grundgesetz für die Bundesre-
publik Deutschland und die Verfassungen 
der Bundesländer garantiert:

„Der Verfassungsschutz dient dem 
Schutz der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung, des Bestandes und der 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Länder.“

Dies ist, worauf ja schon mehrmals 
hingewiesen wurde, der Auftrag sowohl 
des Bundes- als auch des Landesverfas-
sungsschutzgesetzes. Die Gesetzgeber in 
Bund und Ländern haben deshalb Verfas-
sungsschutzbehörden eingerichtet und 
ihre Aufgaben und Befugnisse bestimmt.

In Baden-Württemberg beispielsweise 
soll das Landesamt für Verfassungsschutz 
Gefahren, die „unserer Demokratie“ dro-
hen, frühzeitig erkennen; es wird damit 
Teil des „Schutzsystems unserer wehr-
haften Demokratie“. Dazu beobachtet 
es im Rahmen des Landesverfassungs-
schutzgesetzes Organisationen und Per-
sonen, deren Bestrebungen gegen die 
freiheitliche demokratische Grundord-
nung, den Bestand oder die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland gerich-
tet sind, und informiert darüber auch die 
Öffentlichkeit. Der „Verfassungsschutz“ 
erfüllt damit die Funktion eines „Früh-
warnsystems für einen demokratischen 
Staat und eine freie Gesellschaft“.

Die FDGO

Es ist gar nicht so einfach, beim Er-
gründen der definitorischen Substanz 
des Komplexes FDGO zufriedenstellend 
fündig zu werden: Und es ist bezeich-
nend, dass selbst neueste Verlautbarun-
gen beispielsweise aus dem extrem reak-
tionären Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend aus dem 
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bundesverfassungsgerichtlichen Verbots-
urteil gegen die nazistische „Sozialisti-
sche Reichspartei“ (SRP) zitieren müs-
sen, das von 1952, also bereits 60 Jahre 
alt ist. Dort jedenfalls wird die FDGO 
von acht Prinzipien getragen, an deren 
Wirkmächtigkeit sich bis heute nichts 
geändert hat:
1.  Die im Grundgesetz konkretisierten 
Menschenrechte
2. Volkssouveränität
3. Gewaltenteilung
4. Verantwortlichkeit der Regierung
5. Gesetzmäßigkeit der Verwaltung
6. Unabhängigkeit der Gerichte
7. Mehrparteienprinzip
8. Chancengleichheit der Parteien (ein-
schließlich Oppositionsfreiheit)

Beim intensiven Betrachten dieser 
Prinzipien, die bei offizieller Auflistung 
oftmals anders angeordnet werden, wird 
schnell deutlich, dass der VS die falsche 
Behörde ist, um eine Missachtung dieser 
Prinzipien effektiv ahnden zu können; 
vielmehr handelt es sich um einen teil-
weise enthemmt agierenden, der Herr-
schaftsmatrix der jeweiligen Regierung 
verhafteten und in keiner Weise durch-
demokratisierten oder demokratisierba-
ren Machtapparat. Es würde an dieser 
Stelle zu weit führen, aus einer rechts-
philosophischen Perspektive heraus all 
diese FDGO-Facetten näher zu beleuch-
ten; ein Blick allein auf das erste Prinzip 
reicht vollkommen aus, dem von Korps-
geist geprägten VS die Zuständigkeit und 
damit seine Existenzberechtigung ab-
zusprechen. Wenn der „NSU“-Skandal 
eines verdeutlicht hat, dann die Tatsa-
che, dass der VS oder Personen, die von 
ihm bezahlt wurden oder werden, einer 
Gruppe von Nazis über 13 Jahre hinweg 
ermöglicht hat, diese „im Grundgesetz 
konkretisierten Menschenrechte“ jenen 
Bürger_innen abzusprechen, die von ihr 
als „nicht-deutsch“ definiert wurden 
und dementsprechend „auszumerzen“ 
waren. Der VS hat also eine nazistische 
Gruppierung über etliche Jahre hinweg 
protegiert, die nur wegen seiner umfas-
senden Schutzmaßnahmen so „effek-
tiv“, so mörderisch vorgehen konnte. Der 
NSU sollte ja nicht zerschlagen werden, 
selbst wenn es Bemühungen aus anderen 

Behörden gegeben hätte, denn er hatte 
eine Funktion zu erfüllen: Hier sollten 
– mit Hilfe ermittlungsbehördlich falsch 
eingeordneter Anschläge und Exekuti-
onen – rassistische und antisemitische 
Ressentiments noch breiter in der so ge-
nannten Mehrheitsgesellschaft verankert 
werden, um diese endgültig von der „Ge-
wöhnung an multikulturelle Verhältnisse“ 
abzubringen.11

Darauf hinzuweisen, dass das Agie-
ren des „Verfassungsschutzes“ auf Bun-
des- und Länderebene mit der erwarteten 
Treue den anderen FDGO-Prinzipien ge-
genüber genauso wenig zu tun hat wie 
mit ihrer nicht vorhandenen, weil poli-
tisch nicht gewollten Menschenrechts-
Philosophie dürfte sich hiermit erledigt 
haben.

Mit der „Extremismusklausel“ 
gegen „Verfassungsfeinde“

Die gleiche Funktion wie diese sym-
bolisch aufgeladenen, aber letztendlich 
substanzlosen FDGO-Prinzipien über-
nimmt mittlerweile eine mit aller Dis-
kursmacht in die Waagschale der öf-
fentlichen Rezipierbarkeit geworfene 
„Extremismusklausel“, an der sich alle 
staatlichen Stellen bis hinunter zu den 
Finanzämtern zu orientieren haben und 
die vor allem von der universitären An-
ti-Antifa (Eckhard Jesse, Uwe Backes 
und Konsorten) und den Chefideolog_in-
nen des Inlandsgeheimdienstes gepusht 
wird. Mit ihr soll vor allem linke Politik 
– auf welcher Ebene auch immer – dis-
kreditiert und an einem empfindlichen 
Punkt getroffen werden: an ihrer staatli-
chen Förderung oder an der steuerlichen 
Absetzbarkeit der sie unterstützenden 
Spendengelder (siehe hierzu auch den 
Artikel zu Gemeinnützigkeit in dieser 
RHZ, Seite 60). Mittlerweile reicht es 
aus, als Organisation oder zivilgesell-
schaftliche Gruppierung in irgendeinem 
der 16 „Verfassungsschutz“berichte auf-
geführt zu werden – und schon sind die 
„Verfassungsfeindlichkeit“ und damit die 
staatliche Nichtunterstützbarkeit (bei-
spielsweise über Steuerbegünstigungen) 
„bewiesen“.12

Mit diesem vielfältigen Vorgehen auf 

unterschiedlichsten Ebenen stellt der 
„Verfassungsschutz“ eine effektive Waffe 
der Repression dar, die durch ihr Agieren 
im Verborgenen noch wirksamer wird. 
Indem dieser Inlandsgeheimdienst jegli-
cher ernstzunehmenden Kontrolle durch 
Parlamente und Gerichte entzogen wird, 
öffnet seine bloße Existenz staatlicher 
Willkür gegen die linke Opposition Tür 
und Tor. Diese zutiefst antidemokrati-
sche Behörde kann nicht reformiert, sie 
kann nur ersatzlos abgeschafft werden.❖
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yy Markus Bernhardt: Das braune Netz. 
Naziterror – Hintergründe, Verharmlo-
ser, Förderer, Köln 2012

yy Antifa Bonn/Rhein-Sieg: Entsichert. 
Der Polizeistaat lädt nach, Bonn 1995

yy Bundesamt für Verfassungsschutz:  
60 Jahre im Dienst der De-
mokratie. Reden anlässlich 
des Festakts, Köln 2010

yy Lutz Hachmeister: Der Gegnerfor-
scher. Die Karriere des SS-Führers 
Franz Alfred Six, München 1998

yy Heinrich Hannover: Klassenherrschaft 
und Politische Justiz, Hamburg 1978

yy Otto Kirchheimer: Funktio-
nen des Staates und der Ver-
fassung, Frankfurt 1972

yy Lars Kohlmorgen: Regulation. Klas-
se. Geschlecht – Die Konstituierung 
der Sozialstruktur im Fordismus 
und Postfordismus, Münster 2004

yy Rolf Gössner: Das Anti-Terror-System. 
Politische Justiz im präventiven 
Sicherheitsstaat, Hamburg 1991
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11	Daneben gibt es noch weitere Funktionen, die der NSU für die Behörden zu erfüllen hatte, die für die Veranschaulichung hier aber nicht zum Tragen kommen müssen.

12	Es würde an dieser Stelle zu weit führen, ausufernd das Thema „Extremismusformel“ zu beackern. Deshalb sei auf die Seite der „Initiative gegen jeden 
Extremismusbegriff“ (INEX) hingewiesen: http://inex.blogsport.de/http://inex.blogsport.de . Dort wird dieser staatliche Kampfbegriff schön zerpflückt. Im 
Übrigen sei in diesem Zusammenhang auf eine Transparent-Parole aufmerksam gemacht, die bei einer antifaschistischen Demonstration in Kiel im Jahre 2011 
öffentlichkeitswirksam zur Schau gestellt wurde: „Linke Politik verteidigen! Weder ,extremistisch‘ noch ,totalitär‘ sondern revolutionär gegen die Totalität der 
extremen Verhältnisse.“ 
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Ein antikommunistisches Projekt 
aus den Zeiten des Kalten Krieges

Die Auflösung der 

Geheimdienste war 

eine alte Forderung 

der Grünen, die 

sich noch 1998 im 

Wahlprogramm der 

Partei fand. Mit dem 

Regierungseintritt der 

Grünen wurde diese 

Forderung ebenso schnell obsolet 

wie die bis dahin von der Partei 

behauptete Ablehnung von Kriegen. 

Die damalige PDS hatte – auch 

als Lehre aus den Erfahrungen der 

DDR – von Anfang an die Auflösung 

des Verfassungsschutzes und der 

anderen Geheimdienste gefordert. In 

dieser Tradition steht grundsätzlich 

auch die Partei DIE LINKE. Dabei soll 

nicht verheimlicht werden, dass die 

Forderung nach völliger Abschaffung des 

Inlandsgeheimdienstes umstritten ist. 

In den noch gültigen programmatischen 

Eckpunkten aus der Vereinigung von 

WASG und PDS werden „unabhängige 

Kontrollinstanzen“ neben einer strikten 

Trennung von Polizei und Geheimdiensten 

gefordert. Im neuen Programm der LINKEN, 

beschlossen auf dem 2. Parteitag vom 21. bis 23. 

Oktober 2011 in Erfurt, heißt es: „Wir lehnen den 

Ausbau des Überwachungsstaates ab und fordern 

die strikte Trennung und demokratische Kontrolle 

von Polizei, Bundeswehr und Geheimdiensten. Wir 

wollen die Geheimdienste abschaffen.“

Ulla Jelpke

ie Westalliierten gestanden 
der Bundesrepublik 1949 zu, 
„eine Stelle zur Sammlung und 
Verbreitung von Auskünften 
über umstürzlerische, gegen 
die Bundesregierung gerichtete 
Tätigkeiten einzurichten“. Diese 
Stelle dürfe keine Polizeibefugnis 
haben. Ab 1950 wurden das 
Bundesamt und 16 Landesämter 

für Verfassungsschutz geschaffen. 
Dabei griffen die Geheimdienste auch 
auf ehemalige Angehörige der SS sowie 
auf Offiziere der Gestapo und des 
Sicherheitsdienstes (SD) zurück, die 
an Kriegsverbrechen beteiligt waren. 
„16 von 46 Verfassungsschutzbeamten 
sind ehemalige SS-Führer“ meldete die 
„Kieler Volkszeitung“ am 31. August 
1963. Bundesinnenminister Hermann 
Höcherl (CSU, davor NSDAP) erklärte 
dazu nur, ein/-e Verfassungsschützer/-
in könne „nicht den ganzen Tag mit 
dem Grundgesetz unter dem Arm 
herumlaufen“. In der Tageszeitung „Die 
Welt“ wurde am 9. September 1963 
ein Sprecher des Innenministeriums 
zitiert, „dass die ehemaligen SS- und 
SD-Angehörigen schon deshalb nicht 
entlassen werden könnten, weil man 
auf ihre Erfahrungen nicht verzichten 
wollte“. 

Mit diesen „Erfahrungen“ war die Be-
kämpfung des Kommunismus gemeint. 
Entsprechend spielten die Dossiers des 
Geheimdienstes eine wichtige Rolle 
beim Verbot der Kommunistischen Partei 
Deutschlands (KPD) durch das Bundes-
verfassungsgericht im Jahr 1956. Eben-
so bespitzelten Verfassungsschützer die 
Friedensbewegung und die Studentenbe-
wegung 1968 sowie heute die Partei DIE 
LINKE. Die Chefs des Bundesamts und 
der Landesämter für Verfassungsschutz 
sind keine parteineutralen „Staatsdie-
ner“, sondern werden von der jeweiligen 
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Regierung ernannt. Damit wird der Ver-
fassungsschutz zum Instrument der 
etablierten bürgerlichen Parteien gegen 
missliebige politische Konkurrenten, die 
als „extremistisch“ und „verfassungs-
feindlich“ gebrandmarkt werden.

Der Fall des Bodo Ramelow

Ein gutes Beispiel hierfür ist der Um-
gang des Geheimdienstes mit dem Links-
parteipolitiker Bodo Ramelow. Der 
frühere Bundestagsabgeordnete 
und jetzige Fraktionschef der 
LINKEN im Thüringer Land-
tag hatte gegen seine jahr-
zehntelange geheimdienst-
liche Beobachtung geklagt 
und in den beiden ersten 
Instanzen bezüglich seiner 
Person weitgehend Recht 
bekommen. Die geheim-
dienstliche Beobachtung des 
Politikers wurde untersagt, da 
sie gegen den Verfassungsgrundsatz 
der Verhältnismäßigkeit verstoße. Doch 
gleichzeitig erklärte das Oberverwal-
tungsgericht Münster die Beobachtung 
der gesamten Partei DIE LINKE für legi-
tim, weil es „tatsächliche Anhaltspunkte 
für verfassungsfeindliche Bestrebungen 
innerhalb der Partei gebe“. Die Partei 
bilde einen „Nährboden“ für solche Be-
strebungen, die auf eine Veränderung der 
bestehenden Machtverhältnisse abziele, 
so das Gericht. 

Im Revisionsverfahren vor dem Bun-
desverwaltungsgericht argumentierte der 
Anwalt des Verfassungsschutzes, Pro-
fessor Roth, dass die „absolute Aver-
sion“ der Linkspartei, den ehemaligen 
Stasi-Unterlagen-Beauftragten (und 
Hartz-IV- sowie Kriegsbefürworter, U. J.) 
Joachim Gauck zum Bundespräsidenten 
zu wählen sowie die erklärte Solidarität 
mit dem sozialistischen Kuba die ex-
tremistische Gefährlichkeit der Partei 
bezeuge. Roth forderte daher eine „po-
litische Stigmatisierung“ der LINKEN. 
Das Bundesverwaltungsgericht folgte mit 
seinem Urteil vom 21. Juli 2010 dieser 
kruden Logik, hob die Urteile der Vor-
instanzen auf und wies Ramelows Kla-
ge vollständig ab. Die Beobachtung Ra-
melows als Spitzenfunktionär „war und 
ist erforderlich“, obwohl er selbst als 
verfassungstreu gilt. Schließlich sei die 
ganze Partei Objekt der Beobachtung, da 
„extremistische“ innerparteiliche Strö-
mungen, wie die Linksjugend ['solid] 

oder die Kommunistische Plattform, an-
geblich „Einfluss von nennenswertem 
Gewicht“ auf die Gesamtpartei ausübten. 

Auch nichtextremistische Funktio-
näre unterstützten schließlich „objek-
tiv“ – quasi als nützliche Idioten – die-
se gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung gerichteten Strömungen 
in der Partei. Das Gericht sah es damit 
als legitim und notwendig an, die ge-
samte Partei mit ihren rund 80.000 Mit-
gliedern zu überwachen. Dass durch eine 
Überwachung auch der Abgeordneten 
der Grundsatz des freien Mandats und 
des Abgeordnetenstatus verletzt würde, 
wollte das Gericht nicht sehen.

Bomben als 
nachrichtendienstliches 
Mittel: das Celler Loch

Angehörige des VS wurden immer wie-
der in die radikale Linke eingeschleust 
und betätigten sich dort als Agents Pro-
vocateurs wie Waffenlieferanten/-innen 
und Bombenleger/-innen. Am 25. Juli 
1978 detonierte an der Mauer der Justiz-
vollzugsanstalt Celle eine Bombe. In der 
Presse war von einem Terroranschlag auf 
die JVA die Rede. Es sei eine versuchte 
Befreiungsaktion des dort aufgrund einer 

zwölfjährigen Haftstrafe gefangenen Mit-
glieds der Roten Armee Fraktion, Sigurd 
Debus, gewesen. Klaus-Dieter Loudil, 
ein Mithäftling von Debus, der nach ei-
nem Hafturlaub nicht zurückgekehrt war, 
wurde als Tatverdächtiger präsentiert. 
Doch tatsächlich war der Anschlag keine 
Befreiungsaktion, sondern eine Insze-
nierung des niedersächsischen Verfas-
sungsschutzes, wie ein Journalist der 
„Hannoverschen Allgemeinen Zeitung“ 
1986 aufdeckte. Die Aktion „Feuerzau-
ber“ – so der behördeninterne Codename 
– sollte zuvor angeworbenen V-Leuten 
des Geheimdienstes, wie Loudil, und 
dem gleichfalls wegen schwerer Verbre-
chen verurteilten Manfred Berger eine 
glaubwürdige Biographie für die Ein-
schleusung in die linksradikale Szene 
verschaffen.

Die Bombe hatten Beamte des Ver-
fassungsschutzes und der Spezialpoli-
zeieinheit GSG 9 gelegt. Auch in Debus’  
Zelle gefundenes Ausbruchswerkzeug 
sowie ein als „Fluchtfahrzeug“ präsen-
tierter gestohlener Mercedes mit Muni-
tion und einem falschen Pass stammte 
vom Verfassungsschutz. Der Auftrag für 
den Anschlag kam aus dem niedersächsi-
schen Innenministerium. Der niedersäch-
sische Ministerpräsident Ernst Albrecht 
(CDU) war ebenso in diesen staatsterro-
ristischen Akt eingeweiht wie Bundesin-
nenminister Werner Maihofer (FDP) und 
der Gefängnisdirektor. Ein parlamenta-
rischer Untersuchungsausschuss konnte 
Albrechts Behauptung, durch die Aktion 
seien „schlimme Verbrechen“ verhin-
dert worden, nicht bestätigen. Vielmehr 
hatten die V-Leute offenbar als Agent 
Provocateurs mitgeholfen, Verbrechen 
„aufzuklären“, die sie zuvor selbst ein-
gefädelt hatten. Ein Sprengstoffanschlag 
könne durchaus ein „nachrichtendienst-
liches Mittel“ sein, rechtfertigte dagegen 
der spätere Präsident des Bundesamts 
für Verfassungsschutz Peter Frisch den 
Anschlag nachträglich.

Verfassungsschutz 
gegen Neonazis?

SPD und auch Grüne verteidigen den 
Verfassungsschutz gerne mit dem Argu-
ment, dass dieser ja zur Bekämpfung 
von rechtsextremen Organisationen not-
wendig sei. Doch ein Blick in die Verfas-
sungsschutzberichte zeigt, dass jede An-
tifa-Gruppe besser über Entwicklungen 
in der rechtsextremen Szene informiert 
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ist als das Bundesamt für Verfassungs-
schutz mit seinen Spitzeln innerhalb der 
Nazis. Oft handelt es sich bei diesen 
V-Leuten allerdings um überzeug-
te Neonazis, die teilweise sogar 
in Absprache mit Parteifunktio-
nären gegen Geld Informationen 
an den Geheimdienst verkaufen. 
Entweder erfinden die V-Leute 
Geschichten, um sich interessant 
zu machen und noch mehr Geld 
zu bekommen, oder sie täuschen 
ihre VS-Führungspersonen mit ge-
zielten Falschmeldungen. 

Über die V-Leute als staatlich 
finanzierte Nazi-Hetzer trägt der 
Verfassungsschutz damit unmit-
telbar zum Aufbau und zur Stär-
kung der NPD bei. „V-Leute des 
Verfassungsschutzes: Kriminel-
le im Dienst des Staates“ lautet 
entsprechend der Untertitel ei-
nes Buches von Rolf Gössner 
über die „Geheimen Informan-
ten“. Das Fazit des Juristen  
Gössner nach der Studie bis dahin un-
veröffentlichten Aktenmaterials sowie ei-
gener Recherche bei V-Leuten, Geheim-
dienstbeschäftigten, Politikern/-innen, 
Richtern/-innen und Staatsanwälten/-
innen ist vernichtend: Der Verfassungs-
schutz ist im Gestrüpp brauner Parteien 
und Neonazigruppen tief verstrickt. Ge-
waltbereite Rassisten und Schwerkrimi-
nelle können mit staatlicher Hilfe ihr 
Unwesen treiben. V-Leute begehen oder 
provozieren Straftaten, um sich nicht als 
Spitzel verdächtig zu machen. Kriminelle 
V-Leute werden von den V-Mann-Füh-
rungsoffizieren vor polizeilicher Verfol-
gung abgeschirmt. Über V-Leute werden 
indirekt Neonazi-Aktivitäten mit Staats-
geldern unterstützt. Aussteigwillige wer-
den vom Verfassungsschutz veranlasst, 
weiterhin in der Szene auszuharren, um 
sie sich als V-Personen zu bewahren. 
Insgesamt werden somit Menschen im 
Namen der Freiheit in Gefahr gebracht, 
obwohl diese Form der Nachrichtenbe-
schaffung rechtlich bedenklich und zu-
dem häufig unzuverlässig ist. 

Dass der Verfassungsschutz bei der 
Anwerbung von V-Leuten nicht vor hoch-
kriminellen Gestalten zurückschreckt, 
wurde erneut 2007 in Nordrhein-West-
fahlen deutlich. Ein wegen eines bewaff-
neten Raubüberfalls in einem Geschäft 
verurteilter Täter hatte ausgesagt, dass 
ihn der Neonazi Sebastian Seemann 
zu der Tat angestiftet und mit einer 

Schusswaffe ausgestattet hatte. Nun 
stellte sich heraus, dass der als Kon-
zertveranstalter für Neonazi-Bands tätige 
Seemann V-Mann des Verfassungsschut-
zes war. Bei der Festnahme Seemanns 
fanden die Ermittler neben Waffen auch 
300 Gramm Kokain. Innerhalb der Neo-
naziszene galt es als offenes Geheimnis, 
dass Seemann mit Schusswaffen han-
delte. Bereits auf der Gehaltsliste des 
Verfassungsschutzes stehend organisierte 
Seemann 2004 in Belgien ein Nazi-Rock-
Konzert des in Deutschland verbotenen 
Netzwerks „Blood&Honour“. Hatte sich 
der Verfassungsschutz nicht vom umfang-
reichen Vorstrafenregister wegen Dro-
genhandels, Nötigung, Körperverletzung 
und Verstößen gegen das Waffengesetz 
Seemanns abschrecken lassen, so tat 
er doch offenbar einiges, um weitere 
Strafen zu verhindern. So soll Seemanns 
V-Mann-Führer seinen Schützling laut 
Überwachungsprotokoll von Seemanns 
Handy vor Telefonüberwachung durch die 
Bielefelder Polizei gewarnt haben.

Während Seemann schließlich wegen 
Drogenhandels zu einer mehrjährigen 
Haftstrafe verurteilt wurde, verweiger-
te das nordrhein-westfälische Innenmi-
nisterium eine Ermittlungsgenehmigung 
gegen dessen V-Mann-Führer wegen 
„Strafvereitelung im Amt“. Durch solche 
Ermittlungen könnten weitere V-Leute in 
der ost-westfälischen Neonaziszene ent-
tarnt und anschließend mit Racheakten 

bedroht werden, so die Begründung. Das 
2001 von der Bundesregierung, dem Bun-
destag und Bundesrat beantragte NPD-
Verbot scheiterte im März 2003 vor dem 
Bundesverfassungsgericht an der Un-
terwanderung der Partei mit V-Leuten. 
Mindestens 30 von bundesweit 200 Vor-
standsmitgliedern standen demnach auf 
der Soldliste des Verfassungsschutzes.

So wurde bekannt, dass in Nordrhein-
Westfahlen der NPD-Landesvorsitzende 
und der Chefredakteur der regionalen 
Parteizeitung Geheimdienstmitarbeiter 
waren. Aufgrund der „fehlenden Staats-
ferne“ der Partei sei nicht zu klären, 
inwieweit die als Beweis der Verfas-
sungsfeindlichkeit herangezogenen Äu-
ßerungen von „echten“ NPD-Leuten 
oder aber von eingeschleusten oder 
angeworbenen Mitarbeitern/-innen des 
Verfassungsschutzes innerhalb der NPD 
stammten, daher beschlossen die Karls-
ruher Richter das Verbotsverfahren. DIE 
LINKE fordert seit Langem die Abschal-
tung aller V-Leute innerhalb der NPD-
Gremien und schlägt stattdessen die 
Einrichtung einer aus Bundesmitteln fi-
nanzierten, aber unabhängigen und offen 
arbeitenden wissenschaftlichen Beobach-
tungsstelle gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus vor. Eine 
solche Stelle könnte Entwicklungen und 
Trends nicht nur der offen faschistischen 
Organisationen analysieren, sondern auch 
auf Rassismus in der sogenannten Mitte 
der Gesellschaft eingehen, wie sie zuletzt 
in der von antimuslimischem Rassismus 
geprägten Sarrazin-Debatte 2010 sichtbar 
wurden.

Extremismusansatz

Mit der unter der schwarz-gelben 
Bundesregierung zum Regierungspro-
gramm gewordenen unwissenschaftli-
chen Extremismusformel werden gerade 
solche antidemokratischen Tendenzen 
unter Anhängern der etablierten Par-
teien völlig ausgeblendet. Die mit dem 
Extremismusansatz betriebene Gleich-
setzung von Neofaschisten, deren Ge-
waltakte in den letzten 20 Jahren rund 
150 Menschenleben kosteten, mit Linken 
und Antifaschisten/-innen verharmlost 
Nazigewalt und ignoriert antidemokrati-
sches, rassistisches Gedankengut in der 
selbsternannten Mitte der Gesellschaft. 
„Die normative Extremismusformel dient 
der gesellschaftlichen Isolierung ab-
weichender Auffassungen“, heißt es im 
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von Markus Mohr und Hartmut Rübner 
veröffentlichten Buch „Gegnerbestim-
mung – Sozialwissenschaft im Dienst 
der ‚inneren Sicherheit‘“. „Es handelt 
sich um eine sowohl die Wissenschaft 
als auch die Medien einbeziehende ‚Aus-
grenzungsstrategie‘, die der sich in einer 
‚Schlüsselstellung‘ befindende VS orga-
nisiert. Dafür will er eine möglichst brei-
te Bevölkerungsbeteiligung gewinnen. 
Eine solche Ausgrenzungsstrategie durch 
öffentliche ‚Ächtung‘ wird als ‚erfolg-
reiche Alternative zum Parteienverbot‘ 
eingesetzt.“ 

So dient der Extremismusvorwurf 
als wissenschaftlich verbrämte Argu-
mentationshilfe zur Überwachung der 
Linkspartei. Schon die – vom Grundge-
setz ausdrücklich gedeckte – Forderung 
nach Vergesellschaftung von Banken 
oder Energiekonzernen erhielt in Ver-
fassungsschutzberichten den von Teilen 
der Presse bereitwillig aufgegriffenen 
Extremismusstempel.

 Mit dem Extremismusansatz verbun-
den sind Angriffe auf zivilgesellschaftli-
che Projekte gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus, die seit 2001 aus Bun-
desmitteln gefördert werden. Diese Pro-
jekte, darunter Beratungsstellen für Opfer 
rassistischer Gewalt, sind in den Augen 
der Bundesregierung selbst extremismus-
verdächtig und sollen daher durch eine 
Knebelverordnung auf Linie gebracht 
werden: Alle Projekte, die noch Gelder 
aus den Bundestöpfen erhalten wollen, 
sind nicht nur gezwungen, sich in einer 
schriftlichen Erklärung zum Grundgesetz 
zu bekennen, sondern sie müssen sich 
darüber hinaus verpflichten, nur noch 
zu solchen Organisationen und Personen 
Kontakte zu halten, die gleichfalls den 
Zielen des Grundgesetzes verpflichtet 
sind. Hierfür sollen die Projekte selbst 
Verfassungsschutzberichte auswerten und 
im Zweifelsfall beim Verfassungsschutz 
nachfragen. Mit der Extremismuserklä-
rung stellt Bundesfamilienministerin 
Kristina Schröder das Engagement gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus unter 
den Generalverdacht der Verfassungs-
feindlichkeit. Damit spaltet sie den Wi-
derstand gegen den Neofaschismus und 
arbeitet den Nazis in die Hände.

Wie dies in der Praxis aussieht, zeigt 
das Beispiel der Antifaschistischen In-
formations-, Dokumentations- und Ar-
chivstelle a.i.d.a. aus München. Das 
mit Preisen ausgezeichnete und von 
der Stadt München unterstützte Projekt 

wurde im bayerischen Verfassungsschutz-
bericht 2008 ohne weiteren Beleg unter 
„Sonstige Linksextremisten“ aufgelistet. 
Anschließend erwirkte der Verfassungs-
schutz vom Bayerischen Jugendring die 
Aufkündigung der Zusammenarbeit mit 
der solchermaßen diffamierten Bera-
tungsstelle. Nun ließ die Staatsregie-
rung a.i.d.a. aus der Landeskoordinie-
rungsstelle gegen Rechtsextremismus 
ausschließen, wodurch die Finanzierung 
einer Teilzeitstelle ausfiel. Schließlich 
entzog das Finanzamt dem Verein die 
Gemeinnützigkeit. Im September 2010 
siegte a.i.d.a. vor dem Bayerischen Ver-
waltungsgerichtshof. Die Benennung als 
„linksextremistisch“ im Verfassungs-
schutzbericht 2008 sei unrechtmäßig 
erfolgt, urteilte das Gericht.

Fazit

Eine demokratische Kontrolle des 
Verfassungsschutzes, etwa durch das 
Parlament und nicht nur durch zur Ge-
heimhaltung verpflichtete parlamentari-
sche Kontrollgremien, ist an sich schon 
eine Illusion. Schließlich wäre ein Ge-
heimdienst kein Geheimdienst, wenn er 
sich offen und vollständig kontrollieren 
ließe. Der Verfassungsschutz als anti-
kommunistisch ausgerichtetes Produkt 
des Kalten Krieges trägt nicht zur öffent-
lichen Sicherheit in der Bundesrepublik 
bei. Im Gegenteil sind seine Agenten/-
innen auch an vielfältigen kriminellen 
Machenschaften beteiligt. Die V-Leute 
des Verfassungsschutzes innerhalb der 
NPD tragen kaum zur Informationsgewin-
nung bei. Sie sind vielmehr ein Hinder-
nis für die Strafverfolgung von Neonazis 
und ein neues Verbotsverfahren gegen 
die NPD. Nicht die Beobachtung von in 
den über 60 Jahren seiner Existenz nicht 
gerade als Gefahr für die Bundesrepublik 
aufgetretenen „umstürzlerischen Tätig-
keiten“, sondern politische Ausgrenzung 
und Diffamierung, insbesondere linker 
Kritik am kapitalistischen Gesellschafts-
system als „verfassungsfeindlich“, steht 
im Vordergrund. Geheimdienste, zumal 
innerstaatliche, sind immer ein Inst-
rument der politisch Herrschenden zur 
Unterdrückung von Andersdenkenden. 
Deshalb haben Geheimdienste in einer 
Demokratie nichts zu suchen und gehö-
ren abgeschafft.

•	 Weiterführende Informationen:
http://www.ulla-jelpke.de                ❖

Anzeigen
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N
och sind 
längst nicht 
alle Details 
des tödlichen 
Cocktails aus 
staatlicher Ig-
noranz, Inkom-
petenz, Entpo-
litisierung und  

Verharmlosung bekannt, die es dem 
NSU-Netzwerk ermöglicht haben, über 
Jahre unbehelligt mordend durchs Land 
zu ziehen. Eine umfassende, öffentliche 
Aufklärung wird täglich unwahrscheinli-
cher. Denn die Reaktionen von politisch 
und behördlich Verantwortlichen sind 
neben einigen rhetorischen Entschuldi-
gungsgesten an die Opferfamilien und 
Communities vor allem von dem Bemü-
hen geprägt, die eigenen Apparate und 
Kompetenzen noch weiter auszubauen – 
wie bei der Debatte um das so genannte 
Terrorabwehrzentrum und die Zentrale 
Verbunddatei für „Gewalttäter Rechts“ 
von Geheimdiensten und Polizei. 

Doch vor allem geht es den staatlich 
Verantwortlichen darum, die eigenen Feh-
ler und Verstrickungen im NSU-Kontext 
zu vertuschen und so lange wie möglich 
zu deckeln. Ein Beispiel von vielen dafür, 
dass es sich bei der Ankündigung einer 
„lückenlosen Aufklärung“ von Seiten der 
Sicherheitsbehörden und Geheimdienste 
um reine Augenwischerei handelt, ist 
das altbekannte Muster aus Mauern und 
Nichtssagen aller am 21. November 2011 
vor dem Bundestagsinnenausschuss 
befragten Chefs und Zuständigen des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, des 
BKA sowie der hessischen, thüringischen 
und niedersächsischen Landesämter für 
Verfassungsschutz.1

Die Geheimdienste  
und ihre V-Männer 

Nach allem, was bislang bekannt ist, 
gab es im engen und weiteren Umfeld 
des NSU mindestens ein halbes Dut-
zend Neonazi-V-Männer und -Frauen 

Naziterror im Windschatten  
von Geheimdiensten?

Markus Ragusch,  
Redaktion Antifaschistisches Infoblatt 

Seit den ersten Nachrichten über 

das ausgebrannte Wohnmobil 

vermeintlicher Bankräuber in 

Eisenach am 4. November 2011 

sind viele Wochen vergangen. Ein 

Zeitraum, in dem sich die Fakten 

rings um das Nazi-Terror-Netz-

werk um den NSU („Nationalso-

zialistischer Untergrund“) täglich 

neu sortieren und immer wieder 

neue Einschätzungen, aber auch 

Mutmaßungen, Fehl- und Desin-

formationen auf unterschiedlichs-

ten medialen und anderen öffent-

lichen sowie halb-öffentlichen 

Kanälen gestreut werden.  

Das ganze Ausmaß der Geschichte 

wird wohl erst in einigen Monaten 

oder Jahren bekannt werden, doch 

eine erste Analyse staatlichen 

Handelns durch Sicherheits- und 

Strafverfolgungsbehörden sowie 

Geheimdienste im Zusammen-

hang mit dem NSU und eng damit 

verwobenen Neonazi-Strukturen 

scheint bereits geboten.

1	 Protokoll des Bundestags-Innenausschusses zum Nachlesen:  
http://www.zgtonline.de/portal/download/ta/Innenausschuss_20111121.pdf
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unterschiedlicher Geheimdienste; also 
vom Staat bezahlte Neonazis, die das 
Staatsgeld bekanntermaßen sowohl zum 
Ausbau von Nazistrukturen als auch 
für ihren eigenen Lebenswandel als 
neonazistische Vollzeitaktivisten aus-
geben. Bekannte Fälle aus Thüringen 
waren der Neonazikader Thomas Dienel, 
der Führungskader des THS („Thürin-
ger Heimatschutz“) Tino Brandt sowie 
der B&H (Blood & Honour) Führungska-
der Marcel Degner aus Gera. Letzterer 
soll vor der Razzia im Zuge des Verbotes 
von B&H-Deutschland vom Verfassungs-
schutz gewarnt worden sein.2 Einer der 
V-Männer, vermutlich Tino Brandt, soll 
das NSU-Trio im Untergrund direkt mit 
Geld unterstützt haben. Hierzu habe er 
im März 1999 Ralf Wohlleben 500 Mark 
übergeben.3 Aus ande-
ren Bundesländern sind 
zu nennen: Ein_e bislang 
unbekannte_r Informat_in 
aus der „Brigade Ost“ in 
Johanngeorgenstadt des 
sächsischen Landesam-
tes für Verfassungsschutz, 
Carsten Szczepanski alias 
Piato, führender Aktivist 
der militanten „National-
revolutionären Zellen“ so-
wie langjähriger V-Mann 
des brandenburgischen Landesamtes für 
Verfassungsschutz, Mirko Hesse, lang-
jähriger Informant des Bundesamt für 
Verfassungsschutzes ... Diese Liste wird 
in den kommenden Monaten vermutlich 
noch um eines länger werden.

Mit den Neonazi-V-Leuten verbun-
den sind mehrere zentrale Fragen: Hatte 
es von einem oder mehreren V-Leuten 
Hinweise auf die Aktivitäten des NSU-
Netzwerkes gegeben, die unter anderem 
von den Geheimdiensten in Thüringen, 
Sachsen und dem Bundesamt ignoriert 
beziehungsweise nicht ernst genommen 
wurden? Darauf deuten zumindest eines 
Reihe von Medienberichten hin, wonach 
unter anderem das VS-Landesamt Nie-
dersachsen Ende der 1990er Jahre eine 

Observationsanfrage in Bezug auf Holger 
Gerlach unter dem Stichwort „Rechts-
terrorismus“ aus Thüringen schlicht-
weg vermasselte. Zudem berichteten 
der „Spiegel“ und andere Medien, ein 
Neonazi-V-Mann des brandenburgischen 
Verfassungsschutzes habe im September 
1998 berichtet, ein sächsischer Neona-
zi beschaffe für Uwe Böhnhardt, Uwe 
Mundlos und Beate Zschäpe Waffen, 
mit denen Überfälle begangen werden 
sollten. Der VS-Brandenburg habe die-
se Informationen an die Geheimdiens-
te in Sachsen und Thüringen sowie an 
das Bundesamt für Verfassungsschutz 
weitergeleitet.4

Oder wurden diese Hinweise ernst 
genommen und es gab von Seiten 
einzelner V-Leute-Führer in Thüringen, 

Sachsen oder im Bundesamt die 
Einschätzung, wenn man das NSU-
Netzwerk quasi „unter Beobachtung“ 
habe, habe man auch einen guten 
Überblick über die bewaffneten 
neonazistischen Strukturen und 
deren Entwicklung? Entscheidet man 
beziehungsweise frau sich für letztere 
These, bleibt noch die Frage, ob es in 
den Geheimdiensten Mitwisser für 
die Mordserie gab? Oder ob es dem 
NSU-Netzwerk gelang, quasi neben 
dem Radar der Geheimdienste ihre 
tödlichen Aktivitäten durchzuführen? 
Für eine Kombination aus den beiden 
letztgenannten Thesen sprechen neben 
der hohen Dichte von Neonazi-V-Leuten 
im erweiterten NSU-Kontext unter 

anderem die nachhaltigen Gerüchte um 
eine Informantentätigkeit von Beate 
Zschäpe – wahlweise für das Bundesamt 
für Verfassungsschutz oder den 
thüringischen Geheimdienst.5

Auch eine andere brisante Informa-
tion wurde bislang kaum ausreichend 
recherchiert: Beim Mord an Halit Yozgat 
am 6.  April 2006 in seinem Internetca-
fé in Kassel befand sich ein damaliger 
V-Mann-Führer des Verfassungsschutz 
Hessen im Raum. Dieser hielt es nicht 
für nötig, sich bei der Polizei als Zeuge 
zu melden. Als dann viel später seine 
Wohnungen durchsucht wurden, fanden 
Polizisten in seinem Jugendzimmer in 
seinem Elternhaus Abschriften von Tex-
ten aus der Zeit des Nationalsozialis-
mus, unter anderem von Hitlers „Mein 

Kampf“. Sogar Stempel 
und Unterschriften hatte 
der in seinem Heimat-
dorf als „Klein Adolf“ 
bekannte VS-Mitarbeiter 
nachgezeichnet. 

Fast schon „politische 
Normalität“ sind die im-
mer zahlreicher zu Tage 
tretenden Informationen 
über die Behinderung von 
Strafverfolgern durch ein-
zelne Vertreter des Thürin-

gischen Innenministeriums.6 Laut Me-
dienberichten existieren aus den Jahren 
2000 bis 2002 mindestens ein halbes 
Dutzend Aktennotizen, wonach das Thü-
ringer Innenministerium mehrfach ge-
plante Festnahmen von Uwe Mundlos, 
Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe ver-
hindert haben soll. Hinzu kommt offen-
bar, dass sächsische Fahnder im Jahr 
2000 eine von André Eminger angemie-
tete Wohnung in Zwickau nach einer Ob-
servation stürmen wollten und ebenfalls 
vom Thüringischen Innenministerium 
davon abgehalten wurde.7 Weitere Be-
richte deuten zumindest auf ein extre-
mes  Kompetenz- und Analysewirrwarr 
zwischen Geheimdiensten und Strafver-
folgern hin.8

Laut Medienberichten existieren aus 
den Jahren 2000 bis 2002 mindestens 
ein halbes Dutzend Aktennotizen, wo-
nach das Thüringer Innenministeri-
um mehrfach geplante Festnahmen 
von Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und  
Beate Zschäpe verhindert haben soll. 

„

2	 Vgl. „Monitor“ Nr. 1, September 2011, S. 1ff „Rechte V-Leute: Die Katze beißt sich in den Schwanz“.

3	 http://www.tagesspiegel.de/politik/rechtsextremismus/v-mann-soll-jenaer-neonazi-trio-finanziell-unterstuetzt-haben/5945806.html

4	 http://www.sueddeutsche.de/politik/rechter-terror-in-deutschland-spur-der-neonazis-fuehrt-auch-ins-ausland-1.1219637

5	 Vgl. u.a. http://www.sueddeutsche.de/politik/zwickauer-terror-trio-brief-schuert-spekulationen-ueber-spitzeltaetigkeit-zschaepes-1.1225655

6	 Vgl. u.a. http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,801564,00.htmlhttp://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,801564,00.htmlhttp://www.spiegel.de/
politik/deutschland/0,1518,801564,00.htmlhttp://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,801564,00.html   .

7	 Vgl. u.a. http://www.berliner-zeitung.de/neonazi-terror/zwickauer-terrorzelle-observiert--aber-nicht-gestuermt,11151296,11278022.html.

8	 Vgl. http://www.thueringer-allgemeine.de/startseite/detail/-/specific/Neonazi-Trio-sollte-1999-aus-dem-Untergrund-geholt-werden-1408906505.
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Viele Informationen, 
vieler Behörden

Dass eher Unwille als Unwissen eine 
Rolle gespielt haben dürfte bestätigt ein 
aus Sicherheitskreisen an ausgesuch-
te Medien lancierter Geheimbericht. 
Der Bericht stammt vom 12. Dezember 
2011 und gilt offiziell bis zum Jahr 2041 
als geheim. Das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz fasst darin seine damaligen 
Erkenntnisse über die Nazi-Terroristen 
Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Bea-
te Zschäpe zusammen. Das solche „Ge-
heimberichte“ auftauchen ist meist kein 

Zufall, sondern beabsichtigte Politik der 
jeweiligen Behörden. Ob hier Kompe-
tenzgerangel mit den verschieden Lan-
desgeheimdiensten ausschlaggebend war 
oder vom eigenen Versagen abgelenkt 
werden soll, bleibt erst mal offen. Nicht 
mehr abzustreiten ist: Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) und die zustän-
digen Landesämter (LfV) hatten immer 
wieder Kenntnisse über die NSU-Bande, 
ohne mit diesem Wissen irgendetwas 
anzufangen. 

Es wurde abgehört, observiert und 
abgeschöpft, aber nie eine Verhaftung 
organisiert. Stattdessen konnten die Neo-
nazis ungestört zehn Menschen ermor-
den.9 Auch Polizeibehörden waren in die 
zweifelhaften Ermittlungen um den NSU 
involviert. Nach Informationen der „Ber-
liner Zeitung“ überwachte das Landes-
kriminalamt Sachsen bereits sechs Wo-
chen nach der Flucht das Telefon eines 

Verbindungsmannes der Drei. Laut dem 
„geheimen“ BfV-Bericht soll dieser „als 
Verbindungsmann zwischen den Gesuch-
ten und den Kontaktpersonen gedient 
und ein Zwischendepot zur Verfügung 
gestellt haben“.10 

Warum aber das sächsische LKA ei-
nen Thüringer NSU-Helfer abgehört hat-
te, fragt sich offenbar kaum jemand. In 
einem Bericht des sächsischen Innen-
ministers Markus Ulbig (CDU) an den 
Innenausschuss des Landtags bleibt die-
ser Vorgang einfach unerwähnt. Auch der 
Militärischen Abschirmdienst (MAD) soll 
den NSU-Unterstützer befragt haben. 

Dabei gestand er laut dem „geheimen“ 
BfV-Bericht „seine Kuriertätigkeit für die 
Flüchtigen ein“. Ein V-Mann des MAD 
soll den neuen Aufenthaltsort der NSU-
Nazis an die MAD-Stelle 71 in Leipzig 
gemeldet habe. Die Information sei je-
doch liegen geblieben.11 Warum der 
MAD hier eigentlich mitmischte bleibt 
auch eine spannende Frage. Der für „Ab-
wehraufgaben“ zuständige militärische 
Dienst führt zwar auch Aufgaben einer 
Verfassungsschutzbehörde aus, diese be-
schränken sich aber ausschließlich auf 
den Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums der Verteidigung, dem der MAD 
auch direkt unterstellt ist.  

Gibt es einen Unterschied 
zwischen dem VS Thüringen 
und anderen Geheimdiensten?

Der thüringische Verfassungsschutz 

unter der Leitung seines langjährigen, 
von Hessen nach Thüringen gewechselten 
Präsidenten Helmut Roewer war – und 
ist – eine politische Kampforganisation 
mit vor allem einem erklärten Ziel 
und Gegner: Die parlamentarische 
und außerparlamentarische Linke 
mit allen legalen und extra-legalen 
Mitteln zu bekämpfen. Dabei agierte 
und agiert die Behörde immer wieder 
Hand in Hand mit gewalttätigen 
Neonazis, beispielsweise gegen 
Gewerkschafts- und Antifa-Aktivisten. 
So soll der frühere Landesvorsitzender 
der Gewerkschaft Handel, Banken und 

Versicherungen (HBV) in Thüringen 
Opfer einer gemeinsamen Intrige 
des Neonazis Thomas Dienel und des 
Landesverfassungsschutzes geworden 
sein. Im Herbst 1997, behauptet 
Dienel, habe das Landesamt eine 
Flugblattkampagne der rechten 
Szene gegen den antifaschistischen 
Gewerkschafter finanziell unterstützt. 
Dienel war Verfassungsschutzspitzel 
und hatte hierfür bis 1998 rund 
25.000 Mark kassiert.12 Die Politik 
der Diffamierung, Diskreditierung und 
Kriminalisierung antifaschistischen 
Widerstands ging und geht dabei einher 
mit einer systematischen Verharmlosung 
– und entsprechenden Freiräumen – für 
organisierte Neonazis. Das Dritte Reich 
nur durch die „Moralbrille“ zu sehen 
wecke bei jungen Leuten Widerwillen, 
war nur eine von Roewers zweifelhaften 
Aussagen in der Öffentlichkeit. Dass 

DORTMUNDQUERGESTELLT.DE

Ob am 1. MAI, am 1. SEPTEMBER 
oder sonst irgendwann:

NAZIS STOPPEN
IN DORTMUND!

9	 http://www.thueringer-allgemeine.de/startseite/detail/-/specific/Geheimbericht-Wie-das-Jenaer-Nazi-Trio-entkommen-konnte-2057329663

10	 http://www.fr-online.de/neonazi-terror/neonazi-terror-der-abgehoerte-terrorhelfer,1477338,11439220.html

11	a.a.o.

12	http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-17322721.html

Anzeige
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am Ende dieser politischen Strategie 
der mörderische Terror des NSU steht, 
ist keinesfalls überraschend. Und dass 
Roewer nun öffentlich „undichten 
Stellen“ bei der thüringischen Polizei die 
Verantwortung für die Ermittlungspannen 
im NSU-Kontext zuschiebt, überrascht 
auch niemanden wirklich.13

Allerdings stellt sich die Frage, ob 
diese Linie wirklich singulär in Thüringen 
gefahren wird, oder ob sie nicht 
vielmehr für alle Inlandsgeheimdienste 
gilt, wenn man sich beispielsweise 
die systematische Diskreditierung 
antifaschistischer Zeitungen und Archive 
und soziokultureller beziehungsweise 
autonomer Jugendzentren durch die 
Landesämter für Verfassungsschutz NRW, 
Bayern und Brandenburg vor Augen 
führt. Das gilt im Übrigen auch für das 
bekannte Muster aller Geheimdienste, 
sämtliche Waffenfunde bei Neonazis und 
das Bekanntwerden zahlreicher Konzepte 
für bewaffnete Aktionen und Strukturen 
schlichtweg zu verharmlosen oder zu 
leugnen.

Ein Blick zurück

Fast immer, wenn in Deutschland 
von Neonazis Organisationen aufgebaut 
werden, hatten und haben die 
Sicherheitsbehörden ihre Finger im 
Spiel. Wenn jetzt Erstaunen über diese 
Praktiken geäußert wird, deutet das 
bestenfalls auf grobe Erinnerungslücken 
hin. Deutlich wurde in den jüngsten 
Enthüllungen, was AntifaschistInnen seit 
Jahrzehnten betonen14: 

Eine Infiltration der extremen Rech-
ten bedeutet weder, dass deren Organi-
sationen vom Geheimdienst gesteuert 
werden, noch dass die dabei gesammel-
ten Informationen sonderlich viel Ein-
fluss auf einen gesellschaftlichen und 
politischen Umgang mit Neonazis haben. 
Wäre das anders, hätten die Verfassungs-
schutzämter schon vor Langem vor einer 
zunehmend dynamischen Neonazi-Be-
wegung warnen müssen. Dass sie das 
nicht getan haben und nach wie vor nur 
dann tun, wenn AntifaschistInnen und 
JournalistInnen die Öffentlichkeit über 
neue Entwicklungen informieren, liegt in 

der Logik des Apparats, der – um seine 
eigene Existenz zu rechtfertigen – allzu 
gerne suggeriert, alles „unter Kontrolle“ 
zu haben. Dazu kommt, dass die von ehe-
maligen Nationalsozialisten aufgebauten 
bundesdeutschen Geheimdienste und 
Sicherheitsbehörden über Jahrzehnte nur 
die radikale Linke im Visier hatten.

Auch wenn die Gründergeneration von 
BKA, BND und Verfassungsschutz inzwi-
schen tot ist, hat deren Selbstverständnis 
und politische Ausrichtung rechts von 
der Mitte die Apparate tiefgreifend ge-
prägt.15 Beeinflusst wird die Auswahl 
und Bewertung der Informationen auch 
von der Tatsache, dass zwischen den In-
formantInnen und V-Mann-Führern enge 
persönliche Bindungen entstehen – ihre 
jeweiligen Karrieren sind schließlich 
voneinander abhängig. Die strebsams-
ten Neonazis können auch die besten 
InformantInnen sein. Die Beispiele des 
langjährigen Neonazikaders und Infor-
manten des brandenburgischen Verfas-
sungsschutzes Carsten Szczepanski und 
des Führungskaders des „Thüringischen 
Heimatschutzes“ (THS) Tino Brandt ma-
chen dies deutlich.16 Für Neonazis ist 
die Zusammenarbeit mit den Sicherheits-
behörden aus verschiedenen Gründen äu-
ßerst attraktiv. Zum einen verschaffen sie 
ihnen einen Freibrief zur Verfolgung ihrer 
politischen Ziele und Schutz vor staatli-
cher Verfolgung. Zum anderen dient sie 
schlichtweg der individuellen Existenz-
sicherung, die es den „politischen Sol-
daten“ ermöglicht, ihren neonazistischen 
Aktivitäten „fulltime“ nachzugehen.

Das oft genannte Argument, die Be-
hörden müssten mit zwielichtigen Quel-
len arbeiten, um „Schlimmeres“ zu ver-
hindern, ist angesichts der zum Beispiel 
im Vorfeld mit NPD-Funktionären abge-
sprochenen Weitergabe der Informatio-
nen absurd. Die „Aufklärungsarbeit“ des 
Verfassungsschutzes, die zutreffender mit 
„Desinformationspolitik“ beschrieben 
werden kann, hat weder zehntausende 
von neonazistischen Straftaten noch den 
Tod von fast 200 Menschen seit 1990 
verhindern können. Es ist an der Zeit, da-
raus die logische Konsequenz zu ziehen: 
Dass der Kampf gegen Neonazis nicht 
mit „Law and Order“ zu gewinnen ist.  ❖

13	Vgl. u.a. http://www.sueddeutsche.de/politik/ex-verfassungsschutz-chef-roewer-und-die-neonazi-morde-sein-name-steht-fuer-das-chaos-1.1191435.

14	Vgl. Antifaschistisches Infoblatt (AIB)  Nr. 51, „Mehr Nutzen als Schaden - Informanten des Verfassungsschutzes“, S. 38ff.

15	Vgl. „Auf dem rechten Auge blind. Die braunen Wurzeln des BKA“, Dieter Schenk, Kiepenheuer & Witsch, 2001. 

16	Vgl. Antifaschistisches Infoblatt (AIB) Nr. 51, S. 13ff, „Anstandshalber starker Staat“ sowie AIB Nr. 53, „Neonazi als V-Mann enttarnt“, S. 20ff.

Die Ausgabe Nr. 93 
des Antifaschistischen In-
foblatts (AIB) zu „Rechts-
terrorismus – der National-
sozialistische Untergrund“ 
kann über die Internetseite  
www.antifainfoblatt.de kos-
tenlos als Probeexemplar 
bestellt werden.

Das AIB ist eine bun-
desweit berichtende Zeit-
schrift aus Berlin. Seit 
1987 veröffentlicht es be-
ständig Recherchen über 
Entwicklungen in der extre-
men Rechten und beobach-
tet gesellschaftliche Dis-
kurse aus antifaschistischer 
Perspektive. Von Beginn an 
wurde die Zeitung durch 
ein ehrenamtlich arbeiten-
des Redaktionskollektiv im 
Eigenverlag herausgegeben, 
unterstützt von vielen Kor-
respondentInnen und Au-
torInnen. Die Zeitschrift er-
scheint viermal im Jahr mit 
einem Umfang von rund 60 
Seiten. Sie bietet sorgfältig 
recherchierte Hintergrund-
artikel, die in kommerziell 
ausgerichteten Medien in 
dieser Ausführlichkeit nur 
selten Platz finden.
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Dr. Rolf Gössner 

Der „Verfassungsschutz“, 

der dem Schutz von 

Verfassung und Demokratie 

dienen soll, trägt  einen 

euphemistischen Tarnnamen. 

Denn in seiner Ausprägung 

als Inlandsgeheimdienst 

ist er selbst Fremdkörper 

in der Demokratie.

D
ie unglaubliche 
Neonazi-Mord-
serie mit zehn 
Toten, ihre skan-
dalöse Nichtauf-
klärung und die 
dubiose Rolle 
des Verfassungs-
schutzes (VS) 

haben uns in den vergangenen Monaten 
schockiert und in Atem gehalten. Die 
Verbrechen der „Zwickauer Zelle“ um die 
Nazi-Terrorgruppe „NSU“, der außer zehn 
Morden mehrere Sprengstoffanschläge 
und bewaffnete Banküberfälle angelastet 
werden, haben die außerordentliche Ge-
fahr durch rechtsextreme Gewalt endlich 
in den gesellschaftlichen Fokus gerückt. 
Die Untersuchung der Hintergründe und 
Netzwerke der rechtsterroristischen Zel-
le und ihrer Mordtaten hat begonnen, 
ebenso die Aufklärung darüber, warum 
die Gefahren des Neonazismus ganz of-
fensichtlich von Sicherheitsbehörden seit 
vielen Jahren systematisch unterschätzt 
wurden. Das offizielle Deutschland zeigte 
sich jedenfalls bass erstaunt und steht 
mit offenem Mund am Anfang seiner 
Erkenntnisgewinnung.

Öffentliches Erstaunen 

Dieses öffentliche Erstaunen über 
den Neonaziterror ist ganz besonders 
auf dem Hintergrund der deutschen Ge-
schichte schockierend – und angesichts 
der Tatsache, dass seit 1990, also dem 
Jahr der deutschen Vereinigung, mehr 
als 150 Menschen von Neonazis und 
anderen fremdenfeindlich eingestellten 
Tätern umgebracht wurden – jetzt müs-
sen wir mindestens zehn weitere Opfer 
dazurechnen. Die Terrorangriffe gegen 
Asylbewerber, türkische Männer, Frauen 
und Kinder, gegen Obdachlose und Be-
hinderte, gegen Juden und Linke gehen 
weiter. Und die Täter sind mitten unter 
uns. Das mörderische Phänomen ist also 
keineswegs neu – auch wenn sich viele 
Sicherheitspolitiker vollkommen über-
rascht geben, obwohl schon in den 80er 
Jahren 35 Menschen in Westdeutschland 
durch rechte und rassistisch motivierte 
Gewalt ums Leben kamen.

Wie reagierte der Staat auf den seit 
1990 erstarkenden Neonazismus und auf 
die eskalierende rechte Gewalt? Die Si-
cherheitsorgane des Bundes und der Län-
der, also Polizei, Verfassungsschutz und 
Justiz, haben diese Gefahr verharmlost, 
redeten gern von Einzeltätern, leugne-
ten organisatorische Zusammenhänge, 
verhielten sich indifferent oder dilettan-
tisch und haben damit schon frühzeitig, 
aber bis hinein in die jüngere Zeit fal-
sche Zeichen gesetzt. Die VS-Behörden 
des Bundes und der Länder versagten 
schon in den 1980er und 90er Jahren 
als „Frühwarnsystem“, das sie eigentlich 
sein sollen. Weder konnten sie die Zu-
nahme rechter Organisationen und Aktivi-
täten vorhersagen und erklären noch die 
Zunahme rassistischer Gewalttaten. Und 
lange Zeit bagatellisierten sie die organi-
satorischen Qualitäten rechter Gruppie-
rungen – obwohl es längst starke Ansätze 
zur Organisierung und Vernetzung gab 
und auch zu rechtem Terror. Und diese 
Verharmlosung und Blindheit auf dem 
rechten Auge setzte sich offenbar bis in 

die Gegenwart fort. Professionalität sieht 
anders aus.

Speziell im aktuellen Fall der Neo-
nazi-Mordserie und der offensichtlichen 
Nichtermittlung ihres rassistischen 
Hintergrunds kann man kaum von Un-
fähigkeit, Dilettantismus, Pannen oder 
Konfusion des polizeilichen Staats- und 
geheimdienstlichen Verfassungsschutzes 
sprechen, stattdessen von ideologischen 
Scheuklappen der traditionell antikom-
munistisch geprägten Sicherheitsorgane, 
von Ignoranz und systematischer Ver-
harmlosung des neonazistischen Spekt-
rums – begünstigt durch eine jahrzehn-
telang einseitig ausgerichtete Politik der 
„Inneren Sicherheit“. Jedenfalls wurde 
im Zusammenhang mit der Mordserie der 
rassistische Hintergrund nie ernsthaft 
erwogen und ausgeleuchtet – obwohl der 
Verfassungsschutz mit seinen V-Leuten 
an den späteren Tätern ganz nah dran 
war.

Terror und Gewalt, Bedrohungen und 
Gefahren für Demokratie und Verfassung 
werden immer noch, den alten Feindbil-
dern folgend, in erster Linie mit „Links-
extremismus“ sowie mit „Islamismus“ 
assoziiert – und hier werden dann alle 
Register gezogen, die den Sicherheits-
behörden zur Verfügung stehen und die 
im Zuge des exzessiven Antiterrorkamp-
fes der 1970er Jahre und besonders seit 
9/11 erheblich ausgebaut und verschärft 
wurden.

Ermittlungsbefugnisse und Maßnah-
memöglichkeiten hätte es also mehr als 
genug gegeben. Gleichwohl werden die 
Mordfälle und das Versagen der Sicher-
heitsbehörden dazu genutzt, reflexhaft 
weitere Nachrüstungsmaßnahmen für die 
Versager durchzusetzen.

Kriminelles V-Leute-System

Im Laufe der Jahre, verstärkt seit 
dem „Vereinigungsjahr“ 1990, ist in der 
Neonazi-Szene ein regelrechtes Netzwerk 
aus Spitzeln und Agents Provocateurs 
entstanden – ein undurchdringliches 

Heillos verstrickt:  
Neonazis und Verfassungsschutz
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Gestrüpp aus braunen 
Parteien, Neonazi-Grup-
pen, VS und seinen dubi-
osen Zuträgern. Die infil-
trierenden VS-Aktivitäten 
in den gewaltbereiten 
Neonazi-Szenen bergen 
enorme Gefahren. Mein 
Fazit: Über seine angewor-
benen, gedungenen und 
bezahlten V-Leute – im 
rechtsextremen Spektrum 
handelt es sich um hart 
gesottene Neonazis, gna-
denlose Rassisten, nicht 
selten um Gewalttäter – 
verstrickt sich der VS fast 
zwangsläufig in kriminelle 
Machenschaften, wobei 
auch Straftaten geduldet 
oder indirekt gefördert 
werden. Brandstiftung, 
Totschlag, Mordaufrufe, 
Waffenhandel, Gründung 
einer terroristischen Ver-
einigung – das sind nur 
einige der Straftaten, die 
„Vertrauensmänner“ des 
VS im Schutz ihrer Tarnung begingen 
und begehen. Und ihre V-Mann-Führer 
im VS, mit rechtsorientierter Gesinnung 
bestens vertraut, verhalten sich im Um-
gang mit ihren V-Leuten oft vertrauensse-
lig, so dass mitunter von einer regelrech-
ten Kumpanei gesprochen werden kann 
– zumindest aber von Distanzlosigkeit.

Im Fall des ungeheuerlichen Nicht-
ermittlungsskandals rund um die „Zwi-
ckauer Zelle“ war der thüringische VS 
mit mehreren V-Leuten – etwa Tino 
Brandt alias „Otto“ – auch in jenen 
Neonazi-Gruppen wie dem „Thüringer 
Heimatschutz“ hautnah dran, in denen 
die späteren Mörder organisiert waren. 
Deshalb ist es besonders unverständlich, 
weshalb drei Neonazis, denen bereits ter-
roristische Straftaten vorgeworfen worden 
waren, nach Erlass eines entsprechenden 
Haftbefehls einfach über mehr als ein 
Jahrzehnt untertauchen und unbehelligt 
quer durch die Republik eine ganze Serie 
von Morden an Migranten und einer Poli-
zistin begehen konnten. Diese Mordserie 
hätte möglicherweise verhindert werden 
können, wenn der VS Erkenntnisse hin-
sichtlich verbrecherischer Straftaten und 
möglicher Wohnorte der Untergetauchten 
und ihrer Unterstützer rechtzeitig an die 
Polizei weitergegeben hätte, wozu er ge-
setzlich verpflichtet war. Dazu brauchte 

es keinerlei Nachrüstungsmaßnahmen 
zur besseren Vernetzung von VS und 
Polizei.

Das vielleicht Erschreckendste, was 
ich bei meinen Recherchen selbst erfah-
ren musste, ist, dass der VS seine kri-
minell gewordenen V-Leute oft genug 
deckt, systematisch gegen polizeiliche 
Ermittlungen abschirmt, um sie weiter 
abschöpfen zu können – anstatt sie un-
verzüglich abzuschalten. Auch im Zu-
sammenhang mit der Neonazi-Mordserie 
hat der VS polizeiliche Fahndungsmaß-
nahmen torpediert und seinen braunen 
V-Leuten etwa polizeiliche Observationen 
verraten. Dieses Verhalten nennt man 
Strafvereitelung sowie psychische Unter-
stützung und Beihilfe zu Straftaten. Das 
ist zwar strafbar, doch die VS-Verantwort-
lichen sind dafür nie zur Rechenschaft 
gezogen worden – selbst wenn durch 
dieses Verhalten unbeteiligte Personen 
schwer geschädigt wurden.

Fremd in der Demokratie

Der Staat hat also die rechtsextre-
men Szenen und Parteien über seine be-
zahlten Spitzel letztlich mitfinanziert, 
rassistisch geprägt, geschützt und ge-
stärkt, anstatt sie zu schwächen. Aber-
tausende Euro flossen auf diese Weise 

in rechtsextreme Neonazistruktu-
ren. Letztlich ist der Verfassungs-
schutz über sein V-Leute-Netz 
selbst Teil des Neonazi-Problems 
geworden, jedenfalls konnte er, 
wie wir sehen, kaum etwas zu des-
sen Lösung oder Bekämpfung bei-
tragen. So hat er Demokratie und 
Bürgerrechten mehr geschadet als 
genützt.

Im Übrigen haben sich trotz 
der hohen Zahl an V-Leuten die 
VS-Erkenntnisse nicht nennens-
wert gesteigert: Was der VS mit 
Millionenaufwand bisweilen zu-
tage förderte, war für Kenner der 
braunen Szene nicht gerade er-
hellend. Ein gut ausgestattetes 
politikwissenschaftliches Institut 
hätte die Rechtsentwicklung je-
denfalls ohne dubiose Methoden 
und ideologische Scheuklappen, 
dafür mit wesentlich besseren 
diagnostischen und analytischen 
Fähigkeiten erforschen und erklä-
ren können.

Fazit

Der „Verfassungsschutz“, der dem 
Schutz von Verfassung und Demokratie 
dienen soll, trägt einen euphemistischen 
Tarnnamen. Denn in seiner Ausprägung 
als Inlandsgeheimdienst ist er selbst 
fremd in der Demokratie, weil er mit sei-
nen geheimen Strukturen, Mitteln und 
Methoden demokratischen Prinzipien der 
Transparenz und Kontrollierbarkeit wider-
spricht. Solchen intransparenten, skan-
dalgeneigten, kontrollresistenten und 
damit demokratiewidrigen Institutionen, 
die Demokratie und Bürgerrechten mehr 
schaden als nützen, gehört perspekti-
visch die Lizenz entzogen.

•	 Weiterführende Informationen
www.rolf-goessner.de

Erstveröffentlicht in der Ham-
burg Debatte Nr. 6, März 2012; 
Abdruck mit freundlicher Geneh-
migung von Autor und Redaktion.  
http://www.die-linke-hamburg.de/politik/
publikationen/debattehamburg.html

www.ciando.com/ebook/bid-304349-
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Mit Aufdeckung der Neonazi-Mordserie und der Zwickauer Zelle Ende 2011 wurde 
klar, dass der Verfassungsschutz auch zehn Jahre nach der größten V-Mann-Affäre in 
der bundesdeutschen Geschichte, die zum Scheitern des NPD-Verbots führte, immer 
noch im Neonazi-Spektrum aktiv ist. Ganz offensichtlich hat die Politik aus den zahl-
reichen Skandalen dieses schwer kontrollierbaren Inlandsgeheimdienstes keine wirk-
samen Konsequenzen gezogen, sondern ihm immer mehr Befugnisse zugeschanzt 
und in einer bedenklichen Grauzone operieren lassen.

Der Geheimdienstexperte Rolf Gössner dokumentiert in seinem hier neu aufgelegten 
und mit einem aktuellen Prolog versehenen Buch die langjährige Symbiose zwischen 
Verfassungsfeinden und Verfassungsschützern und legt ein brisantes Dossier der kri-
minellen Karrieren zahlreicher V-Männer in Neonazi-Szenen und -Parteien vor. Ein 
heute noch brisantes Buch, das zeigt, dass bereits mit seiner Erstauflage 2003 vieles 
von dem ersichtlich und nachlesbar war, was heute mit so großem Erstaunen und 
Entsetzen zur Kenntnis genommen wird.

Endlich wieder verfügbar! Jetzt als e-book
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Wolf Wetzel

Über 13 Jahre wurde die 

rassistische Mordserie 

stereotyp und unisono einem 

kriminellen, ausländischen 

Milieu zugeordnet. Von 

„Döner-Morden“ war die Rede. 

Nun weiß man innerhalb 

von Tagen alles über einen 

„Nationalsozialistischen 

Untergrund“ (NSU) und 

seine Mitglieder, über seine 

(staatlichen) Verbindungen 

und sein politisches Umfeld.  

Woher weiß man so viel, 

wenn man 13 Jahre lang 

nichts wusste? Was wusste 

der Verfassungsschutz seit 

13 Jahren? Können „Pannen“ 

bei den Sicherheitsorganen 

13 Jahre gefahrloses 

Untergrunddasein erklären? 

Ist die Selbstmordthese zu 

schön, um wahr zu sein?

ie späteren Mit-
glieder des „Nati-
onalistischen Un-
tergrund“ (NSU) 
waren jahrelang in 
neonazistischen 
„Freien Kamerad-
schaften“ orga-
nisiert. Zu deren 
Credo gehört, al-

les was nicht deutsch genug aussieht, 
in Angst und Schrecken zu versetzen mit 
dem Ziel, „national befreite Zonen“ zu 
schaffen. Dazu zählten Angriffe auf Mi-
grantInnen und Geschäfte, die diesen 
gehörten genauso wie Angriffe auf antifa-
schistische Gruppierungen und Mitglie-
der. Dass diese organisierten Neonazis 
Todeslisten führen, ist seit Langem – 
auch den Polizei- und Verfassungsschutz-
behörden –  bekannt.

Obwohl die Polizei 1998 in Jena eine 
Bombenwerkstatt der späteren Mitglieder 

des NSU entdeckte und über 1,4 Kilo-
gramm Sprengstoff und Rohrbomben be-
schlagnahmte, wurden Uwe Mundlos, 
Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe nicht 
verhaftet. Sie nutzen diese staatliche 
Fürsorge und tauchten ab. Bislang wer-
den im Zeitraum zwischen 2001 und 
2006 zehn Morde, denen fast ausschließ-
lich Menschen türkischer Herkunft zum 
Opfer fielen, dem NSU zugeordnet. Zwei 
Mitglieder des NSU sollen sich 2011 das 
Leben genommen haben, das dritte Mit-
glied, Beate Zschäpe, soll am selben Tag 
das Haus, in dem sie über vier Jahre leb-
ten, in Brand gesteckt haben.

Die hier vorgestellten Thesen stützen 
sich auf bisher in die Öffentlichkeit 
gelangtes Material. Angesichts der 
Tatsache, dass über 13 Jahre staatliche 
Ahnungslosigkeit geherrscht haben soll 
und nun im Stundentakt neue Fakten 
und Indizien an die Öffentlichkeit 
gelangen, darf man davon ausgehen dass 

Die Nazis, der Staat und die Medien
Über Synergien zwischen neonazistischem Terror und Staatsterrorismus
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einiges, was hier offen bleiben muss, 
bald geklärt ist.

Im Tal der Ahnungslosen

Über 13 Jahre verbreiteten Polizei, 
Verfassungsschutzbehörden und Medien 
über die politischen Motive hinter den 
neun Morden eine Version. Es handele 
sich dabei um Abrechnungen innerhalb 
eines kriminellen und ausländischen 
Milieus. Obwohl genau dieses Motiv in 
keinem einzigen Fall bewiesen werden 
konnte, blieben alle bei dieser Version, 
obwohl den Polizei- und Verfassungs-
schutzbehörden auch andere Indizien, 
Zeugenaussagen und Hinweise vorlagen. 
Ihre Unterschlagung ist kein Fehler, son-
dern Ausdruck einer politisch motivierten 
Vorgehensweise. Wenn Polizei, Verfas-
sungsschutzbehörden und Presse dieser 
Mordserie das Brandmal „Döner-Morde“ 
geben, wenn sich eine Sonderkommis-
sion der Polizei den Namen „Soko Bos-
porus“ gibt, dann verschweigen sie nicht 
nur rassistische, neonazistische Motive, 
sie bedienen sich genau dieser rassisti-
schen Zuschreibungen.

Dabei spielt die immer wie-
der vorgebrachte Begründung, zu den 
Mordtaten hätte es kein Bekenner-
schreiben gegeben, was für politisch-mo-

tivierte Straftaten doch typisch wäre, nicht  
mehr als die Rolle einer Schutzbehaup-
tung: Den ermittelnden Behörden wa-
ren die Verbindungen zwischen deut-
schen neonazistischen Kameradschaften 
und „Blood & Honour“- und „Combat 
18“-Gruppen bekannt. Diese propagie-
ren seit Jahren einen Rassenkrieg, der 
gezielte (Mord-)Anschläge auf MigrantIn-
nen mit einschließt. Explizit verzichten 
sie dabei auf Bekennerschreiben, da sie 
ganz auf eine Strategie der Angst und des 
Terrors setzen.

Wenn nun innerhalb von Tagen und 
Stunden Indizien, Beweise und Zusam-
menhänge auftauchen, die die Morde 
einer neonazistische Terrorgruppe zu-
ordnen können, dann haben Polizei und 
Verfassungsschutzbehörden nicht schnell 
gearbeitet, sondern auf alles zurückge-
griffen, was jahrelang in diesen Ämtern 
unter Verschluss gehalten wurde. Qua-
si über Nacht tauchen 24 Aktenordner 
beim Thüringer Verfassungsschutz auf1, 
die voll mit Indizien und Spuren sind, 
die nun ausgewertet werden und zu den 
plötzlichen „Fahndungserfolgen“ führen. 
Was heute so schnell, so schlagartig auf-

taucht, sind also jahrelang unterschlage-
ne Akten, seit Jahren gesicherte Spuren 
und Indizien, denen Jahr um Jahr nicht 
nachgegangen wurde.

Hat der Verfassungsschutz 
über Jahre die Verfolgung 
der NSU-Mitglieder durch 
die Polizei verhindert?

Man kennt es aus dem Fernsehen, 
aus vielen Krimiserien: Es kommt zu ei-
nem schweren Verbrechen. Die Polizei 
erscheint mit Blaulicht am Tatort und 
nimmt die Ermittlungen auf. Dabei stößt 
sie auf brisante Hinweise und will die-
sen nachgehen. Dann taucht entweder 
ein Beamter in Zivil auf, erklärt den Er-
mittlern, dass er den Fall übernehme 
oder der leitende Polizeibeamte wird zu 
seinem Chef gerufen, der ihm mit viel-
sagenden Blicken erklärt, dass sie aus 
dem Fall raus sind. Anweisung von oben 
… Diesen Konflikt zwischen Polizei- und 
Geheimdienststellen gibt es nicht nur im 
Fernsehen. Polizeidienststellen haben 
(für gewöhnlich) die Aufgabe, Strafta-
ten aufzuklären. Geheimdienste, hier der 
Verfassungsschutz und möglicherweise 
der Militärische Abschirmdienst (MAD), 
decken Straftaten, verhindern deren Auf-
klärung, wenn dies „übergeordnete Inter-
essen“ gebieten.

Die bisher bekannt gewordenen 
Indizien beweisen, dass Polizei- und 
Geheimdienststellen über 13 Jahre 
die Mitglieder des NSU observiert und 

1	 „junge Welt“, 17. November 2011
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verfolgt haben. Bei all dessen Straftaten 
kam es weder zu einer Festnahme noch 
zu einem Haftbefehl. Warum ist jetzt 
etwas möglich, was über 13 Jahre mit 
allen Mitteln verhindert wurde? Wer 
hat das Schloss dieser konzertierten 
Untätigkeit geknackt? Welches Ereignis 
hat das Fass zum Überlaufen gebracht? 
War es der Mord an der Polizistin 

Michèle Kiesewetter 2006? Ein Mord, 
der die Spannungen zwischen Polizei 
und Verfassungsschutzbehörden auf die 
Spitze treiben musste, gerade dann, 
wenn eine Kollegin ermordet werden 
konnte, weil Verfassungsschutzbehörden 
eine schützende Hand über die 
Mitglieder des NSU hielten?

Dass der Mord an der Polizistin 
Michèle Kiesewetter der mögliche Wen-
depunkt war wird plausibel, wenn die 
lange lancierte Behauptung, man hätte 
diesem Mordanschlag weder ein politi-
sches Motiv noch mögliche Täter zuord-
nen können, in sich zusammenbricht. 
Das Magazin „Stern“ veröffentlichte Aus-
züge aus einem Observationsprotokoll 
des US-Militärgeheimdienstes „Defense 
Intelligence Agency“  (DIA) von jenem 
Tag2. Darin wird detailliert beschrieben, 
dass in diese Schießerei nicht nur be-
sagte Polizeibeamte, sondern auch ein 
Mitarbeiter des Verfassungsschutzes in-
volviert waren. Nicht nur die Anwesenheit 
von Verfassungsschutzbeamten ist darin 
vermerkt, sondern ein weiteres wichtiges 
Detail. In dem Protokoll wird festgehal-
ten, dass es sich bei den Attentätern um 
„right wing operatives“, also um Neona-
zis handelte. Warum konnten die Mörder 
„unerkannt“ entkommen? Warum ver-
schweigt der Verfassungsschutz bis heute 
sein Wissen über diesen Mordanschlag?

Der Mordanschlag auf die beiden 

Polizisten dürfte das Fass zum Überlau-
fen gebracht haben. Doch schon lange 
davor bauten sich Spannungen zwischen 
Polizeibehörden und Verfassungsschutz-
abteilungen auf. Das belegen Hinweise, 
die die Be- und Verhinderung der Poli-
zeiarbeit auf Anweisung von oben doku-
mentieren: „Vergangene Woche war in 
einer vertraulichen Sitzung des Thüringer 

Justizausschusses bekannt geworden, 
dass ein halbes Dutzend Aktennotizen 
aus der Zeit zwischen 2000 und 2002 
existieren, laut denen das Innenminis-
terium Festnahmeversuche verhindert 
hatte. Dieses Vorgehen führte seiner-
zeit zu Krisengesprächen zwischen den 
Staatssekretären der Landesministerien 
für Justiz und Inneres sowie zwischen 
dem Thüringer Generalstaatsanwalt und 
dem LfV-Präsidenten. Große Folgen hatte 
das jedoch nicht: Im Jahr 2003 wurde 
das Ermittlungsverfahren gegen das ge-
suchte Trio eingestellt – und damit auch 
die Fahndung beendet.“3

Nicht nur das Zurückhalten, das 
Verschweigen von Erkenntnissen der 
Verfassungsschutzbehörde(n) be- und 
verhinderten polizeiliche/staatsan-
waltschaftliche Maßnahmen. Der Ver-
fassungsschutz hatte zudem aktiv die 
Bindeglieder zu den Abgetauchten vor 
polizeilichen Maßnahmen gewarnt bezie-
hungsweise geschützt: „So habe das LfV 
seinen V-Mann Brandt über die Obser-
vationsmaßnahmen der Polizei auf dem 
Laufenden gehalten. Dem Neonazi sei 
demnach mitgeteilt worden, dass er aus 
einer angemieteten Wohnung in der Nähe 
seines Hauses heraus überwacht wer-
de.“4 V-Mann Tino Brandt hatte „noch 
im Jahr nach dem Abtauchen der Neona-
zis mit einem Mitglied der Terrorzelle in 
Kontakt gestanden“.5 

Die Legende von den 
spurlos Verschwundenen

Es ist eine Legende, dass die im Jahr 
1998 abgetauchten Neonazis „spurlos“ 
verschwunden seien. Tatsache ist viel-
mehr, dass diese Neonazis nur abtauchen 
konnten, weil sie den Schutz von Verfas-
sungsschutzbehörden genossen. Unter 
Berufung auf das Thüringer Landeskri-
minalamt berichtete der Mitteldeutsche 
Rundfunk (MDR), „dass die drei Haupt-
verdächtigen 1998 kurz nach ihrem Un-
tertauchen von Zielfahndern aufgespürt 
worden waren. Ein Sondereinsatzkom-
mando der Polizei habe die Möglichkeit 
zum Zugriff gehabt, sei aber im letzten 
Moment zurückgepfiffen worden.“6 Wer 
hat die Polizei daran gehindert, wenn 
nicht der Verfassungsschutz in Thürin-
gen, der unter Berufung auf höhere, ge-
wichtigere Interessen Polizeiaktionen un-
terbinden kann?

Dass auch der Verfassungsschutz en-
gen Kontakt zu den abgetauchten Neona-
zis hatte, im wahrsten Sinne des Wortes 
auf dem Laufenden gehalten wurde, be-
legt ein weiteres Indiz, das im Zusam-
menhang mit der Verhaftung von Carsten 
S. bekannt wurde: „Laut Bundesamt für 
Verfassungsschutz soll er dem damaligen 
THS-Führer und V-Mann des thüringi-
schen Verfassungsschutzes, Tino Brandt, 
am 13. März 1999 mitgeteilt haben, dass 
er nun den Kontakt zu Uwe Böhnhardt, 
Uwe Mundlos und Beate Zschäpe halte. 
S. soll Geld für die drei 1998 Abgetauch-
ten organisiert und es ihnen zugespielt 
haben.“7 Der Verfassungsschutz war also 
so etwas wie der vierte Mann des neona-
zistischen Trio.

Dass die NSU-Mitglieder alles an-
dere als spurlos verschwunden waren, 
belegen weitere Indizien: Sowohl Beate 
Zschäpe als auch Uwe Mundlos verfügten 
über legal-illegale Papiere, mit denen sie 
sicher reisen konnten. Beide waren im 
Besitz von auf falsche Namen ausgestell-
ten Reisepässen, was über die sächsi-
sche Meldebehörde abgewickelt wurde.8 
Wie ungestört sie damit reisen konnten, 
belegen staatliche „Reisebegleiter“ des 

Der Verfassungsschutz 
war also so etwas wie 
der vierte Mann des 
neonazistischen Trio.

„

2	 Verfassungsschutz bei Polizistenmord dabei?, www.stern.de, 30. November 2011

3	 „Frankfurter Rundschau“, 8. Dezember 2011

4	 „Frankfurter Rundschau“, 19. Dezember 2011

5	 „junge Welt“, 23. Dezember 2011

6	 „junge Welt“, 19. November 2011

7	 „Frankfurter Rundschau“, 2. Februar 2012

8	 Schießen lernen in Südafrika?, „Frankfurter Allgemeine“, 27. November 2011
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Bundeskriminalamts (BKA): „Böhnhardt 
und Mundlos sollen im September 1998 
in Budapest geortet worden sein. Im Au-
gust 2000 wurden sie angeblich in Bulga-
rien aufgespürt. Das war einen Monat vor 
dem mutmaßlichen ersten Mord.“9

Parallel dazu hielten V-Männer des 
Verfassungsschutzes direkt und/oder in-
direkt (über ihre Unterstützer) Kontakt zu 
den komfortabel Untergetauchten. Auch 
danach gab es zahlreiche Spuren, die 
zu den „Abgetauchten“ führten: „Auch 
konnten die Fahnder mehrere Kontakt-
personen der drei Flüchtigen identifizie-
ren und deren Telefonate überwachen. 
Als Sachsen seinerzeit aber anbot, die 
verdächtige Wohnung mit einem Sonder-
einsatzkommando zu stürmen, blockte 
das Erfurter Innenministerium die Aktion 
ab. Die Gründe hierfür sind aus den bis-
lang vorliegenden Akten nicht ersicht-
lich. Es war nicht die einzige verpasste 
Chance, das gesuchte Trio festzunehmen. 
Vergangene Woche war in einer vertrau-
lichen Sitzung des Thüringer Justizaus-
schusses bekannt geworden, dass ein 
halbes Dutzend Aktennotizen aus der Zeit 
zwischen 2000 und 2002 existieren, laut 
denen das Innenministerium Festnahme-
versuche verhindert hatte.“10

Die Kontakte des Verfassungsschut-
zes zu den NSU-Mitgliedern waren so 
eng, dass dieser über einen V-Mann 
selbst über die Pläne einer möglichen 
Flucht nach Südafrika bestens informiert 
war: „,Während Böhnhardt und Mundlos 
mit dem Ziel einverstanden seien und 
dies auch als Daueraufenthaltsort an-
strebten, beabsichtige Zschäpe, die nicht 
ins Ausland wolle, sich nach der Abreise 
der beiden den Behörden zu stellen‘, zi-
tiert die Zeitung Die Welt aus der ihr vor-
liegenden Dokumentation.“11 Wer solche 
Insider-Kontakte zu den NSU-Mitgliedern 
hat und selbst die Meinungsverschieden-
heiten innerhalb des Terror-Kommandos 
protokollieren kann, ohne dieses Wis-
sen für Festnahmen zu nutzen, schützt 
neonazistischen Terror und verfolgt ihn 
nicht.

In dieser Tradition bewegt sich 
auch die angeblich ermittelnde 
Bundesanwaltschaft. Anstatt aufzuklären, 

schreibt sie das Märchen vom Untergrund 
fort: „Die Bundesanwaltschaft in 
Karlsruhe und das Bundeskriminalamt 
(BKA) sind inzwischen davon überzeugt, 
dass die mutmaßlichen NSU-Terroristen 
bereits mit ihrem Verschwinden Anfang 
1998 ,perfekt abgetaucht‘ sind und 
sich sofort ,hochkonspirativ verhalten‘ 
haben.“12

Die Legende von den Pannen 
innerhalb der Sicherheitsbehörden

Die „Versäumnisse“ und „Pannen“, 
die Polizei- und Verfassungsschutzbehör-
den einräumen, werden mit mangelnder 
Zusammenarbeit erklärt. Dies geht mit 
der Forderung einher, dass in Zukunft 
Polizei und Verfassungsschutz enger und 
koordiniert (in Lagezentren) zusammen-
arbeiten müssten. Diese Eingeständnis-
se führen nicht nur in die Irre, die For-
derung nach koordinierten Lagezentren 
stellt eine weitere Verhöhnung der Opfer 
dar.

Dass über 13 Jahre eine Mordserie als 
Milieutaten unter Ausländern ausgegeben 
werden konnte, dass eine Festnahme der 
(späteren) drei NSU-Mitglieder verhin-
dert wurde, dass V-Männer verschiedener 

Verfassungsschutzbehörden Kontakt 
zum Umfeld und möglicherweise zu 
den Mördern selbst hatten, beweist ge-
rade, dass Verfassungsschutzbehörden 
hervorragend zusammengearbeitet ha-
ben. Nicht die fehlende Zusammenar-
beit hat die Mordserie möglich gemacht, 
sondern die politische, geistige Nähe, 
die Verfassungsschutzbehörden zu neo-
nazistischen Gruppierungen hatten und 
haben. Dass der Umstand, dass jede/-r 
Dritte in Deutschland rassistische und 
nationalistische Theoreme teilt, keine 
anonyme Größe ist, belegt der ehemalige 
Verfassungsschutzchef in Thüringen Hel-
mut Roewer, der von 1994 bis 2000 das 
Sagen hatte. Unter seiner Führung wur-
den nicht nur V-Männer (wie Tino Brandt 
und Thomas Dienel) in neonazistischen 
Kameradschaften („Anti-Antifa-Ostthü-
ringen“ und „Thüringer Heimatschutz“) 
finanziert, deren „Vergütungen“ (über 
200.000 Mark alleine über den V-Mann 
Tino Brandt) direkt in den Aufbau dieser 
Organisationen flossen. Für ihn stellten 
antifaschistische Aktivitäten eine größere 
Gefahr als neonazistische Kameradschaf-
ten dar, deren Handlungen er als „Propa-
gandadelikte“13 verharmloste. 

Bereits kurz nach Amtsantritt im 
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Jahr 2000 ließ VS-Chef Roewer alle 
wissen, was man in seinem Amt über 
Faschismus und Antifaschismus wissen 
musste: Er bezeichnete Faschisten 
und Antifaschisten als „siamesische 
Zwillinge“14. Eine unerträgliche 
Zumutung – nicht nur geschichtlich 
betrachtet. All das tat dieser Mann nicht 
aus Unwissenheit, sondern vor dem 
Hintergrund einer politischen Gesinnung, 
die ohne Umschweife an neonazistische 
Theoreme heranreicht. 1999 war er Gast 
einer Podiumsveranstaltung: „Er sprach 
damals über das ,Dritte Reich‘ und dass 
man ältere Menschen verstehen müsse, 
die nicht nur schlechte Seiten daran 
gesehen hätten.“15

Dass es nicht fehlende Zusammen-
arbeit war, die die Mordserie möglich 
gemacht hatte, sondern die Überein-
stimmung in rassistischen Grundannah-
men, die in Verfassungsschutzbehörden 

geteilt wurde, belegt ein weiteres Bei-
spiel: Im April 2006 wurde der Inhaber 
eines Internetcafés in Kassel ermordet. 
Kassel liegt in Hessen und zur Mordzeit 
und am Tatort war auch Andreas Tem-
me zugegen, ein Mitarbeiter des hessi-
schen Verfassungsschutzes. Dieser Ver-
fassungsschutzbeamte war nicht nur im 
„Sachgebiet Ausländerextremismus“ be-
schäftigt, er hatte auch Papiere neona-
zistischer Gruppierungen zu Hause und 
Auszüge aus „Mein Kampf“. Außerdem 
führte dieser Beamte einen V-Mann, ei-
nen deutschen Neonazi, „der vor seiner 
Anwerbung dreimal bei Kundgebungen 
in Thüringen gewesen sein soll“16. Die 
letzte Version, die seine Anwesenheit 
erklären soll, lautet zurzeit: Er sei rein 
zufällig und privat dort gewesen und hät-
te ahnungslos an der Theke bezahlt, wäh-
rend der Besitzer bereits tot hinter der 
Theke lag. Würde irgendjemand dieser 

Serie von Zufälligkeiten Glauben schen-
ken, wenn es um die Aufklärung einer 
„linken“ Straftat ginge? Und angenom-
men es wäre so: Warum verschwieg der 
damalige hessische Innenminister Vol-
ker Bouffier (CDU) all diese beruflichen 
Implikationen? 

Dass neonazistische Lebenseinstel-
lungen nicht nur in Kameradschaften 
Platz finden, sondern auch in staatlichen 
Behörden, bekam Michel Friedman, ehe-
maliger Vize-Präsident des Zentralrats 
der Juden in Deutschland, zu spüren. Als 
Personenschützer wurden ihm vom hessi-
schen Innenministerium 2007 auch Neo-
nazis zur Verfügung gestellt: „Der Einsatz 
von drei möglicherweise rechtsradikalen 
Polizisten als Personenschützer des ehe-
maligen Vize-Präsidenten des Zentralrats 
der Juden, Michel Friedman, hat heftige 
Kritik beim Zentralrat ausgelöst. Zent-
ralrats-Präsidentin Charlotte Knobloch 
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15	„Die Zeit“, 17. November 2011
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zeigte sich über den Vorfall ,entsetzt 
und schockiert‘. Sie kritisierte auch die 
Frankfurter Staatsanwaltschaft, die zwei 
von drei Verfahren gegen die Polizisten 
eingestellt hat. (...) Zur Einstellung der 
Verfahren meinte sie: ‚Es ist nicht hin-
nehmbar, wenn das Posieren eines Poli-
zeibeamten in einer SS-Uniform und das 
stolze Herumzeigen dieser Aufnahmen im 
Kollegenkreis von der Staatsanwaltschaft 
im vorauseilenden Gehorsam als Kava-
liersdelikt eingestuft werden.‘“17

Der oberste Dienstherr war damals 
Innenminister Volker Bouffier (CDU), der 
es mit dieser Einstellung inzwischen bis 
zum hessischen Ministerpräsidenten ge-
schafft hat.

Wie in Thüringen, aber auch in Hes-
sen mit nationalsozialistischen Verbre-
chen umgegangen wird, beschreibt der 
letzte Akt in diesem Fall: Einer der ab-
gezogenen Personenschützer wurde an-
schließend in die Staatsschutzabteilung 
des LKA versetzt, wo er mit der Fahn-
dung nach untergetauchten NS-Tätern 
beschäftigt wurde.18 Es gehört zur Ironie 
der Geschichte, dass der aktuelle hessi-
sche Ministerpräsident Volker Bouffier 
und der damalige Innenminister von Thü-
ringen, Christian Köckert, heute gemein-
sam eine Anwaltskanzlei betreiben.

Die Selbstmordthese ist so 
evident wie die Behauptung, 
die NSU-Mitglieder seien 
spurlos verschwunden

„Hat der Neonazi Mundlos wirklich 
seinen Kumpel und dann sich selbst er-
schossen? Was, wenn alles ganz anders 
war?“ Dieses kurze Aufblitzen journa-
listischer Sorgfaltspflicht taucht in der 
„Frankfurter Rundschau“ nicht auf den 
vorderen Politik-Seiten auf, sondern als 
letzter Satz, auf Seite 40, gut verpackt 
in einen Artikel über einen Krimiautor.19 
Der Tod der beiden NSU-Mitglieder in 
Zwickau im November 2011 wird unisono 
als Selbstmord „kommuniziert“. Diese 
Version wird in allen Medien vertreten, 
obwohl dieselben Medien einräumen, 
dass sie sich jahrelang an der Nase he-
rumführen ließen, dass sie mitgeholfen 
haben, falsche Fährten festzutreten. 
Allein die Tatsache, dass es für diesen 

Tathergang am 7. November 2011 zwei 
gravierend voneinander abweichende Ver-
sionen gibt, müsste stutzig machen.

Die erste Version entstand kurz nach 
dem Überfall und wird von der „Thürin-
ger Allgemeinen“, die sich dabei auch 
auf Polizeiangaben stützt, so beschrie-
ben: Die Bankräuber benutzten bei ihrem 
Banküberfall einen Caravan, dessen Spur 
auch Stunden später zu den NSU-Mit-
gliedern führte. Die Beamten näherten 
sich dem verdächtigen Caravan. Dann 
hörten sie „aus dem Innenraum zwei 
Knallgeräusche“. Kurz darauf brannte 
der Caravan und dann war alles vorbei.

Die zweite Version ist über zwei Mo-
nate jünger und stammt vom Polizeidi-
rektor Michael Menzel, Leiter der Soko in 
Thüringen, der ebenfalls mit seinen Poli-
zeibeamten am selben Tatort war: Dieses 
Mal benutzten die Täter Fahrräder für 
ihren Banküberfall. Als die Beamten auf 
den Caravan stießen, wurden sie sofort 
mit MP-Salven empfangen: „Wir wuss-
ten, dass sie scharfe Waffen hatten. Sie 
haben sofort auf uns geschossen“, sagt 
Menzel.20 Dann soll die MP geklemmt 
haben, worauf die Schützen sich selbst 
umbrachten.

Beide Versionen werden von Poli-
zeibeamten erzählt. Welche Polizisten, 
welche Version ist echt? Aufgrund des 
Umstands, dass beide Versionen in ent-
scheidenden Punkten voneinander abwei-
chen, sind nuancierte Wahrnehmungs-
unterschiede auszuschließen. In jedem 
anderen Fall wäre eine Neuaufnahme 
des Tathergangs zwingend geboten – in 
diesem Fall nicht. Warum schweigen alle 
auflagestarken Medien? Warum geht nie-
mand diesen eklatanten Widersprüchen 
nach? Warum picken alle Leitmedien 
blindlings die Körner auf, die ihnen die 
Behörden anbieten, obwohl sie doch al-
lesamt versprachen, nicht länger vom 
Staat gelegten falschen Fährten kritiklos 
zu folgen?

Inszenierter Selbstmord?

Abgesehen von den komplett ver-
schiedenen Tathergängen wird als Motiv 
der schwer bewaffneten Neonazis ihre 
„aussichtslose Lage“ angeführt. Was war 
daran aussichtslos? Wenn irgendjemand 

über 13 Jahre hinweg im „Untergrund“ 
sicher war, dann war es der NSU! Was 
war an dieser staatlich lizenzierten Er-
folgstory aussichtslos? Woher wussten 
sie, dass es dieses Mal keine Unterstüt-
zung „von oben“ geben würde? Warum 
sollte eine klemmende MP der Grund 
sein, sich selbst zu erschießen, anstatt 
alle anderen Waffen zu benutzen? Neben 
besagter MP wurden acht Waffen in dem 
Campingwagen sichergestellt. Wie darf 
man sich das vorstellen: Zuerst schie-
ßen die beiden Neonazis mit der MP um 
sich, dann klemmt diese, Zeit genug, mit 
der rechten Hand die Kameradin Beate 
Zschäpe anzurufen, mit der linken den 
Campingwagen in Brand zu setzen, und 
nachdem alles ordentlich erledigt wurde, 
sich selbst umzubringen?

Und wenn der 7. November 2011 aus-
nahmsweise aussichtslos war: Warum 
bringen sich Neonazis um, verbrennen 
gleichzeitig sich und den Campingwa-
gen? Wenn Beate Zschäpe beim Bank-
überfall nicht dabei war: Wer hat sie in-
formiert, gewarnt? Das In-Brand-Setzen 
des Campingwagens, das Abbrennen des 
Basislagers/Hauses in Zwickau macht 
nur Sinn, wenn jemand nicht an den Tod 
denkt, sondern an die Zeit danach. An 
Spuren, die über die Toten hinauswei-
sen könnten. Verräterische Spuren also, 
um die sich in aller Regel nur Lebende 
sorgen. Der Brand des Hauses in Zwi-
ckau, das In-Brand-Stecken des Wohn-
wagens, in dem sie sich umgebracht 
haben sollen, lässt andere Motive viel 
plausibler erscheinen. Wurde hier etwa 
ein Selbstmord inszeniert, der vor allem 
der Beseitigung von Spuren diente, an 
die Aussichtslose keine Sekunde denken 
würden?

Alleine die Tatsache, dass in dem 
abgebrannten Haus in Zwickau legal-il-
legale Papiere gefunden wurden (die den 
Brand überstanden haben), also amtlich 
gefälschte Identitäten, verstärkt doch 
den vielfach belegten Verdacht, dass 
es zwischen diesen NSU-Mitgliedern 
und Verfassungsschutzbehörden „Ver-
bindungen“ gab, die über Kontakte zu 
V-Männern weit hinausgingen: „Nach 
Informationen des Tagesspiegels konnte 
ein Mitglied des NSU, Uwe Mundlos, 
über eine sächsische Meldebehörde an 

17	http://www.zentralratdjuden.de/de/article/1274.html

18	http://antinazi.wordpress.com/2007/03/23/nazis-in-der-polizeifuhrung-eine-frage-der-wahrscheinlichkeitsrechnung

19	Risse in der Fassade, „Frankfurter Rundschau“, 30. Dezember 2011

20	 www.bild.de, 26. November 2011
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einen falschen Reisepass herankommen. 
Die Meldebehörde habe auf der Basis 
eines ebenfalls gefälschten Personal-
ausweises einen so genannten legalen 
illegalen Reisepass ausgestellt, hieß es 
aus Sicherheitskreisen.“21

Beate Zschäpe – eine 
„Kameradin“, eine Informantin 
des Verfassungsschutzes, 
eine (kommende) Kronzeugin 
der Anklage?

Viele Versionen ihrer Lebensaufgabe 
kursieren in der Öffentlichkeit. Unbe-
stritten scheint nur eines: Beate Zschäpe 
wird bis heute als drittes Mitglied in der 
neonazistischen Terror-Gruppe geführt. 
Woher wissen die Fahndungsbehörden 
so schnell und sicher die Zahl derer Mit-
glieder, wenn sie 13 Jahre nicht einmal 
eine Ahnung von deren Existenz hatten? 
Nicht nur die sichere Festlegung auf ein 
„Terror-Trio“ erstaunt. Auch die Rolle 
von Beate Zschäpe als „einzige Überle-
bende“ ist mehr als dubios.

Bisher wissen wir, dass sie am letzten 
Banküberfall 2011 nicht direkt beteiligt 
gewesen sein soll. Sie soll sich in der 
gemeinsamen Zwickauer Wohnung auf-
gehalten haben, als sie kurz vor dem Tod 
ihrer „Kameraden“ gewarnt worden sein 
soll. Warum werden für diese Version 
keine Beweise vorgelegt, obwohl genau 
dies ein Leichtes wäre? Die Auswertung 
der Verbindungsdaten könnte belegen, 
ob es einen Handykontakt zwischen Uwe 
Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate 
Zschäpe gab. Viel Vertrauliches und an-
geblich „Geheimes“ drang bisher an die 
Öffentlichkeit. Warum nicht dieses wich-
tige Beweismittel?

Nach bisher in die Öffentlichkeit 
getragenen Informationen verließ Beate 
Zschäpe nach der Todesnachricht flucht-
artig die gemeinsame Wohnung. Sie soll 
es gewesen sein, die die Wohnung in die 
Luft gejagt hat, um alle Spuren zu ver-
wischen. Auch diese Legendierung der 
Ereignisse passt mit dem tatsächlichen 
Verhalten von Beate Zschäpe überhaupt 
nicht zusammen. Wenn jemand alle Spu-
ren des bisher so unauffindbaren NSU 
vernichten will, dann wäre ihre wichtigste 
Aufgabe gewesen, die bislang einzige 

Verbindung zwischen der Mordserie und 
dem NSU zu vernichten: den Film, der 
diese Morde als nationalsozialistische 
Tat verherrlicht! Genau das Gegenteil 
machte Beate Zschäpe: Sie packte meh-
rere Kopien dieses Propagandafilmes 
ein und verschickte sie an bürgerliche 
Zeitungen und an die „Kommunistische 
Arbeiterzeitung“ – um ganz sicher zu 
gehen, dass der Film auch tatsächlich 
an die Öffentlichkeit gelangt, anstatt im 
Stillschweigen der Medien unterzugehen.

Nicht die Verfassungsschutzbehör-
den, nicht die Polizei, nicht die Soko 
haben den Zusammenhang zwischen den 
neonazistischen Morden und dem NSU 
aufgedeckt, sondern Beate Zschäpe! 
Ohne diese Entscheidung hätte die pro-
fessionelle Ahnungslosigkeit aller Verfol-

gungsbehörden noch Jahre weitergehen 
können. Mit diesem Dokument brachte 
sie nicht (mehr) den NSU in Schwierig-
keiten, sondern die Verfolgungsbehörden, 
die nun nicht mehr länger die offizielle 
Version aufrechterhalten konnten, die 
Morde seien „Milieutaten unter Kriminel-
len“ gewesen.

Damit brachte sich aber auch Beate 
Zschäpe in höchste Gefahr, denn nun 

wurde sie als Mitglied einer terroristi-
schen Vereinigung gesucht. Warum sollte 
sie sich also freiwillig stellen, nachdem 
sie sich selbst massiv belastet hatte und 
angeblich vier Tage unerkannt auf der 
Flucht war? Gab es also andere Gründe 
für Beate Zschäpe, sich „freiwillig“ zu 
stellen? Gründe, die die ermittelnde Ge-
neralbundesanwaltschaft verschweigen 
will und die alle Leitmedien genauso we-
nig wissen wollen?

Der Verfassungsschutz hat nicht 
die Verfassung geschützt, sondern 
eine neonazistische Terrorgruppe

Die Legitimation des Verfassungs-
schutzes wird immer wieder damit be-
gründet, dass die von ihm finanzierten 
V-Männer Einblick in neonazistische 
Strukturen gewähren, um Straftaten und 
Verbrechen zu verhindern. Tatsächlich ist 
das Gegenteil der Fall: Ohne das Zutun 
verschiedener Verfassungsschutzbehör-
den wäre die Mordserie nicht möglich 
gewesen. Zu einem ähnlichen Schluss 
kommt auch der SPD-Abgeordnete 
Gentzel: „Unter Roewers Ägide sei es 
in der Behörde ,drunter und drüber ge-
gangen‘ – eine Unterstützung des Mord-
trios hält Gentzel deshalb durchaus für 
möglich.“22

Wie viele „braune Zellen“ gibt es in 
Polizei- und Verfassungsschutzdienst-
stellen, wenn man davon ausgehen muss, 
dass systematisch Spuren falsch gelegt, 
Spuren, die zu neonazistischen Organi-
sationen geführt hätten, verschwiegen 
und unterschlagen wurden, Festnahmen, 
die möglich gewesen wären, verhindert 
wurden?

Christian Schlüter, ein Redakteur 
der „Frankfurter Rundschau“ stellte 
am Ende seiner Betrachtungen die 
Frage: „Was hindert uns noch daran, 
von Staatsterrorismus zu reden?“23 
Die Faktenlage ist es jedenfalls nicht. 
Fügt man alle bis heute aufgetauchten 
Indizien, Spuren und Beweise 
zusammen, darf festgehalten werden: 
Die Existenz des NSU ist ohne die NPD 
denkbar, aber nicht ohne die finanzielle, 
logistische und geheimdienstliche 
Unterstützung des Verfassungsschutzes 
in Thüringen.

21	„Der Tagesspiegel“, 24. November 2011

22	„Die Zeit“, 17. November 2011

23	„Frankfurter Rundschau“, 22. November 2011
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Wie viele V-Männer hatte die 
NPD im Verfassungsschutz – 
oder war‘s doch umgekehrt?

Bevor man in die Forderung ein-
stimmt, die NPD müsse verboten werden, 
sollte man einen Vorschlag ernsthaft prü-
fen: Wenn man den Verfassungsschutz 
abschaltet, hätte man zumindest das 
staatliche Umfeld neonazistischer Ideo-
logien, Helfershelfer und Organisatio-
nen trockengelegt. Danach wüsste man 
zweifelsfrei, was von der NPD noch übrig 
bliebe, wenn alle V-Männer abgezogen, 
alle finanziellen Unterstützungsleistun-
gen und alle logistischen Hilfen einge-
stellt worden wären.

Einer hatte schon einmal Angst be-
kommen, Innenminister Heribert Rech 
aus Baden-Württemberg: Dieser ließ 
auf einem „politischen Kehraus“ im 
Anschluss an die Fasnet in Gechingen 
(Kreis Calw) alle wissen: „Wenn ich alle 
meine verdeckten Ermittler aus den NDP-
Gremien abziehen würde, dann würde die 
NPD in sich zusammenfallen.“24 Und so-
lange Polizei- und Landesführungen fort-
gesetzt mit Tausenden von Polizeibeam-
ten neonazistische Aufmärsche schützen, 
unter dem Credo: Die größte Herausfor-
derung, also Gefahr ist der Antifaschis-
mus ... gilt mehr denn je der Satz von 
Konstantin Wecker: „Antifaschismus darf 
man nicht dem Staat überlassen.“

Der Rettungsschirm für die NSU 
liegt im Innenministerium

Wo liefen die Fäden dieser systema-
tischen Unterstützung für die neonazis-
tische Terrorgruppe NSU zusammen? 
Selbstverständlich reichen die Befugnis-
se des Verfassungsschutzes nicht aus, 
schon gar nicht über einen Zeitraum von 
über 13 Jahren, aufgrund selbstherrlicher 
Lageeinschätzungen die Polizei zu behin-
dern beziehungsweise zu hintergehen. 
Die Entscheidung darüber, wer in einem 
solchen „Zielkonflikt“ zwischen Behör-
den das Sagen hat, wird im Innenminis-
terium getroffen. Der Schlüssel für die 
fortgesetzte Untätigkeit, der Schlüssel 
für den verbrecherischen Umstand, dass 
Mitglieder des NSU über zehn Jahre mor-
den konnten, liegt im Innenministerium 
des Landes Thüringen.

Von 1999 bis 2002 war Christian 

Köckert (CDU) Innenminister. In seine 
Dienstzeit fiel die Anwerbung des frü-
heren NPD-Landesvize Tino Brandt als 
V-Mann. Zu den zahlreichen Rücktritts-
gründen zählt auch eine in seinem Amt 
„verloren gegangene“ CD mit vertrauli-
chen Daten, unter anderem Protokolle 
des Thüringischen Verfassungsschutzes 
und der Parlamentarischen Kontrollkom-

mission. Sein Motto „Gemeinsamkeit 
ist das Geheimnis des Erfolges“ darf 
wörtlich, also personen- und amtsüber-
greifend verstanden werden. Nachfol-
ger wurde Andreas Trautvetter, ebenfalls 
von der CDU (2002-2004), dann trat Karl 
Heinz Gasser (CDU, 2004-2008) in die 
Fußstapfen seines Vorgängers. Ein gutes 
Beispiel dafür, dass diese organisierte 
Untätigkeit nicht an einzelnen Personen 
liegt, sondern an der Verfasstheit des 
Innenministeriums.

Wenn also geplante Zugriffe in letz-
ter Minute abgebrochen, wenn mögliche 
Festnahmen verhindert werden, wenn 
Konflikte zwischen Polizei und Verfas-
sungsschutz entschieden werden müs-
sen, dann ist als oberster Dienstherr der 
Innenminister für diese Entscheidungen 
verantwortlich.

Lückenlose Aufklärung?

Thüringens Ministerpräsidentin Chris-
tine Lieberknecht (CDU) hat in ihrer Re-
gierungserklärung und bei jeder anderen 

Gelegenheit auch versprochen, die Auf-
klärung der grausamen Verbrechen des 
NSU mit Nachdruck und ohne Ansehen 
der Person voranzutreiben. Nehmen wir 
sie beim Wort. Dann wäre es nicht damit 
getan, die Morde, die dem NSU zuge-
rechnet werden, aufzuklären. Dazu würde 
auch gehören, allen Hinweisen nachzu-
gehen, die auf strafbare Handlungen im 
Amt hindeuten, also Handlungen, die 
eine frühzeitige Festnahme der Mitglie-
der des NSU verhinderten, Handlungen, 
die die Mitglieder des NSU logistisch, 
finanziell und operativ unterstützten, also 
neonazistische Mordanschläge über zehn 
Jahre mit ermöglicht haben. Die bisher 
verbreitete Version, es handele sich um 
„Pannen“, kann dabei als durchsichtige 
Schutzbehauptung gewertet werden. 

Wenn das Innenministerium in ei-
ner Zeitspanne von über zwölf Jahren 
mehrmals polizeiliches Vorgehen ver-
hinderte, das Verhaftungen ermöglicht 
hätte, wenn geplante Festnahmen „ab-
geblasen“ wurden, dann handelt sich 
dabei nicht um Pannen, sondern um 
geplante, immer wieder abgestimmte 
Entscheidungsprozesse.

Das Strafrecht unterscheidet drei ver-
schiedene Arten des Tatverdachts. Die 
geringste Stufe bildet dabei der Anfangs-
verdacht gemäß §§152, 160 StPO: „Ein 
Anfangsverdacht ist gegeben, wenn zu-
reichende tatsächliche Anhaltspunkte 
für Straftaten vorliegen. Zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte sind dann gege-
ben, wenn die Möglichkeit einer strafba-
ren Handlung besteht.“

Gehen wir einmal davon aus, dass 
ein solcher Anfangsverdacht gegenüber 
einem Innenminister nicht schwerer oder 
leichter wiegt als gegenüber jedem ande-
ren Verdächtigen, dann stellt sich doch 
angesichts der zahlreichen tatsächlichen 
Anhaltspunkte die Frage, warum bis heu-
te nicht gegen die jeweiligen Innenmi-
nister wegen des Verdachts der Straf-
vereitelung ermittelt wird. Warum wurde 
bis heute nicht von Amts wegen gegen 
die jeweiligen Innenminister wegen des 
Verdachts der Unterstützung einer terro-
ristischen Vereinigung ermittelt?

•	 Weiterführende Informationen
http://wolfwetzel.wordpress.com     ❖

24	Zitiert nach „Schwarzwälder Bote“, 5. März 2009

Wer das hier Beschriebene für ei-
nen landesspezifischen Sonder-, also 
Einzelfall hält, wird zu einer Rei-
se durch hessische Geheimdienste 
eingeladen: „Es geht nicht darum, 
einen guten Verfassungsschutz zu 
haben, sondern gar keinen“.
https://wolfwetzel.wordpress.
com/2008/09/20/es-geht-nicht-dar-
um-einen-guten-verfassungsschutz-
zu-haben-sondern-gar-keinen/
Außerdem findet ihr einen län-
geren Text zum „Elektroni-
schen Polizeikessel“ in Dres-
den 2011 hier: http://wolfwetzel.
wordpress.com/2011/09/06/
der-elektronische-polizeikessel/
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Der Verfassungs-
schutz (VS) ist der 
politische Inlands-
geheimdienst der 
Bundesrepublik 
Deutschland mit 
Behörden in den 
einzelnen Ländern 
und auf Bundes-

ebene. Die Aufgaben des VS sind Be-
obachtung und Überwachung politisch 
missliebiger Strömungen, im Verfas-
sungsschutz-Sprech auch „Extremisten“ 

genannt. Darüber hinaus sollen auch 
verfassungsfeindliche Tendenzen von 
Sekten oder besonders fundamenta-
len religiösen Gruppen überwacht und 
Wirtschaftsspionage abgewehrt werden. 
Entstanden ist der VS nach dem Zwei-
ten Weltkrieg als Schutzinstitution für 
die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung. Hierbei wurde bereitwillig auf 
bereits ausgebildetes und erfahrenes Per-
sonal der Vorgängerregierung zurückge-
griffen: Nazis aus GeStaPo, SA, SS, SD, 
Reichssicherheitshauptamt (RSHA), SiPo 

Wie der Verfassungsschutz von der 
Causa „NSU“ profitieren wird

Basisgruppe Jura Göttingen

Nach mehr als zehn Jahren 

fliegt eine Mordserie 

an gewerbetreibenden 

MigrantInnen doch noch auf. 

Von Behörden und Medien 

in rassistischer Manier 

jahrelang als „Döner-Morde“ 

tituliert, kommt heraus: Die 

MörderInnen waren bekannte 

und organisierte Neonazis. Ein 

Aufschrei geht durchs Land, 

die GeheimdienstlerInnen 

betonen bei jeder Gelegenheit, 

von all dem nichts gewusst 

zu haben. Schon wird der Ruf 

nach mehr Befugnissen und 

Datensammlungen für den 

unfähigen Verfassungsschutz 

lauter – und macht deutlich, 

dass dieser gestärkt aus 

der Affäre gehen wird.

D
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(SicherheitsPolizei der Weimarer Repub-
lik), Reichsministerium des Inneren und 
der Abteilung Fremde Heere (militäri-
scher Geheimdienst der Wehrmacht).1 

Diese standen nun zwar vermeintlich im 
Kampf für die Demokratie, mussten aber 
ansonsten nicht erst davon überzeugt 
werden, wo der Feind steht: links. 

Das Trennungsgebot

Die Erfahrung mit den 
Polizeibehörden im Nationalsozialismus 
führte dazu, dass bei der Erschaffung 
des Grundgesetzes das sogenannte 
Trennungsgebot Einzug hielt. Bereits 
die alliierten Militärgouverneure hatten 
der Bundesrepublik zwar gestattet, „eine 
Stelle zur Sammlung und Verbreitung 
von Auskünften über umstürzlerische, 
gegen die Bundesregierung gerichtete 
Tätigkeiten einzurichten“. Dabei wurde 
aber ausdrücklich klargestellt: „Diese 
Stelle soll keine Polizeibefugnis 
haben“.2 Im Grundgesetz soll sich diese 
ausdrückliche Trennung aus Art. 87 
Abs. 1 ergeben, der nämlich zumindest 
von zwei verschiedenen Behörden 
spricht. Ob sich daraus nun ein striktes 
Trennungsgebot ablesen lässt, ist 
unter Verfassungsrechtlern umstritten. 
Deutlicher ist aber das Gesetz, das (hier 
auf Bundesebene) den Verfassungsschutz 
einrichtet und seine Befugnisse 
und Beschränkungen auflistet. Das 
Bundesverfassungsschutzgesetz ist 
in seinem §2 sehr deutlich: „Das 
Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
einer polizeilichen Dienststelle nicht 
angegliedert werden.“

Die Realität dieser vorgesehenen 
Trennung sieht längst anders aus: Infor-
mationen zwischen VS und den Polizeibe-
hörden werden nach Bedarf ausgetauscht 
und entsprechend verwertet, sodass die 
Grenzen immer mehr verschwimmen. Ein 
Beispiel dafür, dass die Grenzen nicht 
unüberwindbar sind, ist der Göttinger 
Polizeichef Robert Kruse, früher der Vi-
zepräsident des niedersächsischen Lan-
desamts für Verfassungsschutz und auch 
heute noch gut mit diesem vernetzt. Ins-
besondere trug Kruse dazu bei, dass die 

eigentlich nur für Kriminalitätsbekämp-
fung zuständige Polizei mit Pressemittei-
lungen selbst in die Politik eingreift, in-
dem sie Bewertungen von Sachverhalten 
vornimmt, die sonst eigentlich eher für 
den Verfassungsschutz typisch sind. Dies 
nimmt bisweilen absurde Formen an: In 
einer Pressemitteilung vom 15. Novem-
ber 2011 bezeichnet die Polizeidirektion 
Göttingen die Essenz der Buchenwald-
Losung „Nie wieder Krieg und Faschis-
mus“ als linksextremistische Parole.3

Beispielhaft für die Arbeit der Verfas-
sungsschutzbehörden ist auch die „Bil-
dungsarbeit“, wie sie unter anderem der 
niedersächsische Verfassungsschutz seit 
der Einsparung der Landeszentrale für 
politische Bildung betreibt. So konnte er 
Schulen in Göttingen für „Projekte“ ge-

winnen, in denen unter anderem Antifa, 
NPD, Ku-Klux-Klan und Fedajin in ein 
Milieu gesteckt werden. Auch die eigens 
für die Arbeit an Schulen 2005 als Auf-
tragsarbeit entstandenen „Andi“-Comics, 
zahllose „Demokratie-Wettbewerbe“ und 
Jugendkongresse gehören zu dieser Ar-
beit der Behörden. In der Praxis ist die 
strikte Aufgabenbegrenzung des VS also 
längst geschwunden – was mit Blick auf 
die Theorie, die dem jeweiligen Landes- 
beziehungsweise dem Bundesinnenmi-
nisterium die Zuständigkeit für VS und 
Polizei gleichzeitig zuweist, auch nicht 
verwundert.

Warum das alles?

Der VS soll so zu einer multifunkti-
onalen Behörde ausgebaut werden, die 
nicht nur die Deutungshoheit über den 
Demokratiebegriff innehat, sondern 

direkt und vor allem im Gewand von so 
noblen Werten wie „Bildung“ und „Si-
cherheit“ selbst in das politische Ge-
schehen eingreift. Dass daran schon ein 
NPD-Verbotsverfahren gescheitert ist, 
scheint die ArchitektInnen dieser neuen 
Sicherheitsstruktur nicht zu stören. Ge-
nauso wenig zählen anscheinend heute 
noch die Erfahrungen des Nationalsozi-
alismus: So entblödet sich der Geheim-
dienst nicht, offen die Abschaffung des 
Trennungsgebots zu verlangen, das gera-
de auf den NS-Erfahrungen beruht4.

Welch bittere Ironie! Geschichtslos 
und wahrheitswidrig wird auf die Über-
schaubarkeit der heutigen Naziszene ver-
wiesen, während paradoxerweise gerade 
deren jüngster Terror zur Begründung 
der vermeintlichen Notwendigkeit eines 

starken VS angeführt wird. Mit der Ab-
sicht, zusätzliche Rechte und Ressourcen 
zu erlangen, stellt sich der VS als hand-
lungsunfähig dar und spekuliert damit 
darauf, erweiterte Optionen für die Arbeit 
zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Den politisch Verantwortlichen 
kommt das nur allzu gelegen. Indem die 
Debatte um das vermeintliche Versagen 
der Behörden kreist, wird von den wah-
ren Ursachen rechter Gewalt abgelenkt. 
Nach dieser Lesart lässt sich das braune 
Problem einfach durch schlagkräftigere 
Sicherheitsbehörden lösen. Gesellschaft-
liche Ursachen müssen da gar nicht 
mehr in den Blick genommen werden. 
So ergehen sich PolitikerInnen in Aktio-
nismus und schaffen „Kompetenz- und 
Abwehrzentren“. Damit sorgen sie für 
eine noch stärkere Vernetzung zwischen 
den Behörden und schleifen weiter das 
Trennungsgebot.

Was der Staat über soziale 
Ausgrenzung, rassistische 
Sondergesetze, Abschiebung und 
Repression durchsetzt, führen sie 
auf ihre gewalttätigere Art fort.

„

1	 Vgl. aktuell „taz“ vom 31. Januar 2012: „Die Geheimakte Klaus Barbie“; weiterer Überblick bei: Markus Kompa, „Stasi-West, Verfassungsschutz Ost“, telepolis, 1. 
Februar 2012: http://www.heise.de/tp/artikel/36/36333/1.html

2	 Vgl. Schreiben der Militärgouverneure zum Grundgesetz („Polizei-Brief“) vom 14. April 1949.

3	 http://www.presseportal.de/polizeipresse/pm/7452/2148206/pol-goe-747-2011-kriegsgraeber-aufgoettinger-friedhof-mit-farbe-und-linksextremistischen-parolen

4	 Beispielhaft für die jüngere Diskussion spricht der niedersächsische VS-Präsident –  und frühere Göttinger Polizeichef – Wargel von „Entwicklungsbedarf“ beim 
Trennungsgebot, vgl. NOZ-Interview vom 19. März 2012: http://www.noz.de/artikel/61662576/niedersachsens-verfassungsschutzpraesident-es-gabversaeumnisse-
auch-bei-uns
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Who‘s your enemy?

Die Ursachen des braunen Terrors 
sind gesellschaftlicher Natur. Nazis sind 
der extreme Ausdruck der bürgerlichen 
Konkurrenzgesellschaft, in der die Ver-
liererInnen als Kostenfaktor wahrgenom-
men werden. Was der Staat über soziale 
Ausgrenzung, rassistische Sondergesetze, 
Abschiebung und Repression durchsetzt, 
führen sie auf ihre gewalttätigere Art 
fort. Sie werden jedoch keine Mehrhei-
ten hinter sich bringen, sie tasten die 
Eliten nicht für diese störend an. Sie 
sind damit keine echte Gefahr für den 
deutschen Staat. Dies erklärt auch den 
lediglich geringen Ermittlungseifer des 
Verfassungsschutzes bei Nazis. Eifriger 
wird er, sobald Personen nachgeforscht 
wird, die die bestehenden Eigentums-
verhältnisse in Frage stellen. Gedanken 
und Plänen zur Organisation einer neuen 
Gesellschaft steht der Verfassungsschutz 
als Institution des Stillstands im Weg.  

Er will, dass alles beim alten bleibt, 
denn die Folgen der kapitalistischen  
Misswirtschaft sind für sie Bestandteil 
und Notwendigkeit der bestehenden 
Verhältnisse.

Der Verfassungsschutz scheint in 
den aktuellen sozialen Auseinanderset-
zungen bereits weiter als die Linke zu 
sein. Er geht jetzt schon präventiv ge-
gen die Auswirkungen der Krise des Ka-
pitalismus vor, die Deutschland noch  
gar nicht erreicht haben: Massenhafte 
soziale Kämpfe, in denen die egalitäre 
Linke als bedeutender Faktor der Ausei-
nandersetzung in Erscheinung tritt. Ob 
diese Kämpfe Deutschland überhaupt 
bald erreichen und sich in einer ernstzu-
nehmenden Vehemenz entfalten werden, 
scheint ungewiss. Sicher ist, dass der 
Verfassungsschutz sich bemühen wird, 
in dieser potenziellen Konfrontation die 
Oberhand zu behalten. Der Kampf gegen 
Nazis spielt dagegen für den VS eine un-
tergeordnete Rolle.5

Wenn nach dem Versagen der Behör-
den in der Sache „NSU“ jetzt nach neu-
en Instrumenten für den VS gerufen wird, 
wird dies am Ende für ihn vor allem eines 
heißen: neue Möglichkeiten um gegen 
Linke vorzugehen. Neben der medialen 
Propaganda, in der aus einem Brandsatz 
eine Brandbombe, aus einem Silvester-
Böller eine Splitterbombe und aus Riots 
gleich ein Bürgerkrieg wird, sollen Linke 
durch die Mittel der Bespitzelung, In-
filtration, Spaltung, Manipulation, Ter-
rorisierung, Isolation und Beseitigung 
eingeschüchtert und unter Kontrolle ge-
halten werden. Dementsprechend ist un-
sere einzige Forderung: keine weiteren 
Befugnisse für den Verfassungsschutz. 
Stattdessen: weg mit dieser intranspa-
renten und unkontrollierbaren Institution 
und den Verhältnissen, die sie schufen.

•	 weiterführende Informationen
http://bgjura.blogsport.de               ❖

Der Staat zielt auf die Köpfe,
wir zielen auf Solidarität.

Die Rote Hilfe ist eine strömungsüber-
greifende linke Solidaritätsorganisation.
Unsere Unterstützung gilt all denjenigen,
die aufgrund ihres politischen Engage-
ments von staatlicher Repression be-
troffen sind. Jeder Mitgliedsbeitrag, jede
Spende ist Ausdruck von Solidarität, hilft
und ermutigt trotz Repression weiter zu
kämpfen. Solidarität muss auf vielen
Schultern ruhen. Darum:
Mitglied werden in der Roten Hilfe!

Solidarität ist eine Waffe!

Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle
Postfach 3255
37022 Göttingen

Spendenkonto:
Kto-Nr.: 19 11 00 462  | BLZ: 440 100 46 | Postbank Dortmund

T: 0551 / 770 80 08
F: 0551 / 770 80 09
bundesvorstand@rote-hilfe.de
www.rote-hilfe.de

5	 Vgl. Rolf Gössner: „Der Verfassungsschutz ist nach wie vor geprägt durch die Ideologie des Kalten Krieges. Mit welcher Energie er die Linkspartei beobachtet, 
während er im Nazispektrum zwar durch sein kriminelles V-Leute-Netz involviert ist, aber angeblich nichts mitbekommt, also, das ist schon atemraubend.“  
http://www.zeit.de/2012/07/Interview-Goessner/komplettansicht

Der Hunger des Staates nach 
Feinden.
Die Geschichte der Paragrafen 
129, 129 a und 129 b und ihre 
Anwendung gegen die radikale 
Linke.

Broschur, 80 Seiten, 3,– Euro
zu beziehen über:
Rote Hilfe e.V. Literaturvertrieb
PF 6444, 24125 Kiel
T + F: 0431 / 751 41
literaturvertrieb@rote-hilfe.de

Anzeigen
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Redaktionskollektiv der RHZ

„In Rechtsstaaten wie der BRD 
wird der Geheimdienst vom 
Parlament kontrolliert.“ So 
lernen es die Schüler/-innen. 
Leider falsch. Denn das da-

für offiziell zuständige Parlamentarische 
Kontrollgremium, das es unter diesem 
oder ähnlichem Namen im Bundestag 
und allen Länderparlamenten gibt, be-
kommt erstens nur Informationen, die es 
konkret anfordert. Und zweitens dürfen 
seine Mitglieder diese spärlichen Infor-
mationen niemals weitergeben – nicht 

an ihre Fraktionsvorsitzenden oder ande-
re Parlamentarier/-innen und erst recht 
nicht an die Öffentlichkeit. Der Kreis der 
Geheimnisträger/-innen wird also nur mi-
nimal erweitert, nach außen dringt nach 
wie vor nichts. Was über die Arbeit eines 
bekanntlich recht vielfältig agierenden 
Geheimdienstes wie des Verfassungs-
schutzes über ein gesamtes Jahr veröf-
fentlicht wird, passt netto auf eine halbe 
DIN A4-Seite.1

„Aber die Parlamente haben doch ein 
Budgetrecht – was sie nicht beschlie-
ßen, darf auch  nicht finanziert werden.“ 
So lernen es die Schüler/-innen. Lei-
der wieder falsch. Denn die Parlamente 

… und alles muss geheim bleiben
Millionen für den Verfassungsschutz am Parlament vorbei

1	 Der Bericht des Parlamentarischen Kontrollgremiums an den Landtag NRW für das Jahr 2010 etwa findet sich vollständig hier: http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/
dokumentenarchiv/Dokument/MMD15-1553.pdf?von=1&bis=0
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bekommen mit den jährlichen Etatplä-
nen nur die Kosten für geplante Sach-
ausgaben des jeweiligen Verfassungs-
schutzamtes vorgelegt, für Bleistifte also, 
Schusswaffen und Reichskriegsflaggen 
zu Tarnungszwecken etwa. In NRW, dem 
größten Bundesland, wurde dieser Posten 
im letztlich gescheiterten Landeshaus-
halt 2012 mit 4.296.500 
Euro veranschlagt. Und 
nur darüber dürfen die 
gewählten Volksvertreter/-
innen abstimmen. Per-
sonal- und Verwaltungs-
kosten etwa, über deren 
Ablehnung oder Kürzung 
sich die Arbeit des Diens-
tes tatsächlich steuern 
oder sanktionieren ließe, 
bekommen sie gar nicht 
vorgelegt. Diese Kosten 
stehen in „einem geheim-
zuhaltenden Wirtschafts-
plan“, den das Parlamen-
tarische Kontrollgremium 
in aller Heimlichkeit ab-
nickt. Diese Kosten wur-
den allein für das Landes-
amt für Verfassungsschutz 
NRW für 2012 auf rund 25 
Millionen Euro geschätzt. 
Diese Beträge werden so 
jedes Jahr am Parlament 
vorbei bewilligt.

„Eklatantes 
demokratisches 
Defizit“

Bleibt zur Kontrolle 
oder zumindest zur Her-
stellung von Transparenz 
noch das Mittel der Anfra-
ge. Welche Erkenntnisse 
solche Anfragen allerdings 
liefern – und vor allem: 
welche nicht – konnte Ende letzten Jah-
res ebenfalls in NRW beobachtet wer-
den. Mit drei Kleinen Anfragen wollte die 
Fraktion Die Linke im Landtag wissen, 
wie viele V-Leute der NRW-Verfassungs-
schutz eigentlich in der rechten Szene 
hat, welchen Nutzen ihr Einsatz tatsäch-
lich bringt und wieviel Steuermittel die 
Landesregierung dafür ausgibt. So sollte 

Licht ins Dunkel der skandalösen Zusam-
menarbeit von Geheimdienst und Neona-
zis gebracht werden.

Doch die Antworten, zu denen die 
Landesregierung verpflichtet ist, fielen 
mehr als enttäuschend aus: Auf mehr 
als ein Drittel der Fragen verweigerte 
Innenminister Ralf Jäger (SPD) glatt 
die Antwort: Alles „geheim“, teils 

„zum Schutze der V-Leute“ selbst, 
die doch im Mittelpunkt des aktuellen 
Geheimdienstskandals stehen. Auch auf 
die anderen Fragen gab es überwiegend 
Plattitüden und ausweichende Antworten. 
Für die Abgeordneten Anna Conrads 
und Rüdiger Sagel, die die Anfrage 
gestellt hatten, ist das ein „eklatantes 
demokratisches Defizit“.

„Gerade angesichts des jüngsten 
Geheimdienstskandals ist es doch mehr 
denn je geboten, Transparenz herzustel-
len über die Arbeit des Verfassungsschut-
zes und die Steuergelder, die für ihn ver-
wendet werden“, erklärten die Beiden. 
Deshalb wollten sie in der Kleinen An-
frage Nr. 1296 unter dem Motto „Verfas-
sungsschutz als Herzschrittmacher der 
NPD?“ wissen, wie hoch der Personal-
aufwand des Verfassungsschutzes (VS) in 
NRW an der Beobachtung der NPD ist, 
wieviele V-Leute der VS in der NPD hat 
und wie viel Geld seit 2001 an sie geflos-
sen ist, außerdem wie hoch der Prozent-
satz von V-Leuten in der Führungsebene 
der NRW-NPD ist und wieviel Geld für 
Informationen gezahlt und dann von der 
NPD weiter verwendet wurde.2

„Zum Schutze der V-Leute“ 
bleibt alles geheim

Darauf wusste Innenminister Jäger, 
der wenige Wochen zuvor im Landtag 
treuherzig Aufklärung über die Mordserie 
des „NSU“ versprochen hatte, nur eine 
Antwort: „(…) Zum Schutze der V-Leute 
einerseits, wie auch zur Sicherung der Ar-
beitsweise der Verfassungsschutzbehörde 
andererseits sind die Umstände des Ein-
satzes der V-Leute geheim zu halten.“ 
Und weiter erklärte er: „Die personellen 
und finanziellen Mittel, die für Informa-
tionserhebung in der rechtsextremisti-
schen Szene eingesetzt werden, sind im 
Wirtschaftsplan der Verfassungsschutz-
behörde veranschlagt. Dieser ist, wie sich 
aus §23 VSG NRW ergibt, geheim zu hal-
ten. (…)“ Alles geheim also, nichts war’s 
mit Aufklärung. Und was noch schlimmer 
ist: „So werden Millionen für den Ver-
fassungsschutz einfach am Parlament 
vorbei bewilligt“, beklagt Rüdiger Sagel, 
der finanzpolitische Experte der Fraktion 
Die Linke. Denn die personellen Mittel 

2	 Die Kleine Anfrage Nr. 1296 („Verfassungsschutz als Herzschrittmacher der NPD?“) und die Antwort des Innenministeriums finden sich hier:  
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD15-3659.pdf?von=1&bis=0

Bekamen trotz detaillierter Fragen nur vage 
Antworten: Anna Conrads und Rüdiger Sagel 
von der Fraktion Die Linke im Landtag NRW
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für die 2012 nach Eigenangaben 338 
Geheimdienstmitarbeiter/-innen in NRW 
werden eben vom Parlamentarischen 
Kontrollgremium durchgewunken. Die-
sem offiziell für die Kontrolle des Verfas-
sungsschutzes zuständigen Gremium darf 
im größten Bundesland übrigens kein 
Mitglied der ins Parlament gewählten 
Linkspartei angehören, weil die Partei 
mindestens in Teilen vom Verfassungs-
schutz überwacht wird.

Recht pauschal sind denn auch die 
Antworten des Ministers auf die Kleine 
Anfrage Nr. 1295 („Organisiert der Ver-
fassungsschutz rechtsextremistischen 
Terror?“) ebenfalls der Fraktion Die 
Linke.3

Frage DIE LINKE: „Wie viele der In-
formanten des Verfassungsschutzes sind 
direkt in der rechten Szene angeworben 
worden?“

Antwort Jäger: „Die V-Leute, die der 
Verfassungsschutzbehörde NRW Infor-
mationen über die rechtsextremistische 
Szene liefern, sind aus dieser heraus an-
geworben und verpflichtet worden.“

Das kann nur heißen, dass sämtliche 
V-Leute in NRW aktive Nazis sind, die 
direkt angeworben wurden. Nur wird es 
so nicht gesagt.

Auf die Fragen „Wieviele Personen, 
die Geld vom Verfassungsschutz 
für Informationen über die rechte 
Szene erhalten haben, waren selbst 
an Straftaten beteiligt?“ und „Wie 
stellt die Landesregierung sicher, dass 
keine Steuergelder in die Planung 
von Straftaten fließen?“ heißt es aus 
dem Ministerium pauschal: „Die 
Verfassungsschutzbehörde arbeitet nicht 
mit Personen zusammen, von denen ihr 
bekannt ist, dass sie Verbrechen planen 
oder solche begangen haben. (…) Wenn 
V-Leute Straftaten begehen, werden diese 
strafrechtlich verfolgt.“

„Da verschweigt der Innenminister 
ganz klar selbst bereits bekannte Fälle 
auch aus jüngster Zeit“, meint dagegen 
Anna Conrads, innenpolitische Spre-
cherin der Fraktion. Nach ihren Worten 
hat noch 2007 beispielsweise das be-
achtliche Vorstrafenregister des Neona-
zis Sebastian S. einer Zusammenarbeit 
mit der Behörde offensichtlich nicht im 
Wege gestanden. Der Lünener V-Mann 

war wegen Körperverletzung vorbestraft, 
handelte mit Waffen und Drogen. Wie 
die Telefonüberwachung des 27-jährigen 
Kriminellen ergab, wurde S. sogar von 
einem Mitarbeiter des NRW-Verfassungs-
schutzes vor polizeilichen Ermittlungen 
gewarnt. „Wenn das keine Zusammenar-
beit des Geheimdienstes mit kriminellen 
Neonazis ist, dann weiß ich auch nicht“, 
sagt Conrads.

Niemand kann sagen, was 
V-Leute wirklich nützen

Mit der Kleinen Anfrage Nr. 1293 
(„Effizienz des Verfassungsschutzes“) 
wollten Sagel und Conrads wissen, wie 
die Landesregierung das Verhältnis 
zwischen aufgewandten Mitteln und 
dem Erfolg der Tätigkeit des VS bei 
der NPD bewertet.4 Darauf antwortet 
die Regierung mit Plattitüden wie 
„Die Verfassungsschutzbehörde nimmt 
ihre gesetzlich zugewiesene Aufgabe 
als Frühwarnsystem vor den Gefahren 
für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung wahr“ oder „Die Nachfrage 
nach Vorträgen und Veranstaltungen zum 
Thema Rechtsextremismus ist groß“. 

Aber konkret: „Wie viele rechtsradikal 
motivierte Straftaten konnten mit 
Hilfe von V-Mann-Informationen 
aufgeklärt werden?“, fragt Die Linke. 
Das kann der Innenminister auch nicht 
beantworten, „da die Informationen des 
Verfassungsschutzes in der Regel nur 
ein Baustein der Aufklärungsarbeit der 
Strafverfolgungsbehörden ist“. 

Die Linke fordert entsprechend 
nach wie vor, die Verfehlungen des 
Verfassungsschutzes öffentlich und 
transparent aufzuarbeiten. Dazu 
gehört auch, die Verstrickungen des 
Geheimdienstes in die rechte Szene 
ehrlich aufzuzeigen und Konsequenzen 
daraus zu ziehen, meinen Rüdiger Sagel 
und Anna Conrads: „Der wichtigste 
Schluss bleibt das Abschalten der 
V-Leute in der Naziszene.“ Ziel könne 
selbstverständlich nur die Auflösung des 
Verfassungsschutzes sein, wie sie auch 
die NRW-Fraktion mehrfach vergeblich 
gefordert hat. Denn eine wie auch 
immer zu gestaltende demokratische 
Kontrolle dieser für Frieden, Freiheit 
und Demokratie angeblich so wichtigen 
Geheimdienste gibt es schlicht und 
einfach nicht.                                     ❖
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Hartmut Rübner

Gern präsentiert sich der Verfas-

sungsschutz (VS) als eine moderne 

Dienstleistungsbehörde, die sich 

unternehmerischen Grundsätzen ver-

pflichtet fühlt. Der jüngste Skandal 

um die zwielichtige Rolle bei der 

jahrelangen Mordserie des „National-

sozialistischen Untergrunds“ hat den 

ohnehin negativen Ruf der VS-Ämter 

sicher nicht verbessert. Kein Wunder 

also, dass die Behörde bereits in der 

Vergangenheit die „Deutsche Pu-

blic Relations Gesellschaft“ mit der 

Imagepflege der Dienste beauftragte. 

Viel Eigenwerbung wird betrieben, 

um die öffentliche „Informationsar-

beit“ gegen sogenannte „Extremisten“ 

als unverzichtbare Aufgabe des 

„präventiven Demokratieschutzes“ 

darzustellen. Ganz in diesem Sinne 

preisen die Führungsspitzen des VS 

den „offenen Demokratieschutz“ als 

Erfolgsgeschichte der „wehrhaften 

Demokratie“.1 Zwar definiert der 

Nachrichtendienst sein „Kernge-

schäft“ nach wie vor als eine „Trias 

aus Beschaffung, Auswertung und 

Weitergabe über Feinde der Demo-

kratie“, aber darüber hinaus möch-

te er sich als bildungspolitischer 

„Wissensvermittler“ aufstellen.2 

Geheimdienstliche Dispositive
Der Verfassungsschutz agiert als politische Meinungsbildungsagentur

1	 Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber (Hsg.), Offener Demokratieschutz in einer offenen Gesellschaft. Öffentlichkeitsarbeit und Prävention als Instrumente des 	
Verfassungsschutzes, Opladen 2010.

2	 Rüdiger Schilling, Vom Frontalunterricht zum Planspiel, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber (Hg.), Offener Demokratieschutz, S. 135-148, 137.

„Andi“ wird vom Verfassungsschutz 
herausgegeben, um vor „Linksextremisten“ 
zu warnen. „Mandi“ ist die Antwort der 
Antifa.
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D
er Verfassungs-
schutzausbilder 
Pfahl-Traughber 
will die „Einstel-
lungspotentiale 
in der Bevölke-
rung“ untersu-
chen und dabei 
„mit dem analy-

tischen Anspruch aus der Wissenschaft 
mithalten“3. Um solche hohen Ansprü-
che in die Praxis umsetzen zu können, 
werden seit der Mitte der 1990er Jahre 
sozialwissenschaftlich ausgebildete Mit-
arbeiterInnen rekrutiert. Als Mediato-
ren und Wissenschaftsmanager stehen 
diese „talking heads“ den Bildungsein-
richtungen und Medien als Ansprech-
partnerInnen zur Verfügung. Aber auch 
ausgesuchte WissenschaftlerInnen und 
JournalistInnen werden in solche „Hin-
tergrundgespräche“ einbezogen. In die 
gezielte Presse- und Informationsarbeit 
soll ein „sprechendes Vokabular“ einflie-
ßen, welches nach Einschätzung des Ver-
fassungsschutzes von den AdressatInnen 
auch „zunehmend aufgegriffen“ wird.4 
Aus der Perspektive des VS geschieht 
dies in mustergültiger Weise in dem von 
ausgewiesenen „Extremismusforschern“ 
wie den Professoren Eckhard Jesse 
(Chemnitz), Uwe Backes (Dresden) und 
Alexander Gallus (Rostock) zur Verbrei-
tung ihrer Gleichsetzungstheoreme her-
ausgegebenen „Jahrbuch Extremismus & 
Demokratie“. Das Innenministerium sub-
ventioniert den bis ins rechte Milieu rei-
chenden Publikationszusammenhang von 
Landeskriminal- und Verfassungsschutz-
ämtern sowie den Extremismuforsche-
rInnen durch den Ankauf von größeren 
Margen des hochpreisigen Druckwerks.5

Wo genau es einzugreifen gilt, prä-
zisierte die Regierung kürzlich nach ei-
ner Anfrage einiger sozialdemokratischer 
Parlamentsabgeordneter. Während für die 
Rechtsextremisten Nation, Migration und 
europäische Integration mögliche Ansatz-
punkte für ihre Aktivitäten böten, seien 

die so genannten „Linksextremisten“ in 
den Kampagnen gegen Hartz IV, Weltfi-
nanzkrise und Umweltzerstörung enga-
giert. Den Verlautbarungen der Bundesre-
gierung zufolge besteht „ein bedeutsamer 
Unterschied zu rechtsextremistischen 

Ideologien (...) darin, dass linksextremis-
tische Einstellungen häufig in schein-
barem Gleichklang mit politischen und 
sozialen Gleichheitsidealen vertreten 

3	 Armin Pfahl-Traughber, Analysekompetenz und Öffentlichkeitsarbeit des Verfassungsschutzes, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber (Hsg.), Offener   
Demokratieschutz, S. 15-32

4	 Folker Schweizer, Prävention durch Präzision – das Konzept der Risikoanalyse des Berliner Verfassungsschutzes, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber (Hsg.), 	
Offener Demokratieschutz, S. 149-161, 160f.

5	 Angekauft wurden Kontingente von 1000 Exemplaren (Jahrbuch 2008, zum Gesamtpreis von 24.500 Euro) und 400 Exemplaren (Jahrbuch 2009, zum Gesamtpreis 	
von 10 388 Euro). Vgl. Deutscher Bundestag Drucksache 17/2992– 17. Wahlperiode 20. September 2010: Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 	
Abgeordneten Ulla Jelpke, Jan Korte, Petra Pau und der Fraktion „Die Linke�g – Drucksache 17/2850 – Förderung der Herausgabe des „Jahrbuches Extremismus  
und Demokratie�g durch die Bundesregierung oder sonstige Bundesbehörden, S. 2.

6	 Deutscher Bundestag Drucksache 17/2298 – 17. Wahlperiode 28. Juni 2010: Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten  
Daniela Kolbe (Leipzig), Petra Ernstberger, Gabriele Fograscher weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD – Drucksache 17/2041 – Konzeption der 
angekündigten Bundesprogramme gegen Linksextremismus, S. 3.
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werden.6 Die von der Forschungsgruppe 
um Wilhelm Heitmeyer an der Universität 
Bielefeld mit großem Aufwand betriebe-
nen Studien über die „Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit“ (GMF) haben 
gegenteilige Ergebnisse erbracht. An ers-
ter Stelle der Ressentiments in der soge-
nannten „Mehrheitsgesellschaft“ stehen 
langzeitarbeitslose Menschen, gefolgt 
von MigrantInnen und Personen, die als 
„Juden“ diskriminiert werden. 

Da aber nach Meinung des Nach-
richtendienstes lediglich der linke und 
rechte Rand der Gesellschaft an einem 
Extremistenbefall „kränkeln“, sei ein 
prophylaktisches „Polizieren“ in der All-
gemeinheit notwendig. Für den Ex-Ver-
fassungsschützer Rüdiger Schilling, in 
seiner Funktion als Kriminologe nunmehr 
für die strategische und konzeptionelle 
Ausrichtung der Kriminalprävention in 
Pforzheim zuständig, weiten sich extre-
mistische „Entzündungsherde“ in der 
Bevölkerung beständig aus.7 Derartige 
Diagnosen erinnern an jene kriminalpo-
lizeilichen Sichtweisen des 19. und 20. 
Jahrhunderts, die oppositionelle politi-
sche Einstellungen nach völkisch-biolo-
gistischen Kriterien beurteilten. 

Sofern es der Stärkung der sogenann-
ten „Sicherheitsarchitektur“ nützlich ist, 
wollen die Ämter mittels ihrer Öffentlich-
keitskonzepte „eine diskursive Form des 
Demokratieschutzes“ (Pfahl-Traughber) 
in den umstrittenen Themenfeldern in-
stallieren.8 Mit der Strategie eines in 
den Gesinnungsbereich vorverlagerten, 
präventiven Demokratieschutzes soll der 
gesellschaftliche Diskurs in ihrem Sinne 
beeinflusst werden. Dabei geht es um 
nichts weniger als den Zugriff auf das 
von den Verbänden und BürgerInnenini-
tiativen getragene Engagement, also um 
jene von der Politik so gern beschworene 
„Zivilgesellschaft“. Dies mit der Absicht, 
an den Schnittstellen der Initiativen 

gegen extremistische Bestrebungen die 
Kooperationsstränge der womöglich teil-
weise unerwünschten Beteiligten genauer 
in den Blick zu nehmen.9 Dies jedenfalls 
solange, wie die Gelder aus den bei Bun-
desfamilienministerin Kristina Schröder 
angesiedelten Etats für die Pflege der 
antiextremistischen Projektlandschaft 
fließen. 

„Immunisierung“ von NGOs  
gegen kritische Einflüsse

Für eine erhöhte Eindringtiefe des öf-
fentlichkeitsbezogenen Interventionismus 
sorgen die an den Schnittstellen der ver-
netzten Initiativen für „Demokratie und 
Toleranz gegen Extremisten“ Präsenz zei-
genden formellen MitarbeiterInnen des 
VS, die bereits verschiedentlich gegen 
unerwünschte Elemente zum Beispiel 
aus dem weniger konformen Antifa-Spek-
trum intervenierten. Nach der Auffassung 
der misstrauischen Staatsschützer bedür-
fen die Nichtregierungsorganisationen 
einer außengesteuerten Immunisierung 
gegen unerwünschte Einflüsse. Für eine 
„antiextremistische Vorbeugung“ fehle 
es außerdem auch den herkömmlichen 
Institutionen der politischen Bildung 
an Kompetenz. Die VS-Ämter verweisen 
stets auf ihre aus der verdeckten Beob-
achtungspraxis gewonnenen Erkenntnis-
se, die man als authentisches Anschau-
ungsmaterial in den Schulunterricht, 
in Ausstellungen oder als Informations
häppchen für JournalistInnen einbringen 
will. Wirkliche Essentials des operativen 
Geschäfts sind dabei freilich tabu, wie 
Frank Jansen vom „Berliner Tagesspie-
gel“  bedauert.10

Und wenn Dr. Stephan Walter als 
Leiter der Extremismus-Informations-
Stelle des niedersächsischen VS 
unbescheiden erklärt, man habe sich 
„in der politischen Bildung einen 

gesicherten Platz erobert“, so trifft 
dies in diesem Fall durchaus zu.11 
Denn die Landesregierung ließ Ende 
2004 die dortige Landeszentrale für 
politische Bildung schließen. Deren 
Aufgaben wurden kurzerhand dem 
dortigen Verfassungsschutz übertragen. 
In Zusammenarbeit mit einigen 
Hochschulen werden auch anderenorts 
ambitionierte Bildungskonzepte mitsamt 
dem didaktischen Begleitmaterial 
entwickelt. Zur Anwendung kommt die 
Verfassungsschutzpädagogik entweder in 
einem Kooperationsverbund mit anderen 
Einrichtungen oder in selbstständigen 
Seminaren und Workshops. Bevorzugt 
fortgebildet werden durch den 
Verfassungsschutz die sogenannten 
„Multiplikatoren“ wie SchulleiterInnen 
und LehrerInnen. 

Mit „Andi“ und „Colombo“ 
gegen die Antifa

Mit dem seit einigen Jahren prote-
gierten Öffentlichkeitskonzept möch-
te der Verfassungsschutz vor allem 
die als besonders gefährdet geltenden  
SchülerInnen erreichen. Speziell an die-
se Zielgruppe richten sich gruppendy-
namische Planspiele, AussteigerInnen-
programme und Jugendkongresse, für 
die halbwegs Prominente als „Sympa-
thieträger“ oder akzeptierte „peer lea-
ders“ zur Verfügung stehen.12 Mittels 
einer „Inspector-Colombo-Pädagogik“ 
(gemeint ist offenbar die seinerzeit be-
liebte US-TV-Serie „Columbo“) sollen 
„Demokratie-Lotsen“ oder die Comics 
der „Andi“-Serie (Auflage Ende 2009: 
785.000) zu einer „subversiven Verun-
sicherung“ jugendlicher Extremisten 
beitragen, meint Dr. Grumke vom VS in 
Nordrhein-Westfalen.13 Als unorthodo-
xes Vorgehen werden auch die letzten 
Endes vergeblichen Avancen verstanden, 

7	 Rüdiger Schilling, Vom Frontalunterricht zum Planspiel, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber (Hsg.), Offener Demokratieschutz, S. 135-148, 135ff.

8	 Armin Pfahl-Traughber, Analysekompetenz und Öffentlichkeitsarbeit des Verfassungsschutzes, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber (Hsg.), Offener 		
Demokratieschutz, S. 15-32, 18.

9	 Hartmut Rübner, In ziviler Gesellschaft. Gegenaufklärung von Extremismusforschern und Verfassungsschützern, in: Markus Mohr / Hartmut Rübner, 			
Gegnerbestimmung. Sozialwissenschaft im Dienst der „inneren Sicherheit“, Münster 2010, S. 19-187, 70ff.

10	 Frank Jansen, Zwischen Nähe und Distanz – Erfahrungen eines Journalisten im Umgang mit dem Verfassungsschutz, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber 
(Hsg.), Offener Demokratieschutz, S. 60-65

11	Stephan Walter, „Ein Amt, das sonst die Öffentlichkeit eher meidet“: Niedersachsen geht neue Wege in der Öffentlichkeitsarbeit, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-
Traughber (Hsg.), Offener Demokratieschutz, S. 162-169, 164.

12	Thomas Pfeiffer, Aufklärung über Erlebniswelt Rechtsextremismus, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber (Hsg.), Offener Demokratieschutz, S. 123-134, 130f.

13	Thomas Grumke, „Andi“ – Bildungscomic und Website für Demokratie und gegen Extremismus, in: Thomas Grumke/Armin Pfahl-Traughber (Hsg.), Offener 
Demokratieschutz, S. 94-104, 95.
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dem Team der TV-Serie „Tatort“ eine 
„professionelle Beratung“ über die 
nachrichtendienstliche Praxis angedei-
hen zu lassen, weil deren Darstellung 
im Fernsehen nicht positiv genug aus-
fällt.14 Zum Ärger des Amtes lehnten 
die FilmemacherInnen diese Nachhilfe  
dankend ab. 

Geheimdienste als 
„Meinungsbildungsagenturen“

Bei so viel Öffentlichkeitsengagement 
herrscht über das Selbstverständnis der 
Ämter derweil Unklarheit. In Niedersach-
sen möchte sich der Verfassungsschutz 
überhaupt nicht mehr als „Geheim-
dienst“ verstanden wissen, da man ja 
„gezielte Presse-, Informations- und Prä-
ventionsarbeit betreibt“.15 Konservativer 
gibt sich da das Bundesamt, welches 
weiter als „nationaler Inlandsgeheim-
dienst“ firmieren will, der allerdings den 
„direkten Dialog mit der Bürgerschaft“ 
pflegen möchte.16 Tatsächlich sind die 
Dienste aufgrund eines politisch flan-
kierten Selbstermächtigungsprozesses 
längst zu breitenwirksamen Meinungs-
bildungsagenturen mutiert. Insofern hat 
der Verfassungsschutz die politische 
Bildungsarbeit als Aufgabenstellung für 
sich entdeckt und sein Engagement auf 
diesem Terrain sukzessive erweitert; eine 
bislang wohl einzigartige Ausdehnung 
nachrichtendienstlicher Befugnisse.17 
Denn bis dato sehen die gesetzlichen 
Aufträge der VS-Ämter lediglich eine Be-
richtspflicht gegenüber den zuständigen 
Innenministerien vor. Darüber hinaus 
sollen jährliche Verfassungsschutzberich-
te präsentiert werden. Ihr übergriffiges 
bildungs- und meinungspolitisches Auf-
gabenrepertoire begründet sich auf die 
länderkoordinierte Konzeption eines „Ver-
fassungsschutzes durch Aufklärung“, wie 
am 9. Dezember 1974 auf „Empfehlung“ 

der Innenministerkonferenz beschlos-
sen und seitdem Verschlusssache. Weder 
in den Verfassungsschutzgesetzen des 
Bundes noch in denen der Länder ist al-
lerdings von pädagogischer Projektarbeit 

die Rede. Doch für Winfriede Schreiber, 
VS-Leiterin in Brandenburg, „stellt sich 
nicht die Frage, ob wir diese Aufgaben 
haben, sondern nur die, wie wir diese 
Aufgaben immer wirksamer erfüllen“.18 
Diese Selbstermächtigung des Verfas-
sungsschutzes kommt in einer Doppel-
funktion zum Tragen: Als Inlandsgeheim-
dienst, der er ohne Zweifel nach wie 
vor ist, aber auch in der Rolle als offen 
agierende Meinungsbildungsagentur, als 
die er sich seit einigen Jahren etablieren 
möchte. Laut VS-Ausbilder Pfahl-Traugh-
ber handelt es sich bei den Öffentlich-
keitskonzepten des VS um „Erweiterun-
gen verfassungsschützerischer Arbeit“. 
Insofern also um eine nachrichtendienst-
liche Praxis, die „über die administra-
tive Ebene hinaus weit in die diskursi-
ve Sphäre reicht“.19 Eine „Abschaffung 
oder Eingrenzung nachrichtendienstli-
cher Beobachtung von Extremisten“ wird 
selbstverständlich nicht erwogen.20 

Tatsächlich beabsichtigt der VS sich 
quasi als Transmissionsriemen zwischen 
staatlicher Politik und gesellschaft-
lichem Handeln einzuschalten. Seine 
Herrschaftsfunktion exekutiert der Nach-
richtendienst über die wissenschaftlich 
begleitete Extremismusdefinition und 
die dadurch möglichen Ausgrenzungs-
mechanismen. In den Zeiten im Grunde 
eher abnehmender Gefährdungslagen ga-
rantiert die als „Volkspädagogik“ daher-
kommende innerstaatliche (Verfassungs-)
Feinderklärung sowohl eine „Massenloya-
lität“ als auch eine gesellschaftliche Ent-
solidarisierung mit den nichtkonformen 
Gruppen.21 

Anders erscheinen wollten Geheim-
dienste indessen immer schon. So etwa 
die Angehörigen des Sicherheitsdienstes 
der SS (SD), die sich nach dem Krieg lie-
ber als Angehörige einer Art meinungsfor-
schendem „Gallup-Institut“ verstanden 
wissen wollten.                                   ❖

Der Verfassungsschutz drängt seit Jah-
ren verstärkt in den öffentlichen Raum.
In der Publizistik und Einrichtungen der 
politischen Bildung, aber auch in den 
universitären Sozialwissenschaften, fi n-
den sich immer mehr MitarbeiterInnen 
des Nachrichtendienstes. Ihre Tätigkeit 
soll dem »Extremismusansatz« allgemei-
ne Akzeptanz verschaffen.

Das Extremismuskonstrukt ist aller-
dings nichts anderes als die grundlegende 
Legitimation der Verfassungsschutzbe-
hörden. Wenn nun der geheimdienstlich 
beförderte »Extremismus«-Diskurs in 
der sozialwissenschaftlichen Forschung 
akzeptiert und vertreten wird, kann mit 
Fug und Recht von einer »Sozialwissen-
schaft im Dienst der inneren Sicherheit« 
gesprochen werden.
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S
eit Anfang 2011 ist 
diese so genannte 
Extremismusklau-
sel der Familien-
ministerin Kristina 
Schröder in Kraft. 
Die Klausel, ge-
nannt Demokra-
tieerklärung, muss 

von allen Projekten und Initiativen gegen 
„Rechtsextremismus, Fremdenfeindlich-
keit und Antisemitismus“ unterschrieben 

werden, die Mittel aus dem Programm 
des Bundes haben wollen, das ausge-
rechnet „Toleranz fördern – Kompetenz 
stärken“ heißt.

Ungeachtet wissenschaftlicher Gut-
achten und massiver Kritik breiter Teile 
der Gesellschaft wie Gewerkschaften, 
dem Zentralrat der Juden in Deutschland, 
dem Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land, dem Auschwitz-Komitee in der Bun-
desrepublik Deutschland e.V., Kirchen 
und Parteien und zahlloser betroffener 

Initiativen hält Ministerin Schröder an 
ihrer Klausel eisern fest. Übertroffen wird 
sie freilich vom Freistaat Sachsen, der 
die Klausel nicht nur auf Landesebene 
einführte, sondern zusätzlich verlangt, 
dass alle PartnerInnen ebenfalls ihre Un-
terschrift leisten müssen.

Der Versuch der CSU, die Klausel 
in München als erster Kommune einzu-
führen, scheiterte am Münchner Stadt-
rat. Zuvor hatte schon die im Münchner 
Stadtrat vertretene NPD-Tarnliste BIA 

Extremismusklausel und  
politische Bildungsarbeit

Redaktionskollektiv der RHZ

„Hiermit bestätigen wir, dass wir uns 

zur freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung der Bundesrepublik 

Deutschland bekennen und eine 

den Zielen des Grundgesetzes 

förderliche Arbeit gewährlei-

sten. Als Träger der geför-

derten Maßnahme haben wir 

zudem im Rahmen unserer 

Möglichkeiten (Literatur, 

Kontakte zu anderen Trä-

gern, Referenzen, die jähr-

lichen Verfassungsschutz-

berichte des Bundes und 

der Länder etc.) und auf 

eigene Verantwortung dafür 

Sorge zu tragen, dass die 

als Partner ausgewählten Or-

ganisationen, Referenten etc. 

sich ebenfalls zu den Zielen des 

Grundgesetzes verpflichten. Uns 

ist bewusst, dass keinesfalls der An-

schein erweckt werden darf, dass einer 

Unterstützung extremistischer Strukturen 

durch die Gewährung materieller oder immateriel-

ler Leistungen Vorschub geleistet wird.“
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(Bürgerinitiative Ausländerstopp) erfolg-
los einen entsprechenden Antrag gestellt. 
Im Bezirk Berlin-Mitte einigten sich CDU 
und SPD unlängst darauf, die Vergabe 
von Fördergeldern an die Unterzeichnung 
einer Klausel zu binden.

Der Verfassungsrechtler Prof. Dr. Dr. 
Ulrich Battis kam bereits im November 
2010 zu dem Schluss, dass die Extre-
mismusklausel zumindest in Teilen nicht 
verfassungskonform ist. Auch Harald 
Georgii vom wissenschaftlichen Dienst 
des Bundestages äußerte in seinem Gut-
achten vom 13. Januar 2011 Kritik am 
verlangten „Bekenntnis“: „Eine bestimm-
te Meinung nicht zu haben bzw. nicht 
äußern zu wollen, fällt in den Schutz-
bereich des Artikels 5 Abs.1 GG. Die 
Meinungsfreiheit, die ihrerseits kons-
tituierend für die Demokratie ist, lässt 
selbst eine kritische Auseinandersetzung 
mit Verfassungsgrundsätzen und -wer-
ten zu.“ Ein Gutachten zur sächsischen 
Klausel, erstellt vom Juristischen Dienst 
des Sächsischen Landtages, bestätig-
te im Oktober 2011 die Fragwürdigkeit 
des Bekenntniszwanges ebenfalls mit 
Verweis auf das Grundrecht auf freie 
Meinungsäußerung.

Gefördert wird nur Denunziantentum

Nicht allein das Bundesfamilienmi-
nisterium beweist hier erheblichen För-
derbedarf in Toleranz und Kompetenz. 
Wenn Vereine ihre PartnerInnen oder Re-
ferentInnen in Geheimdienstberichten 
recherchieren müssen, um anschließend 
behördlich überprüft zu werden, ob die 
Ermittlungstätigkeiten ordnungsgemäß 
durchgeführt wurden, ist das einzige, 
was verlangt und gefördert wird, Spit-
zel- und Denunziantentum. Und ande-
res ist von einer rechten Hardlinerin wie 
Kristina Schröder auch nicht zu erwar-
ten. Seit ihrem Amtsantritt gibt sie sich 
jede Mühe, den Schröderschen (Gerhard) 
„Aufstand der Anständigen“ (so kritisch 
dieser auch zu bewerten ist) durch die 
Schrödersche (Kristina) „Bekämpfung 
des Extremismus“ zu ersetzen, den Fokus 
vom „zivilgesellschaftlichen Engagement 
gegen Rechtsextremismus und Neona-
zis“ auf die Bekämpfung jeder Form des 
„Extremismus“ zu verlagern. Dass dies 
nicht nur eine ideologische Debatte ist, 
haben inzwischen zahlreiche Initiativen 
gegen Nazis zu spüren bekommen, die 
bisher aus Bundesprogrammen gefördert 
wurden.

Wissenschaftliche 
Extremismus-Legende

Die wissenschaftliche Basis der Ext-
remismus-Formel liefern allen voran der 
Politikprofessor und stellvertretende Di-
rektor des „Hannah-Arendt-Instituts für 
Totalitarismusforschung“, Uwe Backes, 
und der Professor an der TU Chemnitz, 
Eckhard Jesse. Sie gehen davon aus, 
dass eine breite „Mitte der Gesellschaft“ 
auf dem Boden der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung vom linken und 
vom rechten Rand aus bedroht wird. Die 
beiden „Ränder“ werden von ihnen als 
Endpunkte eines Hufeisens dargestellt – 
weit weg von der „Mitte“, aber einander 
sehr nah. Und folgerichtig stellen sie ihre 
Forschung in den Dienst eines „wehr-
haften Verfassungsstaates“, damit – in 
Deutschland kennt man sich da ja aus 
– sich die Katastrophe von 1933 nicht 
wiederholen könne. Denn damals sei die 
Demokratie im „Zusammenwirken der 
Republikfeinde (insbesondere KPD und 
NSDAP)“ bedroht worden. So zu lesen 
im Editorial zum „Jahrbuch Extremismus 
und Demokratie 2010“, das unter ande-
rem von den Beiden herausgegeben wird.

Das ist natürlich höherer Blödsinn 
von besonderer Güte und Dreistigkeit. 
Zugrunde gerichtet wurde die Weima-
rer Demokratie von bürgerlichen Partei-
en, dem Kapital und dem Militär – der 
„Mitte der Gesellschaft“ – und die „Ka-
tastrophe von 33“ war die Ernennung 
Hitlers zum Reichskanzler und die Koa-
lition von NSDAP und DNVP (und nicht 
KPD). Diese Umdeutung historischer 
Tatsachen findet ihre Fortsetzung im 
wohl bewussten Leugnen gegenwärtiger 
Gegebenheiten. Die Studie „Die Mitte 
in der Krise – Rechtsextreme Einstellun-
gen in Deutschland 2010“ im Auftrag der 
Friedrich-Ebert-Stiftung attestiert auch 
heute Deutschlands „Mitte“ eine wach-
sende Zustimmung zu „rechtsextremen 
Einstellungen“: 

Gut jede/-r Vierte befürwortet eine 
„starke Partei“, die die „Volksgemein-
schaft insgesamt verkörpert“, etwa ein 
Zehntel hätte gerne einen Führer und 
eine Diktatur. Mehr als 30 Prozent der 
Deutschen äußern sich ausländerfeind-
lich und finden Deutschland „überfrem-
det“. „Der Anteil der Bevölkerung, der 
antisemitisch eingestellt ist und dies of-
fen (…) zu erkennen gibt, liegt (…) bei 
knapp 10 Prozent. Vorstellungen, dass 
der ‚Einfluss der Juden zu groß‘ ist, dass 

‚Juden mehr als andere mit üblen Tricks 
arbeiten‘ und dass ‚sie etwas Besonde-
res und Eigentümliches an sich haben 
und nicht so recht zu uns passen‘, sind 
keineswegs Ansichten am Rand der Ge-
sellschaft“, so die AutorInnen der Studie.

Solche Umfrageergebnisse zeigen 
in aller Deutlichkeit die Falschheit der 
Extremismus-These. Vor allem aber zei-
gen sie, dass antifaschistisches, fort-
schrittliches Engagement und linke Ge-
sellschaftskritik so notwendig sind wie 
eh und je. Und gerade die, die gegen 
Faschismus, Rassismus und Chauvi-
nismus in der „Mitte der Gesellschaft“ 
kämpfen, laufen Gefahr, an den linken 
„Rand“ definiert und damit kriminali-
siert zu werden. Ihre Gleichsetzung mit 
faschistischer, menschenverachtender, 
ausgrenzender Weltanschauung ist eine 
bodenlose Unverschämtheit.

Die Demokratie-Wächter

Eingeführt wurde der Begriff des „Ex-
tremismus“ vom Verfassungsschutz in 
Zusammenarbeit mit einigen Politolo-
gen, unter anderem den schon erwähn-
ten Professoren. Der Begriff findet sich 
weder im Grundgesetz noch in irgend-
einem anderen Gesetz. Insofern ist er 
strafrechtlich nicht relevant. „Extremis-
mus“ ist ein politischer Begriff, über den 
einige „Wissenschaftler“, die Innenmi-
nisterien und der Verfassungsschutz die 
Deutungshoheit haben. Das bayerische 
Innenministerium gibt beispielsweise 
die Faltblattserie „Demokratie in Gefahr“ 
heraus, damit auch diejenigen, die viel-
leicht sonst Schwierigkeiten hätten einen 
Extremisten zu erkennen, dazu in die 
Lage versetzt werden. 

In der Ausgabe zum „Linksextremis-
mus“ heißt es da: „Charakteristisch für 
alle Linksextremisten in Deutschland 
ist ihre antifaschistische, antirassisti-
sche und antiimperialistische Grundhal-
tung. (…) Klassische Aktionsfelder für 
Linksextremisten sind ‚Neonazismus/
Faschismus‘, ‚Antiimperialismus‘, ‚Anti-
Globalisierung‘, ‚Anti-Kernkraft‘, ‚Anti-
militarismus‘, ‚Antirassismus‘, ‚Asyl- und 
Abschiebeproblematik‘ und der Kampf 
gegen ‚Sozialabbau‘.“ Bei soviel „Anti“ 
geht dann leicht auch mal das eine oder 
andere verloren …

Und wo lässt sich eine solche Ideolo-
gie besser absetzen als in den Schulen. 
Im September 2011 erschien, gefördert 
vom Familienministerium, die Broschüre 
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„Demokratie stärken – Linksextremis-
mus verhindern“ der „Zeitbild Stiftung“ 
als kostenloses Unterrichtsmaterial 
für Schulen. Das Vorwort steuert die 

Familienministerin bei. Sie warnt darin, 
dass linksextreme Positionen bisher zu 
wenig beachtet wurden. Es gelte, wach-
sam zu sein, deshalb soll „dieses Maga-
zin (…) Sie und Ihre Schülerinnen und 
Schüler für das Thema Linksextremismus 
sensibilisieren. (…) Zudem erhalten Sie 
methodische Anregungen zu pädagogi-
schen Zugängen und Umgangsweisen 
mit dem Thema Linksextremismus.“ Und 
das funktioniert unter anderem so: Ar-
beitsblatt 10 trägt den Titel „Wie macht 
man gleich?“ Eine Grafik illustriert die 
Aussage, dass das reichste Zehntel der 
Bevölkerung der Bundesrepublik über 
61,1 Prozent des gesamten Einkommens 
verfügt. Dieses Zehntel kommt für 51,8 
Prozent der Einkommensteuer auf. Die 
Aufgabe für die SchülerInnen: „Um die 
Ungleichheiten in Einkommen und Ver-
mögen auszugleichen, erhebt der Staat 
Steuern. Diskutiert in der Gruppe, ob es 
gerecht ist, dass ein Zehntel der Bevölke-
rung über 50 Prozent des Steueraufkom-
mens leistet.“

Solidarität ist „Extremismus“

Auf derselben Seite werden folgende 
Aussagen zum Thema Gleichheit neben-
einander gestellt. Zunächst: „Linksex-
tremisten machen die ‚kapitalistische 
Klassengesellschaft‘ für alle sozialen 
Probleme verantwortlich. Ihre Forderung: 
‚Durch radikale Umverteilung müssen 
soziale Unterschiede beseitigt werden.‘“ 
Und dann: „(…) die Tatsache, dass Men-
schen von Geburt an verschieden sind in 
physischen und geistigen Begabungen, 
kann nicht hinwegdiskutiert werden. Ei-
nige übertreffen ihre Mitmenschen an 
Gesundheit und Kraft, an Verstand und 
Fähigkeiten, an Energie und Entschluss-
kraft, und sind dadurch besser als der 
Rest der Menschheit geeignet zum Ver-
folg irdischer Angelegenheiten (...).‘ Lud-
wig von Mises (1961): Gleichheit und 
Ungleichheit, Chicago.“ Diesmal sollen 
die SchülerInnen entscheiden, wer die 
besseren Argumente hat, die „Links-
extremisten“ oder der Experte Ludwig 
von Mises. Die Art der Fragestellung zur 
Besteuerung und die Verknüpfung mit 
den beiden Zitaten gibt eine politische 

Position vor, die gesellschaftliche Solida-
rität als „linksextremistisch“ diffamiert 
und als Alternative übelsten Sozialdarwi-
nismus anzubieten hat.

„Demokratischer Antifaschismus“ 
und „linksextremistischer 
Antifaschismus“

Da im Quellenverzeichnis überwie-
gend Verfassungsschutzämter genannt 
sind, überrascht es nicht weiter, dass 
sich eine Liste „linksextremistischer 
Organisationen“ wie eine Auswahl aus 
den VS-Berichten liest. Das Kapitel „Ar-
gumente des Linksextremismus“ gibt 
schließlich Hinweise, was Kristina Schrö-
der mit der Extremismusklausel will. 
Denn hier geht es vor allem um Antifa-
schismus, der von den „Linksextremis-
ten“ missbraucht würde. Antifaschismus 
sei nämlich, wie Antikommunismus, im 
Allgemeinen eine demokratische Grund-
position. Gleichwohl gelte, dass nicht 
jeder Antifaschist ein überzeugter Demo-
krat sein müsse. Demokratischer Anti-
faschismus sei demnach die Ablehnung 
rechtsextremistischer Positionen und 
Rechtsdiktaturen wie dem Nationalsozi-
alismus, von dem es lapidar heißt: „Des-
sen Vertreter hatten in Deutschland in 
der Zeit von 1933 bis 1945 Grundrechte 
aufgehoben sowie Oppositionelle und als 
nicht dem Volk zugehörig Definierte ver-
folgt und ermordet.“ 

Unter der Überschrift „Antidemokra-
tischer Antifaschismus“ bekommen die 
SchülerInnen dann eine kleine Kostprobe 
in Totalitarismustheorie. Auf dem ent-
sprechenden Arbeitsblatt zum Thema ist 
der Widerstand gegen den Nationalsozia-
lismus noch nicht einmal mehr erwähnt. 
Dort sind die guten AntifaschistInnen 
die liberale Opposition gegen Mussolini 
und die Gegner Francos. Die Definition 
des „extremistischen Antifaschismus“ 
liefert Armin Pfahl-Traughber1: „Die (…) 
kommunistische Faschismus-Definition 
geht demgegenüber davon aus, dass Fa-
schismus in wirtschaftlichen Krisen not-
wendigerweise aus dem Kapitalismus 
folgt. Damit beabsichtigt ein konsequen-
ter Antifaschismus in diesem Sinne die 
Abschaffung der Wirtschaftsordnung des 

1	 Armin Pfahl-Traughber, Politikwissenschaftler und Soziologe, war wissenschaftlicher Mitarbeiter im Bundesamt für Verfassungsschutz und ist seit 2004 Professor an 
der Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung (FH Bund). Er publiziert unter anderem im Jahrbuch Extremismus und Demokratie und gibt seit 2008 das 
Jahrbuch für Extremismus- und Terrorismusforschung heraus.
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Kapitalismus und damit auch der als 
bürgerlich geltenden parlamentarischen 
Demokratie.“ Trotz dieser sehr verkürzten 
Darstellung lässt sich erkennen, dass 
sich Kommunistinnen und Kommunisten 
– und nicht nur die – damit einer Analyse 
schuldig machen, nach der Faschismus 
nicht vom Himmel fällt und womöglich 
sogar in der „Mitte der Gesellschaft“ zu 
verorten sei.

Geplatzte Projekte

Nach über einem Jahr 
Extremismusklausel konnten zahl
reiche Projekte nicht umgesetzt 
werden – die Mittel fehlten, weil 
die TrägerInnen die Klausel nicht 
unterschreiben wollten. Das „Fürther 
Bündnis gegen Rechtsextremismus“ 
etwa musste eine Bildungsreise für 
Jugendliche nach Auschwitz absagen 
und das Projekt „Spurensuche in 
Fürth“ kam nicht zustande. Das 
selbstverwaltete Jugendkulturzentrum 
„Conne Island“ in Leipzig konnte ein 
Projekt zur Geschichte des Hauses 
nicht durchführen. Der Frauenkultur 
e.V., ebenfalls aus Leipzig, konnte eine 
Publikation über rechtsextreme Frauen 
nicht erstellen. Der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes – Bund der 
AntifaschistInnen (VVN-BdA) fehlen die 
Mittel zur Fortführung eines Projekts 
zum Aufbau verschiedener Gedenkstätten 
in Berlin. Der AKUBiZ e.V. aus Pirna, 
dem schon im November 2010 der 
Sächsische Förderpreis für Demokratie 
aberkannt wurde, weil der Verein die 
Extremismusklausel nicht unterschrieb, 
konnte 2011 ein Projekt zum ehemaligen 
Konzentrationslager Königstein nicht 
umsetzen. Der Mobilen Beratung 
gegen Rechtsextremismus (MBR) in 
Berlin wurde die Förderung widerrufen, 
nachdem sie nur das Bekenntnis 
zur FdGO, nicht aber die Zusage zur 
Bespitzelung unterschrieben hatte. 
Die Stadt Jena hat auf Bundesmittel 
verzichtet, weil die Kommune die 
Extremismusklausel nicht von 
TrägerInnen unterzeichnen lassen will. 
Und so weiter und so fort.

Die überwiegende Mehrheit der  
TrägerInnen hat die Klausel jedoch 
mehr oder weniger zähneknirschend un-
terschrieben. Die mühsam aufgebauten 
Strukturen (an denen zuweilen auch die 
Existenz ihrer MitarbeiterInnen hängt) 
aufgeben zu müssen, den Betroffenen 

rechter Gewalt die Unterstützung ent-
ziehen zu müssen, die wichtige Arbeit 
im Kampf gegen Nazis einstellen oder 
einschränken zu müssen – all dies mö-
gen Gründe sein, die zu einer solchen 
Entscheidung führen. Aber sie hat ei-
nen hohen politischen Preis. Mit jeder 
Unterschrift wird der rechtsbürgerlichen 
Auffassung von demokratischer Kul-
tur zur Allgemeingültigkeit verholfen, 
das staatliche Extremismus-Konstrukt 
gestützt und die Entsolidarisierung 
vorangetrieben.

Die Bedrohung kommt 
aus der „Mitte“

Die Klausel ist ein Instrument, das in 
übergeordnetem Zusammenhang steht. 
Sie schränkt auf der einen Seite den poli-
tischen Spielraum ihrer UnterzeichnerIn-
nen extrem ein und die Kriminalisierung 
unabhängiger antifaschistischer Initiati-
ven lässt sich einfacher ins Werk setzen. 
Auf der anderen Seite mischt sich der 
Inlandsgeheimdienst – als ein staatli-
ches Repressionsorgan! – zunehmend in 
den gesellschaftlichen Diskurs ein. Dass 
dessen „Erkenntnisse“ äußerst fragwür-
dig sind und die Nennung verschiedener 
antifaschistischer Initiativen in den Ver-
fassungsschutzberichten immer wieder 
vor Gericht untersagt wird, ist dabei nur 
ein Aspekt. 

Politische Bildungsarbeit soll nur 
leisten, wer sich jeder Kritik an Staat 
und Verfassung versagt. Gleichzeitig aber 
betätigt sich der Geheimdienst selbst 
immer mehr auf diesem Gebiet. Die ge-
spenstische Vorstellung, dass die anti-
faschistische Aufklärungsarbeit künftig 
durch den Verfassungsschutz geleistet 
wird, ist keineswegs aus der Luft gegrif-
fen. In mehreren Bundesländern tritt der 
Geheimdienst seit einigen Jahren offen-
siv als Bildungsakteur zum Beispiel in 
Schulen auf. Dies muss jeder fortschritt-
lich denkende Mensch, dessen Demo-
kratieverständnis sich nicht darauf be-
schränkt, auf dem Boden des „ehernen“ 
(aber bei Bedarf ruckzuck geänderten) 
Grundgesetzes stehen zu bleiben, als 
ernste Bedrohung empfinden. Die Kri-
tik darf sich daher nicht auf die Klausel 
beschränken, sie muss die staatliche Ex-
tremismuspolitik in den Fokus nehmen. 
Deren VertreterInnen, ob nun Behörde 
oder Stiftung, kann nur wirksam etwas 
entgegensetzen, wer sich nicht durch 
die Klausel hat einschränken lassen und 
unabhängig agiert.

•	 Weiterführende Links:
yy http://demokratiebrauchtuns.de  
(ausführlicher Pressespiegel  
und Chronologie zur 
Extremismusklausel)

yy http://inex.blogsport.de               ❖
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I
m Januar 1972 be-
schloss die sozial- 
liberale Koalition unter dem 
„Mehr Demokratie wagen“-
Kanzler Willy Brandt, wer im 
öffentlichen Dienst einge-
stellt werden durfte, nämlich 
„wer die Gewähr dafür bietet, 
dass er jederzeit für die frei-

heitliche demokratische Grundordnung“ 
eintritt. Der Erlass war gegen die seit den 
späten 60er Jahren erstarkenden linken 
Bewegungen und Parteien gerichtet, in 
erster Linie gegen die DKP. Bis in die 
80er Jahre wurden mehrere Millionen 
Menschen mit Hilfe der „Regelanfrage“ 
bei den Verfassungsschutzämtern über-
prüft, Tausenden wurde die Einstellung 
im öffentlichen Dienst verweigert bezie-
hungsweise verloren ihren Arbeitsplatz. 
Betroffen von dieser Repression waren 

40 Jahre Berufsverbote oder: 
Der deutsche Sonderweg

Redaktionskollektiv der RHZ

Der „Radikalenerlass“ der sozial-liberalen Koalition von 1972 wurde  

dieses Jahr 40 Jahre alt. Der „Radikalenerlass“ hatte zur Folge, dass 

tausende Linke Berufsverbote erhielten, weshalb sich dafür auch die 

Bezeichnung „Berufsverbot“ eingebürgert hat. 

Die Berufsverbote sind ein Sonderweg der deutschen Bourgeoisie im 

Klassenkampf – abgesehen von den USA in der McCarthy-Ära dürfte  

es in keinem bürgerlichen Staat zu solchen Exzessen gekommen sein.  

Doch die Berufsverbote sind nicht lediglich ein Ergebnis des Kalten  

Krieges in der früheren BRD gewesen; sie haben in der deutschen 

Geschichte eine lange Tradition und sind von einem wütenden 

Antikommunismus und Hass gegen die Arbeiterbewegung gekennzeichnet. 

Während des deutschen Faschismus wurden Berufsverbote gegen die 

politischen Gegner, aber auch gegen Menschen jüdischen Glaubens, 

beziehungsweise wen die Nazis dafür hielten, verhängt. Deshalb fand  

der schöne deutsche Begriff „Berufsverbot“ Eingang in andere Sprachen.
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nicht nur die Mitglieder der kommunis-
tischen Partei, sondern auch Mitglieder 
von Organisationen wie der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes – Bund 
der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
(VVN-BdA).

Berufsverbote im Kaiserreich

Damit reihte sich die damalige 
SPD/FDP Regierung in eine unsägliche 
deutsche Tradition, die kurz nach der 
Reichsgründung mit dem Bismarckschen 
„Gesetz gegen die gemeingefährlichen 
Bestrebungen der Sozialdemokratie“, 
kurz „Sozialistengesetz“, angefangen hat.

In dem Gesetz vom 21. Oktober 1878 
(„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deut-
scher Kaiser, König von Preußen etc.“) 
wurde verordnet:
„§1: Vereine, welche durch sozialdemo-
kratische, sozialistische und kommunis-
tische Bestrebungen den Umsturz der 
bestehenden Staats- oder Gesellschafts-
ordnung bezwecken, sind zu verbieten. 
(…)
§23: Unter den im §. 22 Abs. 1 bezeich-
neten Voraussetzungen kann gegen Gast-
wirthe, Schankwirthe, mit Branntwein 
oder Spiritus Kleinhandel treibende 
Personen, Buchdrucker, Buchhändler, 
Leihbibliothekare und Inhaber von Le-
sekabinetten neben der Freiheitsstrafe 
auf Untersagung ihres Gewerbebetriebes 
erkannt werden.“

Dieses Gesetz hatte zur Folge, dass 
tausende Genossinnen und Genossen 
ihre Arbeit verloren, verfolgt wurden, 
in die Zuchthäuser geworfen wurden 
oder aber ins Exil gehen mussten. Die 
Sozialistengesetze wurden 1890 nicht 
mehr verlängert, aber auch danach 
waren die Mitglieder der SPD und der 
Gewerkschaften die Aussätzigen im 
Kaiserreich.

Das änderte sich scheinbar für 
einige hochgestellte Mitglieder 
der Arbeiterorganisationen nach 
der Zustimmung der SPD zu den 
Kriegskrediten im Reichstag 1914. 
Für andere, die mit der deutschen 
Bourgeoisie und dem Militarismus ihren 
Frieden nicht geschlossen hatten, sah 
es anders aus: Wer im Betrieb oder auf 
der Straße gegen den Krieg agitierte, 
wurde an die Front geschickt, sehr 
oft mit Zustimmung beziehungsweise 
durch Denunziation der gewendeten 
SPD-Funktionäre.

Berufsverbote im 
Nationalsozialismus

Das Beamtentum in der Weimarer 
Republik war extrem reaktionär, antise-
mitisch und monarchistisch, was kein 
Wunder ist angesichts der gescheiterten 
Revolution und der damit ungebroche-
nen Kontinuität. Doch gab es zumindest 
formal keine Einschränkung der Berufs-
auswahl für politisch Missliebige. Das 
änderte sich mit der Machtübernahme 
der Nazis und dem „Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums“ 
vom 7. April 1933.

Paragraph 3 besagte: „Beamte, die 
nicht arischer Abstammung sind, sind 
in den Ruhestand zu versetzen (…)“. 
Weiter bestimmte dieses Gesetz: „Be-
amte, die nach ihrer bisherigen politi-
schen Betätigung nicht die Gewähr dafür 
bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos für 
den nationalen Staat eintreten, können 
aus dem Dienst entlassen werden.“ Na-
türlich ging es nicht nur um Beamte: 

„Auf Angestellte und Arbeiter finden die 
Vorschriften über Beamte sinngemäße 
Anwendung.“ Diese Nazi-Paragraphen, 
so schlimm sie auch waren, bedeute-
ten wie wir wissen nicht den Höhepunkt 
des faschistischen Terrors: Zehntausende 
Menschen, vor allem aus der Arbeiterbe-
wegung, waren mit der Machtübernahme 
der Nazis gezwungen, in die Illegalität 
oder ins Exil zu gehen, ebenso viele wa-
ren schon verhaftet beziehungsweise in 
„Schutzhaft“. Schon vor der Verabschie-
dung dieses Gesetzes war das KZ Dachau 
errichtet worden um politische Gegner, 
vor allem Mitglieder der Arbeiterparteien 
und -organisationen, auch ohne „recht-
mäßige“ Verurteilung aus dem Weg zu 
schaffen. Die weitere Entwicklung des 
Lager- und Vernichtungssystems setzen 
wir als bekannt voraus.

1935 wurde mit den Nürnberger 
Rassengesetzen die Verfolgung von Men-
schen jüdischen Glaubens oder Herkunft 
gesetzlich sanktioniert, ab dem 1. Januar 
1939 verboten die Nazis Juden den Han-
del und das Handwerk. Standen diese 
Menschen schon vorher unter dem enor-
men Druck, ihre Betriebe zu verkaufen, 
hatten sie nun mit dieser Maßnahme kei-
ne andere Möglichkeit mehr.

Nach den organisierten Pogromen 
am 9./10. November 1938 folgten zwei 
Verordnungen, die die verbliebenen jü-
dischen Kaufleute und Handwerker end-
gültig zwangen aufzugeben. Jüdischen 
Beschäftigten wurde gekündigt, die 
Selbstständigen unterlagen einem weit-
gehenden Berufsverbot.

Willkommen in der Demokratie

Knapp ein Jahr nach Gründung der 
BRD, im September 1950, beschloss die 
Bundesregierung unter Konrad Adenauer 
einen Erlass „zur Verfassungstreue der 
öffentlich Bediensteten“. Ziel war erneut, 
Kommunistinnen und Kommunisten und 
Antifaschistinnen und Antifaschisten aus 
dem öffentlichen Dienst zu entfernen. 
Nicht einmal ein Jahr später, am 26. 
Juni 1951, verbot die Bundesregierung 
die Freie Deutsche Jugend und stellte 
im November desselben Jahres den Ver-
botsantrag gegen die KPD beim Bundes-
verfassungsgericht. Damit war nur fünf 
Jahre nach dem Ende des Terrors des 
deutschen Faschismus die Verfolgung 
von AntifaschistInnen und Kommunis-
tInnen wieder Alltag: Hunderttausende 

Protest gegen die Berufsverbote  
in den 1980er Jahren
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Ermittlungsverfahren wurden eröffnet, 
Zehntausende wurden entlassen, in Ge-
fängnisse geworfen – meist von densel-
ben Richtern, die bereits unter den Nazis 
die Genossinnen und Genossen verurteilt 
hatten. Von der Verfolgung waren auch 
Menschen betroffen, die „nur“ aufrechte 
Demokratinnen und Demokraten waren: 
Alle, die sich nach Meinung der Herr-
schenden nicht genügend von der DDR, 
KPD, FDJ und so weiter distanzierten, 
waren suspekt und mussten mit Repres-
salien rechnen.

Dabei sollten wir uns die „demokra-
tische Verfasstheit“ der BRD in diesen 
Jahren vor Augen führen: Gerade die 
faschistisch vorbelasteten Mitglieder 
der Beamtenkaste, Unternehmer, Ärzte-
schaft, die Juristen und so weiter, die 
willfährigen Täter, kamen gänzlich unge-
schoren davon. Zwar gab es „Entnazifizie-
rungsmaßnahmen“, sie wurden aber an-
gesichts der zunehmenden Spannungen 
zwischen den Westmächten und der So-
wjetunion immer großzügiger ausgelegt. 
Trotzdem, obwohl auch die Besatzungs-
mächte etliche für sie „brauchbare“ Na-
zis vor der Strafverfolgung geschützt und 
in ihre Dienste genommen hatten, waren 
viele im Rahmen der „Entnazifizierungs-
maßnahmen“ ihren alten Job los oder so-
gar, was seltener vorkam, im Gefängnis.

Bereits nach der Gründung der BRD 
versuchten deshalb die Verantwortlichen 
die Begnadigung der verurteilten NS-
Verbrecher zu erreichen, die FDP stellte 
schon Anfang 1950, knapp fünf Jahre 
nach Ende des deutschen Faschismus, 
den Antrag auf Beendigung aller Entna-
zifizierungsmaßnahmen. Endlich wurde 
im Juli 1954 im Bundestag ein „Straf-
freiheitsgesetz“ beschlossen, ein Amne-
stiegesetz für die NS-Täter. Damit war 
offiziell auch für die verurteilten Nazis 
der Weg in alle Ämter offen. Nazis, die 
vorher „nur“ als Spitzel für das Bundes-
amt für Verfassungsschutz und so weiter 
arbeiteten, konnten jetzt mit Sicherheit 
damit rechnen verbeamtet zu werden.

Die Verfolgung und Repression ge-
gen Kommunistinnen und Kommunis-
ten dauerte bis in die späten 60er Jahre. 
Ein paar Jahre ließ die Verfolgung etwas 
nach, eben bis Januar 1972, bis zu den 
neuen Berufsverboten. Erstaunlich ist 
der Vergleich des Wortlautes des „Radi-
kalenerlasses“ von Willy Brand mit dem 
des Nazigesetzes. Nur einzelne Textbau-
steine der Nazis wurden ausgetauscht, 
„Brauchbares“ wurde einfach in den 

„Radikalenerlass“ übernommen. Auch 
das zeugt von der enormen „antifaschisti-
schen Gesinnung“ der Regierenden.

Und heute?

Die „Radikalenerlasse“ sind über-
all bis auf Bayern aufgehoben. Die „Re-
gelanfrage“ beim Inlandsgeheimdienst 
„Amt für Verfassungsschutz“ ist einer 
„Bedarfsanfrage“ gewichen, die bei „ver-
dächtigen“ Bewerberinnen und Bewer-
bern aber weiterhin in allen Bundeslän-
dern und im Bund durchgeführt wird. 
Das letzte große Berufsverbotsverfahren, 
das bundesweit von der Linken wie auch 
von den staatlichen Stellen aufmerksam 
beobachtet wurde, ist der Fall Michael 
Csaszkóczy (siehe Kasten und Artikel auf 
Seite 57).

Nur die bayerische Regierung ist 
noch richtig auf der Wacht und schützt 
Land und Leute vor den Umstürzlern. 
Wer sich in Bayern für den öffentlichen 
Dienst bewerben möchte, und sei es 
nur ein studentischer Aushilfsjob in der 
Uni oder bei der Kommune, muss eine 
Erklärung zur „Verfassungstreue im öf-
fentlichen Dienst“ abgeben und kann 
in einer angehängten Liste ankreuzen 
bei welchen „extremistischen oder extre-
mistisch beeinflussten Organisationen“ 
er/sie Mitglied ist oder war, in welchen 
Zeiträumen und in welcher Funktion. 
Und wenn die eigene „extremistische 
Organisation“ nicht aufgeführt ist? Auch 
dafür ist gesorgt: Dann kreuzt man „sons-
tige“ an und trägt die Bezeichnung der 
Gruppe/Organisation ein. Selbstverständ-
lich ist, wie auch bei den Nazis und dem 
„Radikalenerlass“ von 1972, der Passus 
vorhanden, dass „für Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst (…) entsprechend 
den jeweiligen tariflichen Bestimmungen 
dieselben Grundsätze (gelten)“.

Auch die Beschäftigten freier Trä-
ger müssen in Bayern ihre „Verfassungs-
treue“ kundtun wenn sie zum Beispiel im 
Rahmen der Schulsozialarbeit in staatli-
chen oder städtischen Schulen eingesetzt 
werden sollen.

Aber in der Öffentlichkeit wird 
diese Einschränkung der freien Be-
rufswahl noch nicht als Berufsverbot 
wahrgenommen.

•	 Weiterführende Informationen:
yy http://www.berufsverbote.de
yy http://www.gegen-berufsverbote.de/ 
index1.php                               ❖                                  

Der Fall Michael Csaszkóczy

Anfang 2004 wurde unter der 
heutigen Bundesbildungsministerin 
Annette Schavan (CDU) dem Heidel-
berger Realschullehrer Michael Csas-
zkóczy aus politischen Gründen die 
Einstellung in den Schuldienst des 
Landes Baden-Württemberg verwei-
gert. Als Grund wurde sein Engage-
ment in der „Antifaschistischen Initi-
ative Heidelberg“ (AIHD) angegeben. 
Im Jahr 2006 schloss sich das Bundes-
land Hessen an und verweigerte dem 
Genossen Csaszkóczy ebenfalls aus 
politischen Gründen die Einstellung.

Dieses Berufsverbot wurde an-
fänglich von den zuständigen Verwal-
tungsgerichten abgenickt, bis es im 
Urteil des Verwaltungsgerichtshofs 
Mannheim im April 2007 für unrecht-
mäßig erklärt wurde. Im September 
desselben Jahres musste Baden-Würt-
temberg Micha als Lehrer einstellen. 
Schließlich stellte das Landgericht 
Karlsruhe am 28. April fest, dass das 
Land Baden-Württemberg schuldhaft 
gehandelt hat und Michael Csaszkóczy 
Schadenersatz zusteht.

Der Ausgang dieses langen 
Kampfes ist als Erfolg zu bewerten – 
nicht nur für Micha, sondern für alle 
Genossinnen und Genossen, die von 
Berufsverboten oder Betriebsrepressi-
on betroffen oder bedroht sind. Aus-
schlaggebend für diesen Erfolg war, 
dass Michael sich in keiner Weise von 
seinen politischen Ansichten distan-
ziert hat, eine breite Unterstützung 
aus seinem politischen Umfeld, von 
ehemals Betroffenen des Berufsver-
bots, von der Roten Hilfe e.V., von sei-
ner Gewerkschaft GEW und von vielen 
anderen Organisationen und Einzelper-
sonen erhalten hat.

Aber damit ist es nicht getan: Ziel 
ist die Rehabilitierung und Entschädi-
gung aller Betroffenen aus den 50er, 
60er und 70er Jahren, die Verbannung 
der gesetzlichen Grundlagen für die 
Berufsverbote aus den Gesetzbüchern 
und natürlich die Abschaffung jegli-
cher Geheimdienste in der BRD.
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Ortsgruppe Heidelberg

OG HEIDELBERG: Am 28. Januar 2012 
war der 40. Jahrestag des Radikalener-
lasses. Welche Folgen hatte dieses Gesetz?

 
MICHAEL: Zunächst einmal ist der 

Radikalenerlass ja nur eine Durchfüh-
rungsbestimmung für Gesetze, die be-
reits viel früher existierten. Bereits in 
den 1950er Jahren wurden sie im Zuge 
der Kommunist_innenverfolgung unter 
der Regierung Adenauer massenhaft an-
gewandt. Und auch heute, wo der Radi-
kalenerlass fast überall durch neuere Be-
stimmungen ersetzt worden ist, bleiben 
diese Gesetze gültig. Der Radikalenerlass 
von 1972 war einerseits die Kehrseite 
von Willy Brandts neuer Ostpolitik. Bei 
zeitgleicher wirtschaftlicher und diplo-
matischer Öffnung gegenüber den Staa-
ten des Warschauer Pakts sollte zugleich 
innenpolitisch klar gemacht werden, was 
an kritischer Distanz zum Staat noch to-
leriert wurde und was nicht. Zugleich wa-
ren die Berufsverbote aber auch ein Aus-
druck des großen Aufräumens nach der 
Niederlage der außerparlamentarischen 
Bewegung seit 1968. Im Jahr 1970 war 
eine Amnestie für alle „Demonstrations-
delikte“ der vergangenen Jahre erlassen 
worden. Wer nach diesem Angebot im-
mer noch nicht seinen Frieden mit der 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft 
geschlossen hatte, dem sollte gezeigt 
werden, dass es in diesem Staat weder 
politisch noch sozial irgendeinen Spiel-
raum mehr für ihn gibt. Deshalb trafen 
die  Berufsverbote nicht nur Mitglieder 
und vermeintliche oder wirkliche Sympa-
thisant_innen der DKP (auch wenn hier 

„... Personen, die nicht die  
Gewähr bieten, jederzeit für 
die freiheitliche demokratische 
Grundordnung einzutreten“
Interview mit Michael Csaszkóczy zur Kampagne „40 Jahre Radikalenerlass“
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eine Hauptstoßrichtung lag), sondern die 
gesamte Linke. Und es war auch nicht 
nur der akademische Bereich, in dem 
Berufsverbote verhängt wurden – auch 
BriefträgerInnen oder LokführerInnen wa-
ren betroffen.

Welches Spektrum der Linken war damals 
betroffen, und wie wirkte sich die Maßnah-
me in den einzelnen Fällen aus?

Bei der Auswahl derer, an denen ein 
Exempel statuiert werden sollte, war der 
Staat nicht zimperlich. Ich kenne viele 
Menschen, die sich selbst damals eher 
als Liberale verortet hätten und denen 
Berufsverbotsverfahren angehängt wur-
den, weil sie in einem Komitee gegen 
Berufsverbote aktiv waren oder sogar, 
weil sie ihre Hochzeitsanzeige in der fal-
schen Zeitung veröffentlicht hatten. Für 
die Betroffenen wurde nicht nur ihre be-
rufliche Existenz zerstört, sie wurden da-
rüber hinaus einer öffentlichen Hetzjagd 
ausgesetzt, an der viele psychisch zerbro-
chen sind. Nicht jede und jeder hatte die 
Kraft, sich in jahre- oder jahrzehntelange 
Auseinandersetzungen zu begeben, die 
nur eine zweifelhafte Aussicht auf Erfolg 
boten.

Hauptsächlich gemeint waren mit 
den Berufsverboten aber nicht die tat-
sächlich Betroffenen – die galten dem 
Staat meist sowieso als unverbesserliche 
Überzeugungstäter_innen. Das Ziel war, 
ein gesellschaftliches Klima der Ein-
schüchterung und des Duckmäusertums 
zu schaffen. Das ist dem Staat ganz gut 
gelungen. Selbst unter heutigen Lehr-
amtsstudent_innen trifft mensch häufig 
auf Äußerungen wie: „Ich will doch jetzt 
in den Schuldienst, da muss ich ab jetzt 
aufpassen, wo ich mich noch politisch 
engagiere.“

Welche Rolle spielte dabei der Verfas-
sungsschutz?

 
Der Inlandsgeheimdienst hatte das 

Material zu liefern, mit dem die Gesin-
nungsüberprüfungen stattfinden konnten. 
Die Regelanfrage – also die standardisier-
te Abfrage, ob beim Verfassungsschutz 
etwas über den Bewerber oder die 

Bewerberin vorlag – erforderte ja impli-
zit, dass der VS über jeden Bürger und 
jede Bürgerin Bescheid wissen muss-
te. Der Bespitzelungsapparat wurde in 
diesen Jahren enorm ausgebaut. In den 
Verfahren blieben die Spitzelberichte 
natürlich anonym, das heißt sie waren 
letztlich juristisch nicht überprüfbar. Zu-
gleich wurden dem Geheimdienst quasi 
exekutive Befugnisse übertragen. Seine 
Beurteilungen waren der unhinterfragte 
Maßstab, nach dem über die berufliche 
Existenz der Betroffenen entschieden 
wurde. Dass der Verfassungsschutz eine 
Behörde ist, für die der Feind grund-
sätzlich links steht, ist nicht erst seit 
der jüngst in die Schlagzeilen gerate-
nen Verquickung dieser Behörde mit der 
neonazistischen Szene bekannt – das 
letzte NPD-Verbotsverfahren scheiterte ja 
daran, dass die Richter_innen der NPD 
„mangelnde Staatsferne“ bescheinigten. 
Der Verfassungsschutz wurde aufgebaut 
unter maßgeblicher Beteiligung von Na-
zifunktionären, und er ist seiner antikom-
munistischen Tradition treu geblieben. 

Während die meisten Berufsverbote in den 
1970ern und 1980ern verhängt wurden, 
warst du selbst von einem Berufsverbot ab 
2003 betroffen. Wie kam das zustande?

 Tatsächlich war das letzte uns 
bekannte Berufsverbotsverfahren vor 
meinem 1986, lag also fast 20 Jahre 
zurück. Mir wurde anlässlich meiner 
bevorstehenden Einstellung als Lehrer 
mitgeteilt, dass Zweifel daran bestünden, 
ob ich „jederzeit Gewähr bieten würde, 
für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung einzutreten“. Unterfüttert 
wurde das Ganze mit einer Liste, 
die der Verfassungsschutz über 
mehr als fünfzehn Jahre über mich 
zusammengestellt hatte. Die früheste 
„Erkenntnis“ stammte aus meinem 
18. Lebensjahr. Ausschlaggebend war 
letztendlich die Frage, ob ich bereit 
sei, mich von der Antifaschistischen 
Initiative Heidelberg zu distanzieren. 
Nachdem ich das abgelehnt hatte, 
wurde mir mitgeteilt, dass ich damit die 
erforderlichen Voraussetzungen für den 
Lehrerberuf nicht erfüllen würde.

Gegen diese Maßnahme bist du gerichtlich 
vorgegangen.

Das folgende juristische Verfahren 
dauerte über vier Jahre. Nach zwei Jah-
ren schloss sich auch das Land Hessen, 
wo ich mich zwischenzeitlich ebenfalls 
beworben hatte, dem Berufsverbot an. 
Dort hatte ich bereits eine Stelle, und der 
Rektor wurde noch während der ersten 
Lehrer_innenkonferenz angewiesen, dafür 
zu sorgen, dass ich kein Klassenzimmer 
betrete. Dass ich letztlich in letzter In-
stanz vor dem Verwaltungsgerichtshof 
in Mannheim Erfolg hatte, war in erster 
Linie der Kampagne geschuldet, die von 
linken Organisationen, Gewerkschaften 
und Menschenrechtsgruppen gemein-
sam getragen wurde. Das Gericht stellte 
schließlich fest, dass es nicht nachvoll-
ziehbar sei, wie die Erkenntnisse des Ver-
fassungsschutzes, die Vorgänge auflis-
teten, die sämtlich vom Grundrecht der 
Meinungsfreiheit gedeckt seien, in einem 
demokratischen Rechtsstaat überhaupt 
gesammelt werden könnten. Nichtsdesto-
trotz weigert sich der Geheimdienst, die 
über mich gesammelten Daten lücken-
los offenzulegen oder gar zu löschen. 
Im Gegenteil: Er sammelt weiter „Er-
kenntnisse“, die sich vor allem damit 
beschäftigen, dass ich mich gegen das 
Berufsverbot gewehrt habe und weiter-
hin generell gegen Berufsverbote enga-
giere. Ich habe deshalb Anfang dieses 
Jahres Klage gegen den Bundesverfas-
sungsschutz und den Verfassungsschutz 
in Baden-Württemberg eingereicht.

Ende 2011 startete eine Kampagne zum 
40. Jahrestag des Radikalenerlasses, die 
von einem breiten Bündnis von Gewerk-
schaften und Betroffenen getragen wird. 
Welche Aktivitäten wurden in diesem Rah-
men entfaltet?

Zunächst war es nur eine Handvoll 
ehemals vom Berufsverbot Betroffener in 
Baden-Württemberg, die zum 40. Jahres-
tag des Radikalenerlasses aktiv geworden 
sind. Die Kontakte zu den anderen, die 
natürlich alllesamt einer anderen Ge-
neration angehören als ich, stammen 
noch aus der Zeit meines eigenen Be-
rufsverbotsverfahrens. Der Austausch 
mit Betroffenen aus den 1970er Jahren 
war in dieser schwierigen Zeit ungeheuer 
wichtig für mich. Wir haben zu Beginn 
dieses Jahres zu fünft eine Resolution 
verabschiedet, der sich mittlerweile mehr 
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als 230 Betroffene angeschlossen ha-
ben. Die Unterzeichner_innen stammen 
mittlerweile aus ganz unterschiedlichen 
politischen Fraktionen der Linken. So 
sind neben ehemaligen Mitgliedern der 
DKP zum Beispiel auch viele frühere An-
gehörige von so genannten K-Gruppen 
oder Menschen aus der Friedensbewe-
gung vertreten. Unsere Forderungen sind: 
Die Rehabilitierung und Entschädigung 
der Betroffenen, die Offenlegung und 
anschließende Vernichtung der Verfas-
sungsschutzakten und die Auflösung der 
Verfassungsschutzbehörden. Mittlerweile 
hat der Aufruf auch weit über unseren 
Kreis hinaus Folgen gehabt. So stellte 
die Linkspartei im Bundestag einen An-
trag, der sich weitestgehend an unseren 
Forderungen orientierte. Er wurde mit 
den Stimmen von CDU, FDP und SPD 
abgeschmettert. Die Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft (GEW) hat im 
März einen beachtenswerten Beschluss 
gefasst. Darin schließt sie sich nicht nur 
unseren Forderungen nach Akteneinsicht 
und Rehabilitierung an, sondern beschäf-
tigt sich auch mit der wenig ruhmreichen 
Rolle der Gewerkschaften in den 1970er 
Jahren. Wörtlich heißt es im Beschluss: 

„Die GEW bedauert die so genannten Un-
vereinbarkeitsbeschlüsse und bittet die 
davon Betroffenen um Entschuldigung.“ 
Das ist tatsächlich ein Meilenstein in der 
innergewerkschaftlichen Diskussion. Wir 
hoffen, eine ähnliche Debatte auch bei 
ver.di (Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft) anstoßen zu können.

 

Gerade für jüngere Aktivist_innen ist das 
Thema nicht so präsent wie für Menschen, 
die die Hochphase der Berufsverbote 
selbst miterlebt haben. Konnte durch die 
Kampagne auch die jüngere Polit-Genera-
tion angesprochen werden?

 
Da bleibt tatsächlich noch viel zu 

tun. Das Thema ist ja nicht nur wegen 
der geschichtlichen Aufarbeitung wichtig 
und damit den Betroffenen endlich ein 
Stück weit Genugtuung widerfährt. Die 
gesetzlichen Grundlagen des Radikalen-
erlasses bestehen ja fort. In Bayern müs-
sen Bewerber_innen für den Öffentlichen 
Dienst eine Erklärung unterzeichnen, mit 
der sie versichern, keiner Organisation 

anzugehören, die der Verfassungsschutz 
als politisch bedenklich aufgelistet hat. 
Und auch die so genannte Extremismus-
klausel der Regierung Merkel atmet den 
Geist des Radikalenerlasses. 

Wie bewertet ihr zum jetzigen Zeitpunkt 
den Erfolg der Kampagne, sowohl für die 
beteiligten Gruppen als auch in den Me-
dien?

Insgesamt hat die öffentliche Wir-
kung unserer kleinen Kampagne sehr viel 
weiter getragen, als wir das zu hoffen 
gewagt hatten. Auch die Einbeziehung 
der Gewerkschaften und des parlamenta-
rischen Spektrums ist durchaus ermuti-
gend – immerhin haben auch die Grünen 
im Bundestag für unsere Forderungen ge-
stimmt. Jetzt heißt es aber dranbleiben, 
damit die Kampagne auch ganz reale 
Früchte trägt.

Wie soll die Kampagne weitergehen? Wel-
che Aktivitäten plant ihr für die kommen-
den Monate?

Am 5. Mai wird es in Frankfurt eine 
zentrale bundesweite Veranstaltung zum 
Thema geben. Neben politischen Diskus-
sionen (unter anderem einem Gespräch 
mit verschiedenen Generationen von Be-
rufsverbotsbetroffenen) soll dort auch 
eine widerständige und aufmüpfige Kul-
tur nicht zu kurz kommen. Esther Beja-
rano und Microphone Mafia haben schon 
ihr Kommen zugesagt.

Und im Juni wollen wir der Minis-
terpräsident_innenkonferenz, die ja vor 
vierzig Jahren die verhängnisvollen Be-
schlüsse gefällt hat, unsere Resolution 
mit den Unterschriften übergeben. Mit 
Winfried Kretschmann (Bündnis90/Die 
Grünen) sitzt übrigens ein ehemals Be-
troffener mit am Tisch. Er konnte nach 
der Einleitung eines Berufsverbotsver-
fahrens gegen ihn nur nach massiven 
Protesten seiner Kommiliton_innen das 
Referendariat antreten. Daran wird er 
heute allerdings nicht mehr allzu gern 
erinnert ...

•	 www.berufsverbote.de                   ❖

Demonstration gegen Berufsverbote am 27. Januar 2007 in Mannheim

Foto: Thomas Trueten / Umbruch Bildarchiv Berlin
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S
eit vielen Jahren 
nutzt der Staat 
den Entzug der 
Gemeinnützigkeit, 
um linken Projek-
ten und Gruppen 
die finanzielle Ba-
sis zu entziehen 
und so ihre Arbeit 

unmöglich zu machen. Diese Maßnahme 
bedeutet zunächst das Ende der steuer-
lichen Absetzbarkeit von Spenden, was 
für viele davon abhängige Projekte ei-
nen deutlichen Rückgang der Einnahmen 
bringt und ihren Fortbestand gefährdet. 
Bisweilen kommt eine weitere finanzielle 
Belastung der Organisation hinzu, wenn 

Finanzamt und Verfassungsschutz  
Hand in Hand
Der Entzug der Gemeinnützigkeit als Mittel  

staatlicher Repression gegen linke Vereine

Maja, Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bei seinem repressiven Vorgehen gegen 

unbequeme linke Opposition setzt der Staat 

nicht nur die klassischen Repressionsorgane 

wie Polizei und Justiz ein. Zusätzlich treten 

Behörden in Erscheinung, die auf den ersten Blick 

in dieser Hinsicht irrelevant wirken, so zum Beispiel 

bei Berufsverboten gegen linke AktivistInnen die 

Kultusministerien und andere Verwaltungsbehörden. Ein 

weniger bekanntes Beispiel stellen die örtlichen Finanzämter 

dar, die missliebigen linken Vereinen die Gemeinnützigkeit 

aberkennen und ihre Finanzierung gefährden. In vielen Fällen 

geschieht dies auf Betreiben des Verfassungsschutzes (VS), der 

anhand seiner “Erkenntnisse“ die Arbeit der linken Gruppen in 

Misskredit bringt und sich direkt an die Finanzämter wendet. Dass 

diese Maßnahme in den letzten Jahren zugenommen hat, geht auf die 

„Extremismus“-Klausel in der Abgabenordnung zurück, die im Jahr 2009 

eingeführt wurde.
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der Status rückwirkend für mehrere Jahre 
aberkannt wird und hohe Nachzahlungen 
an das Finanzamt fällig werden.

Zudem kündigen andere Gruppen und 
Institutionen in solchen Fällen häufig die 
weitere Zusammenarbeit mit den betrof-
fenen Vereinen auf, um nicht selbst ins 
Visier der Repressionsorgane zu gera-
ten. Denn gerade in der Logik des Verfas-
sungsschutzes reicht schon die Zusam-
menarbeit mit beobachteten Gruppen, 
um selbst als staatsfeindlich abgestem-
pelt zu werden, und diese politische Kon-
taktschuld kann wiederum den Verlust 
der eigenen staatlichen Förderung oder 
Steuerbegünstigung bedeuten.

Aktuelle Grundlage der finanziellen 
Repression mit Unterstützung des In-
landsgeheimdienstes ist ein seit Januar 
2009 gültiger Absatz in der Abgaben-
ordnung. Mit dieser Regelung wurde das 
Vorgehen gegen linke Vereine mithilfe 
der Finanzämter erleichtert, auch wenn 
bei der vorangehenden Diskussion um 
die Neuerung auf Bundesebene stets der 
staatliche Kampf gegen rechte Gruppen 
als Legitimation vorgeschoben wurde.

Steuerbehörden sind zur 
Denunziation verpflichtet

In der Abgabenordnung heißt es seit-
her in §51 Absatz 3: „Eine Steuerver-
günstigung setzt zudem voraus, dass die 
Körperschaft nach ihrer Satzung und bei 
ihrer tatsächlichen Geschäftsführung kei-
ne Bestrebungen im Sinne des §4 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes fördert 
und dem Gedanken der Völkerverständi-
gung nicht zuwiderhandelt. Bei Körper-
schaften, die im Verfassungsschutzbe-
richt des Bundes oder eines Landes als 
extremistische Organisation aufgeführt 
sind, ist widerlegbar davon auszugehen, 
dass die Voraussetzungen des Satzes 1 
nicht erfüllt sind. Die Finanzbehörde 
teilt Tatsachen, die den Verdacht von 
Bestrebungen im Sinne des §4 des Bun-
desverfassungsschutzgesetzes oder des 
Zuwiderhandelns gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung begründen, der 
Verfassungsschutzbehörde mit.“

Damit ist eine enge Kooperation von 
Finanzämtern und VS gesetzlich vorge-
geben, wobei nach dieser Regelung bei-
de Seiten aktiv werden sollen und die 
Steuerbehörden zur Denunziation her-
angezogen werden. Der frühere Schutz 
des Steuergeheimnisses, das auch die 
Gemeinnützigkeit umfasste, ist dabei 

durchlässig geworden, so dass die po-
litische Einmischung in die Frage der 
Steuerbegünstigung durch andere Be-
hörden zur Normalität wird. Irrelevant ist 
dabei, ob der betroffene Verein im örtli-
chen VS-Bericht erwähnt wird oder nur 
in einem anderen Bundesland. Nachdem 
seit dieser Neuregelung der (versuchte) 
Entzug der Gemeinnützigkeit von linken 
Projekten stark zugenommen hat, ist für 
die nächsten Jahre mit vielen weiteren 
Fällen zu rechnen.

Welche Gruppen ins „Extremismus“-
Raster geraten und damit in ihrer Fi-
nanzierung bedroht werden, bleibt der 
bekanntlich recht willkürlichen und un-
durchsichtigen Einschätzung der zahlrei-
chen VS-Behörden überlassen.

Vor dem Hintergrund dieser Unbere-
chenbarkeit staatlicher Beobachtung und 
der massiven Folgen für die betroffenen 
Organisationen reicht oftmals schon die 
angedeutete Drohung mit der Aberken-
nung der Gemeinnützigkeit, um linke 
Vereine ans staatliche Gängelband zu 
nehmen.

Die Finanzierung durch steuerlich ab-
setzbare Spenden und Mitgliedsbeiträge 
stellt für linke Gruppen die Alternative zu 
staatlichen Fördergeldern dar, bei denen 
die Abhängigkeit vom Wohlwollen der 
entsprechenden Ministerien weit größer 
ist. Der steuerbegünstigte Status ist für 
viele Projekte, die sich auf diese Wei-
se eine relative Unabhängigkeit sichern 
können, die finanzielle Grundvorausset-
zung ihrer Aktivitäten; die Möglichkeit 
einer politisch begründeten Streichung 
ist zugleich aber auch eine ständige Be-
drohung. Die Erwähnung einer Kampa-
gne oder Einzelaktivität der Gruppe in 
einem Verfassungsschutzbericht reicht 
bereits aus, um die Gemeinnützigkeit zu 
gefährden.

Ein anderer Fall des politisch 
motivierten Vorgehens durch die 
Finanzbehörden ist die Verbindung 
der Vereine mit kriminalisierbaren 
Handlungen. So hat beispielsweise die 
BI Lüchow-Dannenberg seit Jahrzehnten 
regelmäßig Probleme mit dem 
zuständigen Finanzamt: Im Januar 1998 
endete die erste Auseinandersetzung 
mit der Wiederanerkennung der 
Gemeinnützigkeit, nachdem der Anti-
AKW-Initiative Aufrufe zu Straftaten 
vorgeworfen worden waren. 2009 
und 2011 wiederholte sich der 
Vorgang – konkret ging es diesmal 
um die zweistündige Besetzung des 

„Schwarzbaus“ in Gorleben und im 
vergangenen Jahr um die Beteiligung an 
der Kampagne „Castor schottern“.

Die Verfassungsfeinde von 
Greenpeace und Robin Wood

Selbst Organisationen, die systeman-
tagonistischer Umtriebe wahrlich unver-
dächtig sind, sollen auf diese Art einge-
schüchtert werden, wenn sie die ihnen 
staatlicherseits zugestandene Spielwiese 
genehmigter Kritik verlassen könnten. 
So überprüfte das Hamburger Finanzamt 
im Dezember 2004 die Gemeinnützigkeit 
von Greenpeace, weil auf der Homepage 
über möglicherweise strafbare Aktionen 
positiv berichtet wurde, und auch bei Ro-
bin Wood forderten verschiedene Innen-
ministerien mehrfach die Aberkennung 
nach gelungenen Castor-Blockaden. Spä-
testens hier zeigt sich der ausschließlich 
politische Hintergrund derartiger Ma-
növer gegen Umweltorganisationen, die 
punktuell den Kontakt zu linken Bewe-
gungen pflegen. Sogar beim BUND und 
beim Verkehrsclub Deutschland stand im 
Sommer 2011 die Steuerbegünstigung 
auf dem Prüfstand – wegen ihrer Beteili-
gung an den Protesten gegen S21.

Doch in allererster Linie trifft die fi-
nanzielle Repression missliebige linke 
Vereine aus allen Spektren und Bewe-
gungen, die in der Regel mithilfe der 
dubiosen „Erkenntnisse“ des Inlandsge-
heimdienstes mundtot gemacht werden 
sollen. In den Briefen der Finanzämter 
erfolgt fast immer der Verweis auf die 
VS-Berichte der vergangenen Jahre. Da-
bei ist klar, dass die Initiative zu dieser 
Maßnahme wohl nur selten von übereif-
rigen SachbearbeiterInnen in der Steu-
erbehörde ausgeht, die in ihrer Freizeit 
in den Veröffentlichungen des Verfas-
sungsschutzes schmökern; in vielen Fäl-
len haben die Ämter sogar die direkte 
Intervention durch den Geheimdienst 
offen eingeräumt.

Die betroffenen Vereine reagieren 
sehr unterschiedlich auf den Verlust 
der Gemeinnützigkeit. Während man-
che versuchen, sich in Briefwechseln 
und persönlichen Gesprächen mit dem 
Finanzamt zu einigen und im Notfall 
ihre finanzielle Grundlage neu struk-
turieren, gehen andere Gruppen in die 
Offensive. Sei es auf juristischem Weg 
oder durch massive Öffentlichkeitsarbeit 
und breite Proteste. Immer wieder ge-
lang es linken Projekten, sich erfolgreich 
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zur Wehr zu setzen und ihren Status 
zurückzuerlangen.

Um die Bandbreite sowohl des staat-
lichen Vorgehens als auch der betroffe-
nen Organisationen aufzuzeigen, werden 
im Folgenden einige Fälle der letzten 
Jahre geschildert, in denen der Verfas-
sungsschutz eine zentrale Rolle spielte.

VVN-BdA – erwähnt „in einigen 
Verfassungsschutzberichten 
der Länder“

Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes/Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten ist seit ihrer 
Gründung 1947 im Visier der staatlichen 
Repressionsbehörden. Nach der 
neuen „Extremismus“-Bestimmung 
in der Abgabenordnung wurden zwei 
Landesverbände mit dem Entzug der 
Gemeinnützigkeit unter Druck gesetzt, 
da in Baden-Württemberg und Bayern 
die VVN-BdA vom Verfassungsschutz 
beobachtet wird. Wieder einmal nahm 
Bayern die Vorreiterrolle ein, als die 
zuständige Finanzbehörde sich auf 
die VS-Berichte der Jahre 2006 bis 
2009 berief und im Juni 2011 dem 
bayerischen VVN-BdA-Verband die 
Steuerbegünstigung entzog. Die einzige 
Begründung war dabei der Verweis 
auf den neuen Abschnitt in §51 der 
Abgabenordnung.

Anfang September 2011 zog das 
Finanzamt Mainz im Bundesland 
Rheinland-Pfalz nach und verwies auf 
die Erwähnung der „VVN/BdA in einigen 
Verfassungsschutzberichten der Länder“, 
weshalb davon auszugehen sei, dass 
dem in § 51 genannten Gedanken der 
Völkerverständigung zuwidergehandelt 
werde. Die Folgen auch für die praktische 
Alltagsarbeit ließen nicht lange auf 
sich warten. So verweigerte die Stadt 
Neustadt/Weinstraße im Dezember 
2011 dem örtlichen „Bündnis gegen 
Rechts“ städtische Räume, in denen 
die VVN-Ausstellung „Neofaschismus 
in Deutschland“ gezeigt werden sollte. 
In seiner Begründung verwies der 
Oberbürgermeister auf die VS-Berichte 
sowie den Entzug der Gemeinnützigkeit 
des Landesverbandes. Doch die 
Öffentlichkeitsarbeit der rheinland-
pfälzischen VVN-BdA rief massive 
Proteste gegen die Repressionsmaßnahme 
der Steuerbehörde hervor; parallel 
dazu wurde ein Anwalt eingeschaltet. 
Nach wenigen Monaten musste das 

Finanzamt zurückrudern, so dass der 
Landesverband seit Februar 2012 wieder 
als gemeinnützig anerkannt ist.

IMI – gemein aber nützlich

Die Tübinger Informationsstelle Mili-
tarisierung (IMI) erhielt bereits im Feb-
ruar 2006 vom Finanzamt die Nachricht, 
dass die Gemeinnützigkeit nicht verlän-
gert wurde, da eine nicht näher genannte 
Behörde ihre Verfassungstreue anzweifle 
– obwohl der antimilitaristische Verein 
in den VS-Berichten nicht auftauchte. Im 
Mai 2007 tischte die Steuerbehörde eine 
neue Erklärung auf und behauptete, bei 
eigenen Recherchen auf der IMI-Home-
page festgestellt zu haben, dass sich die 
Organisation tagespolitisch äußere, was 
nicht mit der Gemeinnützigkeit verein-
bar sei. Rückwirkend ab dem Jahr 2001 
sollten sie alle Spenden mit 40 Prozent 
versteuern, was das Aus bedeutet hätte.

Unter dem Motto „IMI – gemein 
aber nützlich“ starteten die Tübinger 
AntimilitaristInnen eine breit angelegte 
Protestkampagne, die die Behörde im 
August 2007 schließlich zum Einlenken 
zwang. In einem Gespräch mit dem 
Leiter des Finanzamts räumte dieser 
ein, dass der baden-württembergische 
Verfassungsschutz die Maßnahme 
veranlasst hatte, ohne dass sich 
aber bei der Überprüfung durch die 
SachbearbeiterInnen eine Grundlage für 
die Aberkennung der Gemeinnützigkeit 
ergeben hätte.

Initiativ e.V. – nur ein 
Teilerfolg vor Gericht

2006 wurde dem Duisburger Verein 
Initiativ e.V. die Gemeinnützigkeit ab-
erkannt unter Verweis auf VS-Veröffent-
lichungen, laut denen die internationa-
listische Gruppe „(auch) terroristische 
Widerstandsgruppen“ in verschiedenen 
Ländern unterstütze. Die von Initiativ 
e.V. eingereichte Klage führte allerdings 
nur zu einem Teilerfolg. So stellte im 
Februar 2010 das Gericht fest, dass sich 
zwar die „Ausführungen in den Verfas-
sungsschutzberichten (...) in bloßen Mut-
maßungen“ erschöpften. Dennoch sei 
die allgemeinpolitische Arbeit kein in 
der Satzung genannter Vereinszweck und 
ohnehin nur in sehr begrenztem Maße 
steuerlich begünstigt, weshalb die Ge-
meinnützigkeit nicht wieder anerkannt 
wurde.

Dritte-Welt-Haus Frankfurt – 
Finanzamt spitzelt für den VS

Im Februar 2008 erhielt das Frankfur-
ter Dritte-Welt-Haus (DWH) einen länge-
ren Brief, dass ihm die Gemeinnützigkeit 
rückwirkend ab 2003 abgesprochen wer-
de. Begründet wurde dieser Entschluss 
damit, dass sich im DWH neben vielen 
anderen Gruppen auch die vom „Verfas-
sungsschutz als autonom und anarchis-
tisch eingestufte Organisation“ Libertad 
organisiere, die zudem wegen ihrer Dis-
kussionsbeiträge zum Thema RAF im VS-
Bericht erwähnt wurde.

Zur Erläuterung der Vorwürfe wurden 
lange Passagen aus den Veröffentlichun-
gen des Geheimdienstes übernommen, 
die ebenso platt wie allgemein gehalten 
sind – wenn auch durchaus erheiternd. 
So erklärte das Finanzamt dem Dritte-
Welt-Haus: „Autonome verstehen sich 
als eine Basisbewegung. Sie wollen, dass 
ihre Anhänger die ‚direkte Demokratie‘ 
praktizieren, das heißt dass der Einzelne 
zwar in allen Fragen des Alltagshandelns 
und des politischen Handelns direkt mit-
sprechen soll, aber die Interessen der 
Gruppe immer über denen des Einzelnen 
stehen. Meist schließen sie sich in lo-
ckeren – oft wechselnden – Kleingruppen 
zusammen. Ihre Aktivitäten umfassen die 
Beteiligung an Demonstrationen, Farb-
schmierereien, von Steinwürfen bis hin 
zu Brand- und Sprengstoffanschlägen.“

Doch das Finanzamt beschränkte sich 
nicht auf die politische Belehrung, son-
dern forderte eine vollständige Mitglie-
derliste sowie in einem Katalog mit 14 
Haupt- und weiteren Unterfragen um-
fassende Auskünfte zu verschiedenen 
Gruppen, vor allem zu Libertad. Damit 
machte sich die Steuerbehörde zum ver-
längerten Arm des Geheimdienstes, der 
sich offenbar nicht imstande sah, auf 
anderem Wege an diese Informationen 
zu kommen. Diesem absurden Denunzia-
tions- und Spaltungsaufruf kam das DWH 
selbstverständlich nicht nach, sondern 
reagierte mit massiver Pressearbeit und 
der Veröffentlichung dieser Schreiben.

a.i.d.a. – eine VS-Kampagne

Im Fall des Münchner Antifa-Archivs 
a.i.d.a. war die Aberkennung der Gemein-
nützigkeit Anfang 2010 nur ein weiterer 
Höhepunkt der Verleumdungskampagne 
des bayerischen Verfassungsschutzes. 
Bereits im Februar 2009 forderte das 
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Landesamt verschiedene Organisationen 
wie den Bayerischen Jugendring auf, die 
Zusammenarbeit mit der Antifaschisti-
schen Informations-, Dokumentations- 
und Archivsstelle (a.i.d.a.) zu beenden. 
Begründet wurde dieser Vorstoß des Ge-
heimdienstes mit einzelnen verstümmel-
ten Zitaten aus Veröffentlichungen des 
Archivs selbst, vor allem aber mit Zitaten 
anderer Gruppen, die teils mit der Home-
page verlinkt, teils aber auch nur über 
Mehrfachklicks erreichbar waren.

Kurz darauf erschien der VS-Be-
richt 2008, in dem a.i.d.a. als „links-
extremistisch“ bezeichnet wurde, was 
sofort Konsequenzen für die Arbeit der 
AntifaschistInnen hatte: direkt danach 
musste a.i.d.a. das Beratungsnetzwerk 
der Landeskoordinierungsstelle gegen 
Rechtsextremismus verlassen. Gegen die 
geheimdienstliche Verleumdung ging 
der Verein juristisch vor und hatte im 
September 2010 schließlich Erfolg: Der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof ver-
fügte die vollständige Schwärzung der 
Passage. Doch der VS hatte bereits nach-
gelegt und im Bericht des Folgejahrs die 
antifaschistische Einrichtung als „maß-
geblich“ von „Linksextremisten“ geprägt 
bezeichnet. In einem neuen Verfahren 
erreichte a.i.d.a. im Mai 2011 die Strei-
chung dieses Begriffs, doch erklärte das 
Gericht, dass die Erwähnung grundsätz-
lich gerechtfertigt sei, da sich unter den 
über 100 Links auf der Homepage auch 
drei zu Gruppen finden, die ebenfalls im 
VS-Bericht erwähnt werden – ein klarer 
Fall von Kontaktschuld.

Noch während diese Verfahren liefen, 
rächte sich der Geheimdienst auf ande-
re Weise für die juristische Schlappe, 
indem er Anfang 2010 den Entzug der 
Gemeinnützigkeit veranlasste – schließ-
lich reicht dafür ja bereits die bloße 
Erwähnung aus. Trotz breiter Proteste 
und zahlreicher Solidaritätserklärungen 
durch andere Organisationen hat das Ar-
chiv die Gemeinnützigkeit bisher nicht 
wiedererlangt.

Kurdische Vereine

Schon seit vielen Jahren sehen sich 
linke migrantische Vereine mit Repressa-
lien durch die Finanzämter konfrontiert. 
Insbesondere kurdischen Organisationen, 
die ohnehin vielfältigen Formen von Re-
pression ausgesetzt sind, wird die Ge-
meinnützigkeit mit oftmals haarsträuben-
den Begründungen aberkannt.

Beispielsweise wurde 2011 dem lin-
ken Solidaritätsverein Azadî kurzzeitig 
die Gemeinnützigkeit entzogen, jedoch 
nach einigen Monaten wieder zuerkannt. 
Dem vorausgegangen war eine umfas-
sende Repressionsmaßnahme des Ver-
fassungsschutzes: Erst im Juli 2009 war 
Azadî vom VS darüber informiert wor-
den, dass in den Jahren 1998 bis 2000 
die Post- und Telekommunikation der 
Rechtshilfeorganisation geheimdienstli-
cher Überwachung ausgesetzt war – was 
am 22. März 2012 vom Berliner Verwal-
tungsgericht als rechtswidrig eingestuft 
wurde.  

Auf die Mitgliedschaft vieler Kul-
turvereine im kurdischen Dachverband 
YEK-KOM reagieren Verfassungsschutz 
und Finanzämter besonders gereizt. So 
wurde einer Frankfurter Gruppe 2010 
die Gemeinnützigkeit entzogen, woge-
gen sie erfolglos klagte. Das Gericht er-
klärte seine Entscheidung damit, dass 
im Vereinsheim sieben Jahre zuvor ein 
Exilschriftsteller aufgetreten sei, den die 
Repressionsbehörden als „Exekutivrats-
mitglied“ von KONGRA-GEL bezeichne-
ten. Weitere inkriminierte Veranstaltun-
gen waren eine Gedenkfeier für getötete 
GuerillakämpferInnen sowie eine „Ge-
denkminute für die Märtyrer des kurdi-
schen Freiheitskampfes“ während eines 
YEK-KOM-Treffens.

Dem Mesopotamischen Anadolu Kul-
turverein Lahr wurde 2004 die Gemein-
nützigkeit zunächst aberkannt mit der 
Begründung, er habe seine Räume für 
eine „Führungsveranstaltung des KA-
DEK“, der als „verfassungsfeindlich“ ein-
gestuft werde, zur Verfügung gestellt. Vor 
kurzem erklärte das Finanzamt, Anadolu 
verstoße wegen seiner Mitgliedsbeiträge 
an YEK-KOM gegen die Bedingungen der 
Gemeinnützigkeit – ein Vorwurf, der auch 
schon gegen andere kurdische Vereine 
zum Einsatz kam.

Diese Fälle stehen nur beispielhaft 
für eine Vielzahl von ähnlichen 
Auseinandersetzungen, die in den 
letzten Jahren zugenommen haben. Fest 
steht, dass mit den Finanzämtern nun 
eine Vielzahl örtlicher Behörden von 
den Repressionsorganen, insbesondere 
vom Verfassungsschutz, in die Pflicht 
genommen wird, um politisch 
missliebige linke Gruppen in ihrer 
Arbeit zu behindern. Dieser Entwicklung 
muss gemeinsam und durch massive 
Öffentlichkeitarbeit entgegengetreten 
werden.                                            ❖
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Kirsten Huckenbeck: »Kriminelle 
Geschäfte« ... und was aus ihnen zu 
lernen ist – der erste »Fall« von 
MigrAr Frankfurt 
»Schlecker: Eine politische Lösung? 
– In der Tat!«, Gespräch mit Anton 
Kobel
»Goldgräbermanieren bei Mare-
do«, Interview mit Betriebsrat 
Michael Weißenfeldt
»11000 politisch motivierte Verhaf-
tungen«, Initiative »Demokratie 
hinter Gittern« in der Türkei 
Mischa Gaus: »Organisiertes Ver-
brechen?«, SEIU beendet Organi-
zing bei Sodexo in den USA
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„Dilettantisch und tendenziös“ 
Wie Verfassungsschutz und Finanzamt ein Hausprojekt plattmachen wollten

Ortsgruppe Neuruppin

I
m April 2011 wurde 

das linksalternative 

JugendWohnProjekt 

„MittenDrin“ in 

Neuruppin Ziel eines 

Angriffs durch den 

Brandenburger Ver-

fassungsschutz. Ein 

Jahr nach dem Vor-

fall führte die Ortsgruppe Neuruppin 

der Roten Hilfe e.V. ein Interview 

mit einer Vertreterin des Projekts.
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OG Neutruppin: Hallo Ina, sag 
doch bitte kurz etwas zu eurer 
Arbeit und der Vorgeschichte des 
Vorfalls.

Ina: Als Projekt gibt es uns seit knapp 
19 Jahren. Wir machen all das, was man 
von einem linken Jugendprojekt in ei-
ner beschaulichen, brandenburgischen 
Kleinstadtidylle erwartet: Hauptsächlich 
Antifa-Arbeit gegen bestehende Nazi-
strukturen, Unterstützung der Migrant_
Innen, Bildungsarbeit, Workcamps und 
Workshops, krachige Konzerte, Filma-
bende und Straßenfeste. Daneben haben 
wir in unserem Projekt eine WG, Band-
proberäume, Volxküchen, Billard, Kicker, 
Bibliothek, eine Fahrrad- und Holzwerk-
statt, bald ein Tonstudio und viel Platz, 
um sich auszuprobieren.

Klingt doch ganz nett. Aber wie 
schafft man es damit in den Jah-
resbericht des Verfassungs-
schutzes?

Fragen wir uns auch! Natürlich gibt es 
eine Vorgeschichte und die geht so: Ende 
2009 wurde ein befreundetes Hauspro-
jekt aus Potsdam (das InWoLe, vergleiche 
auch RHZ 1/2010) Ziel eines Angriffes 
durch den Verfassungsschutz. Innerhalb 
kürzester Zeit sprang die lokale CDU auf 
den Zug auf und hetzte gegen das Pro-
jekt. Die Folge war, dass eine Auszahlung 
von etwa 40.000 Euro vom Bundesfamili-
enministerium an den Verein ausgesetzt 
wurde. Es dauerte Monate, bis sich die 
Wogen glätteten und das InWoLe mit viel 
Zeit, Geld, Arbeitseinsatz und Öffent-
lichkeitsarbeit die Vorwürfe entkräften 
konnte.

Was waren das für Vorwürfe?

Sie sollen auf ihrer Homepage ein Flug-
blatt zum Klimagipfel in Kopenhagen 
verlinkt haben. Das Motiv war dem VS zu 
militant und wurde daher in einer Pres-
semitteilung von eben jenem als „krie-
gerischer Aufruf“ gewertet. Im Grunde 
waren nur eine Handvoll vermummte Per-
sonen zu sehen. Damit war uns klar, dass 
die Schlapphüte in Brandenburg jede 
Kleinigkeit nutzen würden, um unsere 
Projekte öffentlich zu diskreditieren und 
sich für die Streichung öffentlicher För-
derungen einzusetzen.

Und so kam es dann ja auch ... 2010 
war die Generallinie des Bran-
denburger Verfassungsschutzes 
die Neuentdeckung sogenannter 
„linksextremistischer Hassmu-
sik“. Das Jahr verging mit vielen 
Veröffentlichungen zu dem The-
ma, dass eine „Kultur des Hasses 
von links und rechts“ existiere. 
Und dann kam der April 2011 ...

Richtig! Im VS-Bericht 2011 tauchen 
wir als Beispiel für „linksextremistische 
Bestrebungen in Jugendtreffs“ auf. In der 
Passage werden vier Vorwürfe gebracht, 
die sich an Lächerlichkeit gegenseitig 
den Rang ablaufen. Im Einzelnen:
1.	Aus einer Infoveranstaltung mit der 

Roten Hilfe Greifswald e.V. zur Ge-
schichte des §129 wird die Behaup-
tung, der Verein „mobilisiere mit sei-
nem Veranstaltungsprogramm für die 
Gründung krimineller Vereinigungen“.

2.	„Unter dem User-Namen ‚SkaVampir‘ 
wurde auf der Homepage des JWP das 
Buch der Terroristin Inge Viett im Ap-
ril 2010 als ‚Hammer‘ angepriesen. Es 
‚regt auch sehr zum Weiterdenken an, 
vor allem im Bereich der eigenen poli-
tischen Vorstellungen‘.“ – Weiter wird 
dazu nichts geschrieben.

3.	Ein weiterer Link führte angeblich auf 
eine Homepage gegen den Nato-Gip-
fel, auf der die/der Betrachter_In „mit 
Organisationshinweisen und Mobilisie-
rungsaufrufen auch militanter NATO-
Gegner konfrontiert wurde“.

4.	Als Letztes wird der Auftritt einer 
Schülerpunkband aufgeführt, in deren 
Texten der VS „Gewaltverherrlichung“ 
gegen Polizist_Innen erkennen will. 
Besagter Song heißt „Schieß doch 
Bulle!“ und setzt sich kritisch mit 
Polizeigewalt auseinander. Das ange-
strengte Verfahren gegen die Band ist 
auf Kosten der Staatskasse eingestellt 
worden.

Dem Ganzen scheint ein wenig die 
Substanz zu fehlen.

Und das ist noch milde ausgedrückt! Zu-
erst hielten wir das für Satire, aber das  
Lachen verging uns schnell. Die mein-
ten das wirklich ernst! Innerhalb weni-
ger Tage wurde unsere Gemeinnützigkeit 
durch das Finanzamt auf der Grundla-
ge des Berichtes in Frage gestellt – und 
das geht für einen Verein wirklich ans 

Eingemachte. Dabei wurde erst wenige 
Wochen zuvor die Gemeinnützigkeit über-
prüft und bestätigt. Die folgende Kom-
munikation mit dem Finanzamt gipfelte 
darin, dass die Sachbearbeiterin eine 
Auflistung der Bücher forderte, die wir 
in unserem „marxistischen Lesekreis“ 
behandelt hatten. Was soll man da noch 
sagen? Das Finanzamt als Repressions-
organ und Zensurbehörde! Zusätzlich 
schaffte es die Chefin des VS auch noch, 
sich von der Stadt und dem Jugendhil-
feausschuss einladen zu lassen, um den 
Bericht persönlich vorzustellen.

Das klingt ein bisschen nach  
„Feuer aus allen Rohren“. Wie 
seid ihr damit umgegangen?

Wir sind selbst in die Offensive gegangen! 
Wir haben den Verfassungsschutz und 
das Innenministerium angeschrieben 
und um Richtigstellung gebeten, später 
mit einer Unterlassungsklage gedroht, 
die wir dann auch durchgezogen haben. 
Nebenbei machten wir „Tage der offenen 
Tür“, zu denen unter anderem der 
Bürgermeister und andere Lokalpolitiker_
Innen kamen. Wir standen in der Stadt 
zu diesem Zeitpunkt nicht besonders 
gut da, aber niemand traute sich, uns  
öffentlich anzugreifen. Der Bürgermeister 
meinte sinngemäß, dass man nichts 
überstürzen solle und erstmal 
abwarten müsse. Wir gaben Interviews 
in der Lokalzeitung, sammelten 
Unterstützer_Innen-Schreiben, machten 
Radiointerviews und waren da, als 
Winfriede Schreiber, die Chefin des 
brandenburgischen Verfassungsschutzes, 
in den Gremien auftauchte. Dort 
bekam sie ordentlich Feuer, aus allen 
Richtungen. Wir hatten wohl Glück, 
dass die Anschuldigungen einfach zu 
grotesk waren oder wie ein Mitglied des 
Jugendhilfeausschusses es formulierte: 
„dilettantisch und tendenziös“.

Aber das allein löst ja noch nicht 
das Problem. Die Erwähnung 
steht, der Bericht ist gedruckt, 
die Presse berichtet und bei den 
Leuten bleibt hängen, dass die-
ser komische MittenDrin-Verein 
irgendetwas mit Extremismus zu 
tun hat – man hat‘s ja schon im-
mer gewusst. Irgendwas muss da 
ja dran sein, nicht wahr?
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Das ist richtig, der Dreck bleibt haften. 
Aber zwischenzeitlich hatten wir wirklich 
eine Unterlassungsklage eingereicht, die 
dann Ende Juli verhandelt wurde. Bis 
dahin hatten wir rund um die Uhr mit 
der Scheiße zu tun und unsere Projek-
tarbeit musste quasi nebenbei laufen. 
Vor Gericht lief es dann auf einen soge-
nannten Vergleich hinaus, also ein Vor-
verfahren mit dem Ziel, sich irgendwie zu 
einigen. Die anwesenden Richter_Innen 
waren anfangs spürbar bemüht, den VS-
Beamt_Innen entgegenzukommen. Aber 
durch deren sture Haltung und die offen-
sichtliche Substanzlosigkeit der Vorwürfe 
kippte irgendwann die Stimmung zu un-
seren Gunsten. Es fielen kernige Sprüche 
gegen die Arbeit des VS und Stück für 
Stück relativierten die VS-Beamt_Innen 
ihren eigenen Bericht. Der sei ja „im 
Grunde gar nicht so wichtig und nur ein 
Leitfaden“, außerdem „schätze man den 
Verein und seine Arbeit sehr“. Von den 
Vorwürfen gegen uns blieb am Ende nur 
die Behauptung, „dass das ja auch alles 
nicht so schlimm sei, aber die Rote Hil-
fe, das ist nun wirklich eine gefährliche, 
linksextremistische Organisation, mit der 
dürfe man nicht zusammenarbeiten, da-
für steht der Verfassungsschutz“.

Am Ende musste der 
Verfassungsschutz die Erwähnung 
unseres Vereins aus dem gesamten 
Bericht streichen, in der Onlineversion 
ebenso wie in der Printversion. Dort 
wurde kurzerhand einfach die Seite 
herausgerissen. Auf der Rückseite hatten 
sie ähnlichen Mist über unsere Genoss_
Innen aus Strausberg geschrieben und 
wohl geahnt, dass auch hier eine Klage 
erfolgen würde. Der Preis für uns war 
eine Erklärung, dass wir in Zukunft 
unsere Referent_Innen genauer „prüfen“. 
Wir hätten das nicht annehmen müssen, 
aber dann wäre es zu einem Verfahren 
gekommen und dafür fehlten uns zu 
diesem Zeitpunkt die Kraft und das Geld. 
Rückblickend wäre es aber genau das 
Richtige gewesen. Trotzdem: Der geistige 
Müll des Verfassungsschutzes wurde als 
eben solcher identifiziert!

Das klingt nach einem riesigen 
Erfolg!

Das war es auch! Es hat zwar ewig viel 
Kraft und Zeit gefressen, aber die Ein-
deutigkeit dieser Entscheidung hat das 
alles wieder wettgemacht. Im Ergebnis 

war unsere Position auf lokaler Ebene 
sogar gestärkt – wir konnten die Isolation 
der letzten Jahre überwinden und haben 
seitdem ein spürbar besseres Standing 
in der Stadt. Unser Projekt wurde sogar 
mit dem Julius-Rumpf-Preis gewürdigt 
– und der ist mit 10.000 Euro dotiert. 
Wahrscheinlich hätten wir ihn nicht be-
kommen, wenn die Schlapphüte nicht 
solchen Mist verzapft hätten (lacht).

Aber das war ja noch nicht das 
Ende vom Lied, oder?

Nein, tatsächlich nicht. Im Oktober 2011 
wurde eine Person aus unserem Umfeld 
vom VS angequatscht. Allerdings blieb 
dieser Versuch erfolglos und wurde durch 
uns öffentlich gemacht. Scheinbar ist 
der VS ein schlechter Verlierer. Die er-
wartete öffentliche Empörung blieb aber 
aus, obwohl zeitgleich die Verwicklung 
des Verfassungsschutzes in den „NSU-
Skandal“ deutlich wurde – also auch wie 
dieser Geheimdienst arbeitet und wessen 
Geistes Kind er ist.

Was ist eure Empfehlung an ähn-
lich betroffene Vereine und Initi-
ativen?

Sucht euch am besten sofort ei-
nen Anwalt für Medienrecht und macht 
eine Unterlassungsklage. Dafür solltet 
ihr etwa 1500 Euro einplanen, als wir 
gewonnen hatten, waren es sogar nur 
knapp 450 Euro. Das ist das, was bei 
uns wirklich gezogen hat. Daneben sind 
breit gestreute Gegen- und Selbstdar-
stellungen ganz wichtig. Nutzt die Ge-
legenheit, um Kontakte zu potenziellen 
Unterstützer_Innen aufzubauen und euer 
Projekt vorzustellen. Wenn wir nicht in 
der Schmuddelecke bleiben, in die sie 
uns stecken wollen, geht das Kalkül des 
VS nicht auf. Lasst euch möglichst nicht 
zu Distanzierungen hinreißen und ver-
sucht selbst, die Richtung der Debatte 
zu bestimmen. Und bei jeder Gelegenheit 
nachtreten und nicht locker lassen. Das 
ist zumindest das, was bei uns ganz gut 
funktioniert hat.

Habt ihr Angst vor dem VS-Bericht 
2011?

Durch den ganzen Ärger sind wir ja 
gar nicht dazu gekommen, umstürzlerisch 
tätig zu werden. Also nein, wir haben 
keine Angst vor dem Bericht. Eine zweite 
derartige Schlappe wird sich der VS 
nicht antun. Und auch die immer neuen 
Skandale um den VS selbst scheinen 
die verzweifelte Suche nach dem 
herbeihalluzinierten „Linksextremismus“ 
in Brandenburg zunehmend unpopulär 
werden zu lassen. Problematisch 
werden könnte nur der Entwurf des 
„Jahressteuergesetzes 2013“, in dem 
wahrscheinlich ein Automatismus zur 
Aberkennung der Gemeinnützigkeit im 
Falle einer Erwähnung im VS-Bericht 
eingebaut ist. 

Trotzdem: In unseren Augen hat 
der Verfassungsschutz in Brandenburg 
seine eigene Sinnlosigkeit einmal zu 
oft bewiesen: Infos über Nazistrukturen 
gibt es meist detaillierter in den 
zahlreichen Antifabroschüren und 
„Linksextremismus“ ist und bleibt ein 
Gespenst. Dichtmachen den Laden 
und die Kohle an die Antifa und die 
Zivilgesellschaft – da kommt sicherlich 
mehr bei rum!

Dem haben wir im Grunde nichts 
mehr hinzuzufügen! Euch weiter-
hin viel Erfolg und langen Atem 
bei eurer Arbeit!                               ❖
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Die Arbeitsweise des 
„Verfassungsschutzes“

Wenn mensch sich vorstellt, dass es 
nahezu 3000 Mitarbeiter_innen des Bun-
desamtes (BfV) und insgesamt mehr als 
3000 Mitarbeiter_innen der 16 Landes-
ämter für Verfassungsschutz (LfV) gibt, 
die jährlich über mehrere Hundert Milli-
onen Euro Zuweisungen verfügen1, dann 
dürfte klar sein, dass es sich beim VS 
um eine nachrichtendienstliche Behörde 
handelt, die auf der Ebene der „opera-
tiven Aufgabengebiete“, der Sachmittel 
und des Personalbestands bestens auf-
gestellt ist. In Bezug auf ihre Arbeitswei-
se bedeutet dies zunächst einmal, dass 
sich diese Behörde Professionalität auf 
allen Ebenen leisten, sprich: fundierte 
Systematik beim effizienten Beackern 
sämtlicher Arbeitsfelder2 walten lassen 
kann. Es ist also auszuschließen, dass 
Personen, die in irgendeiner Weise ins 
Visier dieser alteingesessenen Repres-
sionsbehörde geraten, „zufällig“ in ihr 
Raster fallen, im staatsschützerischen 
Sinne also „unschuldig“ sind. Und hier 
fängt das erste Problem an: Der VS geht 
immer davon aus, die vom Weg der de-
mokratischen Mitte abgekommenen 

Die Arbeitsweise der 
„Verfassungsschutz“behörden am Beispiel 
ihres Wirkens im Rhein-Neckar-Kreis

Michael Dandl, Heidelberg

I
n vielen Städten und Regionen tritt der „Verfassungs-

schutz“ (VS) regelmäßig durch Anwerbeversuche oder 

andere Aktivitäten auf, doch wird nur selten die dahinter 

stehende Systematik des inlandsgeheimdienstlichen 

Vorgehens von den örtlichen Antirepressionsgruppen ana-

lysiert. Im folgenden Artikel soll die alltägliche Arbeits-

weise der „Verfassungsschutz“behörden am Beispiel ihres 

kontinuierlichen Wirkens im baden-württembergischen 

Rhein-Neckar-Kreis untersucht werden. Diese Region 

scheint als nachrichtendienstliches Einsatzgebiet seit mehreren Jahr-

zehnten für die selbsternannten Verteidiger_innen der „freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung“ (FDGO) von solch großer Bedeutung zu 

sein, dass sie im Januar 2008 gar auf die glorreiche Idee kamen, drei 

Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz extra von Köln nach 

Heidelberg zu „entsenden“, um dort einem langjährigen Politaktivisten 

5000 Euro pro Monat anzubieten – für Spitzeldienste! Ein weiterer Höhe-

punkt des geheimdienstlichen Treibens war das Berufsverbotsverfahren 

gegen einen Heidelberger Antifaschisten von 2003 bis 2007, das selbst-

verständlich auf den ominösen „Erkenntnissen“ dieser Behörde beruhte.

Ich betrachte den Einsatz von  
V-Leuten als unumgänglich“

(Beate Bube, Präsidentin des Landesamtes  

für Verfassungsschutz Baden-Württemberg)

„ 1	 Auf einer Übersichtsseite in der „Frankfurter 
Rundschau“ vom 27. Januar 2012 wird 
angegeben, dass in das BfV im Jahr 2012 fast 
190 Millionen Euro gepumpt werden, während 
alle 16 LfV zusammengerechnet nochmals auf 
etwa 115 Millionen Euro kommen. Zusammen 
sind das dann also mehr als 300 Millionen 
Euro, die der Inlandsgeheimdienst „schluckt“. 
Bayern ist mit mehr als 450 LfV-Beschäftigten 
und einem Etat von fast 24 Millionen Euro der 
am besten aufgestellte „Verfassungsschutz“ auf 
Länderebene.

2	 Zurzeit sind dies: „Rechtsextremismus“, 
„Linksextremismus“, „Ausländerextremismus“, 
„Islamismus und islamistischer 
Terrorismus“, „Spionageabwehr“ und 
„Scientology-Organisation“.
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FDGO-Bedroher_innen beziehungsweise 
-Zerstörer_innen exakt ausfindig gemacht 
zu haben. Deshalb können grundsätzlich 
alle hier lebenden Menschen, die sich ir-
gendwie politisch engagieren, Betroffene 
verfassungsschützerischer „Erhebungen“ 
oder Anwerbeversuche werden.3

Wer wird angequatscht 
und warum?

Vorneweg sei nochmals betont, dass 
jede und jeder, die/der politisch aktiv 
ist, von Mitarbeiter_innen dieser Be-
hörde angesprochen werden kann. Das 
ist also erst einmal nichts Tragisches 
und nichts, wofür mensch sich schämen 
müsste. Wichtig ist nur, diese Vorfälle 
– beispielsweise aus Angst vor den Re-
aktionen anderer – nicht zu verschwei-
gen. Angesprochen werden oft sehr junge 
Menschen, die das erste Mal politisch 
aufgefallen sind, indem sie beispielswei-
se ihr Grundrecht auf Versammlungsfrei-
heit wahrgenommen haben und auf einer 
politisch links einzustufenden Demons-
tration gesichtet wurden. Diese Personen 
wurden also nicht ausgewählt, weil sie 
einen solch tiefen Einblick in die poli-
tisch arbeitenden, staatsschützerisch in-
teressanten Gruppen haben, sondern weil 
sie Kontakte zur so genannten Szene ha-
ben und auf Grund ihres Alters und ihrer 
politischen Erfahrung eine Zusammen-
arbeit nicht von vornherein ausgeschlos-
sen ist. Menschen, die schon längere 
Zeit politisch aktiv sind, ist die Funktion 

des VS meistens bekannt, und ein län-
geres Gespräch ist somit von Anfang an 
tabu. Diese Menschen lassen sich meis-
tens nicht durch Drohungen unter Druck 
setzen und reagieren auch weniger auf 
Geldangebote, auch wenn diese oft sehr 
verlockend klingen.

Solche unerwünschten VS-Besuche 
haben hauptsächlich zwei Ziele:

Zum einen sollen bestimmte Leute 
zu einer Mitarbeit bei der Behörde be-
wegt werden, damit diese an anderweitig 
nicht eruierbare Informationen über die 
„Szene“, politische Aktivitäten, Men-
schen und Gruppen kommt. Dies kann 
einerseits damit versucht werden, die 
Leute auf Grund ihres politischen Enga-
gements mit einzubeziehen (zum Bei-
spiel mit folgender, staatlich verordneter 
„Antifaschismus“-Floskel, die nach dem 
NSU-Skandal obsolet geworden zu sein 
scheint: „Du bist doch bei der Antifa, 
und wir haben genauso etwas gegen Neo-
nazis ...“). Am Häufigsten wird den An-
gesprochenen aber Geld, das dann auch 
tatsächlich fließen kann, für ihre Mitar-
beit angeboten4, oder es werden Leute, 
die selbst mit Ermittlungsverfahren ver-
folgt werden, mit diesen erpresst (z.B.: 
„Du hast doch noch ein Verfahren wegen 
Verstoßes gegen das Betäubungsmittel-
gesetz offen! Wenn Du mit uns zusam-
menarbeitest, können wir schon schauen, 
dass es eingestellt wird ...“)

Zum zweiten sollen die angespro-
chenen Leute (und im optimalen Fal-
le deren gesamtes soziales Umfeld) 

eingeschüchtert und abgeschreckt wer-
den. Abgesehen davon, dass sich alle von 
dieser Repressionsmaßnahme Betroffe-
nen erst einmal fragen, warum gerade 
sie ausgewählt wurden, stellt sich dieser 
Druck gerade bei Menschen, die noch 
bei ihren Eltern wohnen, als sehr effek-
tiv dar. Selbstverständlich werden auch 
die politisch arbeitenden Gruppen und 
Personen dadurch stark behindert, weil 
sie einen großen Teil ihrer Zeit mit dem 
Umgang mit solchen Situationen verwen-
den müssen.

Neben einigem Wissen über die je-
weilige „Szene“ und deren Mitglieder 
verfügt der VS häufig auch über Infor-
mationen aus dem privaten Bereich, die 
dann in Gesprächen gezielt eingesetzt 
werden. Auch dadurch fühlen sich die 
Menschen in eine Zwangslage versetzt, 
da sie mit der Tatsache konfrontiert wer-
den, wie viel der VS bereits über sie Be-
scheid weiß.

Der VS im Rhein-Neckar-Kreis

Antirepressionsgruppen aus Hei-
delberg gehen davon aus, dass dieser 
Landkreis rund um die Universitätsstadt 
bundesweit zu denjenigen Gegenden zu 
zählen ist, die in den letzten 20 Jahren 
am heftigsten von VS-Angriffen betroffen 
waren. Bereits 1997 sah sich die Rote 
Hilfe Ortsgruppe Heidelberg dazu veran-
lasst, einen Gegenentwurf zum offiziellen 
„Verfassungsschutz“bericht herauszu-
bringen („Ein Blick auf die Arbeit eines 
Geheimdienstes im Raum Heidelberg“), 
weil bis zu diesem Zeitpunkt mehrere 
Dutzend Anwerbeversuche durch Mit-
arbeiter_innen des LfV (Landesamt für 
Verfassungsschutz) bekannt geworden 
waren. Bis zum heutigen Tag haben diese 
Attacken nicht nachgelassen.

Hauptschwerpunkt der inlandsge-
heimdienstlichen Repressionsmaßnah-
men war zunächst noch das so genannte 
RAF-Sympathisant_innenumfeld, dem 
aber seit Bestehen des Autonomen Zen-
trums Heidelberg (Februar 1991) relativ 
schnell die „linksextremistischen Betäti-
gungsfelder“ autonome Freiraumkämpfe 
und Antifaschismus hinzugefügt wurden. 
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3	 „Politisches Engagement“ ist natürlich absichtlich ein weites Feld, das aus Sicht des VS nur eine Richtung einschlagen darf, ohne „anrüchig“ zu werden: jene 
in Richtung „demokratische Mitte“. Was jene „demokratische Mitte“ letzten Endes sei, bestimmen die Apologet_innen der „wehrhaften Demokratie“, einer 
„Demokratie“ (Volksherrschaft) also, die es mit allen Mitteln zu verteidigen gelte.

4	 Der V-Mann des LfV Thüringen, Tino Brandt, der unter anderem die Neonazi-Truppe „Thüringer Heimatschutz“ aufgebaut hat und maßgeblicher logistischer und 
ideologischer Unterstützer der NSUler_innen Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe war, hat zwischen 1998 und 2000 nachweislich insgesamt 200.000 
D-Mark „Spitzellohn“ erhalten. (Siehe hierzu: „Frankfurter Rundschau“, 29. März 2012, S. 5.)

Anzeige
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Auch wenn hie und da in anderen Ge-
wässern gefischt wurde, zum Beispiel 
bei Anti-AKW-Strukturen, so genannten 
Globalisierungsgegner_innen oder radi-
kalisierten linken Student_innengrup-
pen, blieb der organisierte, revolutionäre, 
autonome Antifaschismus das Hauptan-
griffsziel der VSler_innen – bis heute. 
Offizieller Grund hierfür: „Im Zentrum 
des ‚autonomen Antifaschismus‘ steht 
die Bekämpfung des bürgerlichen und 
kapitalistischen Systems in Gestalt der 
Bundesrepublik Deutschland, worin die 
eigentliche Ursache und Wurzel des Fa-
schismus gesehen wird.“5

Dabei machten sie in diesen zwei 
Jahrzehnten auf den unterschiedlichs-
ten Ebenen von verschiedenen Taktiken 
Gebrauch.

Die Anwerbeversuche des VS

Nach wie vor ist die bun-
desweit häufigste (oder bes-
ser ausgedrückt: offensicht-
lichste) Vorgehensweise der 
Mitarbeiter_innen des LfV 
die persönliche Ansprache. 
Aber auch hier zeigt sich 
ganz deutlich, dass der Ort, 
an dem dies passiert, mit 
System, nach genau durchge-
spielten Methoden ausgesucht wird.

Sprechen wir (als nachrichtendienst-
liche Institution) das „Zielobjekt“ ir-
gendwo auf der Straße an? Wann genau 
sprechen wir es an?6 Klingeln wir an der 
Haustür, vor allem, wenn wir wissen, 
dass uns da vielleicht die Mutter oder der 
Vater des „Zielobjektes“ öffnet? Suchen 
wir den Arbeitsplatz der „Zielperson“ 
heim? Gehen wir dort zunächst zum Ab-
teilungsleiter oder zu irgendeiner ande-
ren übergeordneten Instanz? Wie sieht es 
mit der Schule des „Zielobjektes“ aus? 
Da kann über eine Durchsage aus dem 
zuvor eingeschüchterten Rektorat viel 
Aufsehen erregt werden!

Dem Zufall wird jedenfalls nichts 
überlassen. VS-Einsätze (natürlich auch 
die in Baden-Württemberg) sind genau-
estens geplant, sie werden wochenlang 
vorbereitet von geschultem Personal, 
das nichts anderes zu tun hat, als die 

massenhaft zur Verfügung stehenden In-
formationen so zu bündeln, dass sie für 
ein wirksames Konfigurieren solch eines 
Einsatzes zufriedenstellend in Anschlag 
gebracht werden können. Enttäuschung 
existiert nicht, denn selbst wenn solch 
ein Anwerbeversuch in die Hose geht, 
die betroffene Person abwinkt, die An-
werbung also nicht funktioniert hat und 
die eingesetzten VSler_innen wieder „er-
gebnislos“ von dannen ziehen müssen, 
haben sie einen Teilbereich ihrer Berufs-
tätigkeit abgehakt (und in ihren „Ein-
satzberichten“, die für die Öffentlichkeit 
geheim bleiben, fixiert).

Die direkte Ansprache ist eben nur 
ein Teil ihrer nachrichtendienstlichen Tä-
tigkeit. Und es ist noch nicht einmal der 
ungefährlichste: Hier müssen sie phy-
sisch in Erscheinung treten, sie geben 
sich als Geheimdienstler_innen preis, 

zeigen ihre Gesichter. Im schlimmsten 
Falle werden sie angegriffen, fotografiert, 
oder ihre „Ansprachen“ werden elekt-
ronisch aufgezeichnet; dabei verachten 
sie nichts mehr als Öffentlichkeit. Das 
Nicht-Öffentliche ist die Quintessenz 
ihres Berufsstandes; sie haben im Ver-
borgenen zu agieren, die reale Existenz 
hinter ihrer Funktion als VSler_innen 
darf nicht bekannt werden; sie haben 
sich tarnmitteltechnisch hinter „Arbeits-
namen“ zu verstecken. Und trotzdem 
gehen sie das Risiko ein und gehen 
an relativ vielen Tagen des Jahres auf 
Anwerbe-Touren.

VS-Anquatschversuche im 
Rhein-Neckar-Kreis

Im Rhein-Neckar-Kreis ist mindes-
tens zweimal klar geworden, dass sie 
an einem Anwerbetag zunächst bei zwei 

Antifas waren, um dann danach einem 
Faschisten einen Besuch abzustatten. 
Meistens kommen sie zu zweit oder gar 
zu dritt, aber manchmal sind sie auch 
schon alleine aufgetaucht. In der Regel 
stellen sie sich gleich am Anfang des 
Gesprächs als Mitarbeiter_innen des LfV 
oder des Innenministeriums vor (beides 
ist richtig: das eine ist ihr Amt in der 
Taubenheimstraße in Stuttgart, das an-
dere die übergeordnete Dienstaufsichts-
behörde); in unseren Gefilden waren es 
meistens die Herren Opitz oder Marek, 
auch wenn es jeweils unterschiedliche 
Männer waren. Die teilweise gezückten 
Ausweispapiere, die sie als VSler_innen 
autorisieren sollten, waren von unter-
schiedlicher Qualität – wenn sie denn 
vorgezeigt wurden. In einem Falle war es 
tatsächlich nur ein abgenutzter DIN A7-
Karton, auf den irgendetwas gedruckt war 

im Sinne von: Mitarbeiter des LfV.
Oftmals waren es im Rhein-Neckar-

Kreis so genannte Minderjährige, die in 
den Genuss inlandsgeheimdienstlicher 
Anwerbeversuche kamen. Bei „Minder-
jährigen“ wird meistens das komplette 
Arsenal an Unterdrückungsmöglichkeiten 
durchgespielt; hier sind es vor allem die 
oftmals konservativ eingestellten Eltern 
(über deren politische Orientierung die 
VSler_innen natürlich ebenfalls bestens 
informiert sind) und die Lehrer_innen, 
die in die Repressionsmaßnahme mit-
einbezogen werden. „Minderjährigen“ 
und ihrem sozialen Umfeld soll in den 
meisten Fällen Angst eingejagt werden; 
Schuldkomplexe sind hier nach Ansicht 
der Schlapphüte leichter zu aktivieren, 
weil sie die Betroffenen für psychisch 
noch nicht stabilisiert halten – in mehr-
facher Hinsicht. VSler_innen gehen gera-
de bei dieser Altersgruppe grundsätzlich 

Nachrichtendienste in der BRD
kein zentraler Nachrichtendienst – keine Zwangsbefugnisse

BND
(Bundesnachrichtendienst)

–Auslandsspionage

VS
(Verfassungsschutz)

–Inlandsspionage
–Spionageabwehr

MAD
(Militärischer Abschirmdienst)

–militärischer Geheimdienst
der Bundeswehr

5	 LfV Baden Württemberg: „Regionale Schwerpunkte der autonomen Szene Baden-Württemberg: Autonome Szene Heidelberg“ (Internetpräsenz)

6	 Im nachrichtendienstlichen Fachjargon-Katalog, der im Glossar auf der Seite www.verfassungsschutz-bw.de nachgelesen werden kann, heißt es unter dem Stichwort 
„Anbahnen“: „Je nach Sachlage, unter Umständen unter Legende aufgenommene persönliche, fernmündliche oder schriftliche Verbindung zu einer Zielperson, 
mit der Absicht, sie für eine nachrichtendienstliche Mitarbeit zu gewinnen. Zuvor wird in der Regel abgeklärt, ob eine Zusammenarbeit möglich ist (Forschen). Der 
Versuch, eine Person konkret zur Mitarbeit zu gewinnen, wird auch Werben genannt.“
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davon aus, dass die „Zielpersonen“ den 
vermuteten Anlass der Maßnahme, bei-
spielsweise die strafverfolgungsbehörd-
lich registrierte Teilnahme an einer lin-
ken Demonstration, als etwas „Böses“, 
„Unmoralisches“ oder „Verbotenes“ in-
ternalisieren. Dies kann sich mit der Zeit 
zum quälenden Bewusstsein entwickeln 
und bei der Verarbeitung einen komplex-
beladenen Umgang damit perpetuieren, 
der der staatlichen Repression selbstre-
dend in die Hände spielt.

Bei einer 16-Jährigen oder einem 
15-Jährigen kann es - gesellschaftlichen 
Konventionen folgend – weder die Schuld 
der Eltern noch die Schuld der Verwand-
ten noch die Schuld der Lehrer_innen 
noch die Schuld staatlicher Behörden 
sein, dass sie oder er auf die „schiefe“, 
sprich FDGO-feindliche Bahn geraten ist 
– es muss an ihr oder ihm und ihrem/sei-
nem „freien Willen“ liegen, sich für ein 
soziales Umfeld entschieden zu haben, 
das zu „extremistischen“ Einstellungen 
und Handlungen neigt. Sollte sich solch 
eine Person dennoch nicht anwerben las-
sen, so dürfte trotzdem klar sein, dass 
solch ein Auftritt Spuren hinterlässt, die 
wirkmächtig werden können und mit der 
Zeit dazu führen, dass sich die betroffene 
Person doch einen „anderen Umgang“ 
sucht.

Drei exemplarische 
Anwerbeversuche

An dieser Stelle sind drei äußerst 
gut dokumentierte Fälle hervorzuheben, 
an denen sich die meisten der hier er-
örterten Vorgehensweisen des VS exem-
plifizieren lassen (auch wenn sie jeweils 
schon mehrere Jahre zurückliegen). Die 
folgenden Zitate aus Presseerklärun-
gen der Ortsgruppe Heidelberg stehen 
stellvertretend für die zahllosen bekannt 
gewordenen VS-Anwerbeversuche, mit 
denen der Rhein-Neckar-Kreis in den 
letzten 20 Jahre systematisch überflutet 
wurde:

Fall A: „Am 24.07.1999 versuchte 
erneut ein Mitarbeiter des baden-würt-
tembergischen Landesamtes für Verfas-
sungsschutz (LfV), einen Antifaschis-
ten (A.) aus der Region als Informanten 
anzuwerben. 

Der Mann, der bereits am Abend 

des Vortags versucht hatte, Kontakt zu 
A. aufzunehmen, jedoch nur die Mutter 
antraf, klingelte nun gegen 9.00 Uhr 
morgens an der Haustür und ließ den 
noch schlafenden A. von seiner Mutter 
holen. Als A. in die Küche kam, stellte 
sich der Schnüffler als Herr Schaufer 
vom Landesamt für Verfassungsschutz vor 
und kam gleich zur Sache: Sie hätten A.s 
Namen von der Polizei bekommen, die 
ihn vor zwei Monaten nach einer Antifa-
Demo festgenommen und ED-behandelt 
hatte; er sei an einer Zusammenarbeit 
mit ihm interessiert, da A. vorher noch 
nicht auffällig geworden sei. Außerdem 
komme A. ja aus einer ordentlichen 
Familie, er halte ihn deshalb nicht für 
einen Unverbesserlichen. A. solle von 
Veranstaltungen und Aktionen berichten 
(Fahrtkosten und Eintrittsgelder würden 
von der Behörde erstattet werden) 
sowie Genoss_innen auf Aufnahmen 
von Aktionen identifizieren (...). Die 
Informationen sollten bei gemeinsamen 
Abendessen ausgetauscht und 
entsprechend vergütet werden, außerdem 
könne er ihn sowohl bei Aktionen um 
Vorkontrollen herum schleusen als auch 
über ihn wachen und für ihn so einiges 
wieder hinbiegen. Für den Fall, dass 
er sich nicht auf eine Zusammenarbeit 
einlassen wolle, drohte der VSler 
A. beiläufig, aber unüberhörbar mit 
einer genaueren Überprüfung seiner 
Aktivitäten. Aufgrund der Anwesenheit 
seiner Mutter wollte A. über den Deal 
nicht sofort entscheiden, er lehnte jedoch 
bei telefonischer Nachfrage seitens 
des Schnüfflers einige Zeit später jede 
Zusammenarbeit ab. Herr Schaufer ist 
ca. 1,75 m groß, um die 50 Jahre alt und 
von untersetzter Statur. Er trug an dem 
Tag einen ergrauten, gepflegten Vollbart 
sowie einen feinen Anzug und wird als 
Typ Geschäftsmann beschrieben, der 
durch seine gekonnt umschmeichelnde 
und zugleich unterschwellig drohende 
Art auffiel.“7

Fall B: Dabei „handelt es sich um 
einen Anwerbeversuch, der sich vor ei-
nigen Wochen in einem kleinen Ort bei 
Heidelberg abgespielt hat. Hier trat mal 
wieder ein Mitarbeiter des Landesamts 
für Verfassungsschutz in Erscheinung, 
der sich als Herr Marek vorstellte. (Dieser 
universale Tarnname ist uns seit Jahren 

bekannt; die meisten VSler der Region 
stellen sich damit vor.) Leider konnte er 
in Abwesenheit der von seiner Behörde 
ausfindig gemachten Frau einen Termin 
mit ihren Eltern (bei denen sie gemel-
det ist) vereinbaren – und nach ein paar 
Tagen zu einem etwa fünfzehnminütigen 
Gespräch wieder auftauchen. Bei diesem 
Gespräch, bei welchem dem Schnüff-
ler offensichtlich eine unüberbrückbare 
Distanz zwischen der Betroffenen und 
der vom Verfassungsschutz observierten 
Polit-Szene vermittelt werden sollte, ging 
es dem VSler um dreierlei:
1. Auf sie sei er über einen in der linken 
Szene arbeitenden Informanten gekom-
men, den er hier selbstverständlich nicht 
enttarnen könne.
2. Sie könne ihm bestimmt etwas über 
die AZ-Szene und die Leute, die da viel 
machen, erzählen.
3. Sie könne ihm bestimmt etwas über 
die Antifaschisten erzählen, die am 
1. Mai 2000 etwas gegen Nazis gemacht 
haben. Nachdem er bei allem, was er 
fragte, immer die gleiche Antwort be-
kommen hatte („Dazu kann ich nichts 
sagen!“) zog er wieder ab, ohne sich dar-
aufhin jemals wieder zu melden.“8

Fall C: „Am 23.11.2004 (hat ein VS-
ler) gleich zweimal versucht, direkt in 
Heidelberg Menschen aus der linken Sze-
ne für geheimdienstliche Tätigkeiten zu 
gewinnen. Bei seinem ersten Versuch 
stellte er sich der Schwester des betrof-
fenen Schülers als der aus Stuttgart kom-
mende ‚Herr Steiger‘ vor, der doch bitte 
unter der Mobilnummer 0175/2217249 
zurückgerufen werden wolle. Nichts ah-
nend rief dann der Gymnasiast unter die-
ser Nummer an – und befand sich plötz-
lich inmitten eines Anwerbegesprächs. 
Bevor er das Telefonat von sich aus be-
enden konnte, teilte ihm der Schnüff-
ler mit, dass er für seine innerstaatliche 
Geheimdienstbehörde deshalb von Be-
deutung sei, weil er sich in Heidelberg 
in ‚interessanten Kreisen‘ bewege. Beim 
zweiten Versuch tauchte der gleiche Ver-
fassungsschützer am gleichen Tag bei ei-
nem Heidelberger Studenten auf. Als der 
ihm öffnete, wies ‚Herr Steiger‘ sofort da-
rauf hin, dass er vom Verfassungsschutz 
sei und ihn besucht habe, um ‚mit ihm 
zu reden‘: ‚Wir sammeln Informationen 
über Neonazis und dazu wollen wir dir 

7	 Aus der Presseerklärung der Roten Hilfe e.V. Ortsgruppe Heidelberg vom 21. September 1999

8	 Aus der Presseerklärung der Roten Hilfe e.V. Ortsgruppe Heidelberg vom 21. Januar 2000
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Fragen stellen.‘ Darauf wollte sich der ins 
geheimdienstliche Visier Geratene aber 
nicht einlassen und verabschiedete sich 
vom Mitarbeiter des Stuttgarter Innenmi-
nisteriums. Der ungebetene Gast wollte 
sich aber nicht so schnell abwimmeln 
lassen und noch unbedingt loswerden, 
wie er denn gerade auf ihn gekommen 
sei: Der Student sei ‚bei einer antifa-
schistischen Demonstration in Aschaf-
fenburg‘ kontrolliert worden. Hier hat 
sich erneut gezeigt, dass jedeR politisch 
Aktive oder bisweilen in linken Zusam-
menhängen Anzutreffende damit rechnen 
muss, angequatscht zu werden. Oftmals 
geschieht dies sogar unter Einbeziehung 
der Eltern und/oder der Geschwister. 
Bei einem der oben aufgeführten Fälle 
war es wieder einmal so, dass die ‚po-
litischen Feinde‘ der Linken als Grund 
für einen Anwerbeversuch vorgeschoben 
wurden. Dabei versuchen die VSlerInnen, 
‚Gemeinsamkeiten‘ zwischen ihnen und 
den vermeintlichen Antifas herzustellen, 
die ja eigentlich das Gleiche (wie die 
‚wehrhafte Demokratie‘) wollten, näm-
lich gegen Neonazis vorzugehen, aber 
eben ‚andere Mittel‘ zur Durchsetzung 
ihrer Ziele hätten. Das ‚Beobachten‘ be-
ziehungsweise ‚Ausspionieren‘ der An-
tifas (durch Faschisten) diene ja aus-
schließlich dem Ziel, die Observierten 
zu günstigeren Zeitpunkten physisch zu 
attackieren. Und das müsse von staatli-
chen Organen und den Hüter_innen der 
freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung schließlich verhindert werden. Dass 
es dem VS in diesem Fall aber primär 
darum geht, an Informationen über Lin-
ke heranzukommen, die aktiven Wider-
stand (auch militanten) gegen Faschisten 
leisten, und eben nicht um präventiven 
Schutz der physischen Unversehrtheit 
staatskritischer Linker, dürfte offensicht-
lich sein.“9

Gerade am zweiten Fallbeispiel lässt 
sich schön ablesen, wie eng verzahnt die 
Tätigkeiten der Polizei (Exekutivorgan 
des staatlichen Gewaltmonopols/Strafver-
folgungsbehörde) und der Nachrichten-
dienste – in unserem Falle des Inlands-
geheimdienstes – sind. Schon an diesem 
doch eher unbedeutenden Punkt wird 
deutlich, dass ein Trennungsgebot, das 
das Herausbilden einer Geheimen Staats-
polizei verhindern soll, in der Realität 

„Anquatschversuch –  
was tun?“
Immer wieder kommt es zu Anquatsch-
versuchen durch staatliche Behörden 
gegenüber politisch aktiven Men-
schen. Ziel der Anwerbeversuche ist, 
Informationen über politische Initiati-
ven und linke Strukturen zu gewinnen. 
Betroffen sein können davon prinzi-
piell alle, die in irgendeiner Weise 
politisch aktiv sind oder Kontakt zur 
linken Szene haben.
Anquatschversuche kommen in der 
Regel unerwartet, da die Behörden 
es darauf anlegen, die Betroffenen 
zu überrumpeln und zu verunsichern. 
Umso wichtiger, sich gezielt auf einen 
möglichen Kontaktversuch vorzuberei-
ten! Deshalb hier einige Informationen 
und Tipps.

Wie reagieren?

Zunächst einmal: Kurz tief durchat-
men und möglichst Ruhe bewahren! 
Dann: Jede Form eines Gespräches 
entschieden ablehnen! Egal wie blöd 
die Situation auch sein mag: Mit den 
Verfolgungsbehörden zu sprechen, 
macht alles nur schlechter!
Es gibt auch keine Belanglosigkeiten. 
Alles, was die Leute vom VS zu dir sa-
gen, dient dazu ein Gespräch in Gang 
zu bringen.
Alles, was du sagst, ist ein Signal 
für sie, dass sie vielleicht doch eine 
Chance bei dir haben. Lehne jede 
Kommunikation konsequent ab. Auch 
die Vorstellung, aus den Beamten 
Informationen herauszuholen ohne 
selbst etwas preiszugeben ist naiv 
und gefährlich! Das funktioniert nicht, 

schließlich sind sie genau darauf 
trainiert.
Der Verfassungsschutz hat keinerlei 
polizeiliche Befugnisse dir gegenüber. 
Gesetzlich gesehen hat er keine Druck-
mittel gegen dich.

Wirf ihn raus, schick ihn weg!

Und dann?

Schreibe möglichst schnell ein 
kurzes Gedächtnisprotokoll: Wann 

wurdest du wo angequatscht? Wer hat 
angequatscht? Was haben sie gesagt? 
Mach den Anquatschversuch öffent-
lich! Insbesondere der VS als Ge-
heimdienst fürchtet nichts mehr als 
eine kritische Öffentlichkeit. Zudem 
können sich deine GenossInnen vor-
bereiten, denn ein Anquatschversuch 
kommt selten alleine.
Sprich mit GenossInnen über den Vor-
fall und kontaktiere eine Anti-Repres-
sionsgruppe vor Ort oder eine/n Anwäl-
tIn deines Vertrauens. Viele Adressen 
findest du unter www.rote-hilfe.de
Denke daran: es geht nicht nur um 
deinen Schutz, sondern auch um den 
Schutz deiner GenossInnen, FreundIn-
nen und politischer Strukturen.

Was, wenn trotz allem 
geredet wurde?

Leider kann auch mit Vorbereitung 
nicht ausgeschlossen werden, dass 
mensch in einer Anquatschsituation 
mehr redet, als mensch will. Sei es 
auch nur, weil mensch überrumpelt 
wurde, auf dreiste Anschuldigungen 
hin sich gerechtfertigt hat oder doch 
versucht hat, Infos über die Behör-
den herauszukriegen. Der einzige 
Weg, Schaden von dir und deinen 
GenossInnen abzuwenden, ist der of-
fene Umgang damit! Sprich mit dei-
nen GenossInnen darüber, damit diese 
Bescheid wissen und überlegt euch 
gemeinsam, wie ihr mit der Situation 
umgeht.

Auszug aus dem Faltblatt  
„Anquatschversuch. Was tun?“, das 

von den Rote-Hilfe-Ortsgruppen in 
Süddeutschland herausgegeben  wird.

9	 Aus der Presseerklärung der Roten Hilfe e.V. 
Ortsgruppe Heidelberg vom 2. Dezember 2004
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nur Symbolcharakter hat. Denn nicht 
nur, dass die oberste Aufsichtsbehörde 
bei den Polizeidienststellen wie bei den 
Verfassungsschutzämtern das jeweilige 
Innenministerium ist, nein: Es wird – wie 
Fall B beweist – auch noch eine intensi-
ve Informationsweitergabe zwischen Er-
mittlungsbehörde und Nachrichtendienst 
betrieben. Denn woher sollte der VS denn 
wissen, welche Leute auf welcher Demo 
von der Polizei personenkontrolliert wur-
den?! Diese Informationen kann er nur 
von der Polizei haben; es sei denn – was 
bisweilen auch vorkommt –, solche Infor-
mationen sind die „Abfallprodukte“ von 
Rund-um-die-Uhr-Observationen, die es 
selbstverständlich auch im linken Be-
reich zur Genüge gibt. Dann bekommt 
der VS sofort mit, welcheR mit wem auf 
welche Demo geht ...

Das 5000 Euro-Komplott

Aber auch jahrelang aktive Menschen 
aus dem Antifa-Bereich, die in den Au-
gen des VS und der von ihm präferierten 
„Radikalisierungspyramide“10 ein „gefes-
tigtes Weltbild“ haben und auf dem bes-
ten Wege sind, „Terrorist_innen“ zu wer-
den, sind im Rhein-Neckar-Kreis immer 
wieder angesprochen worden. Höhepunkt 
in dieser Hinsicht war bestimmt die be-
reits weiter oben erwähnte Maßnahme 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
am 21. Januar 2008. Im Glauben, bei 
5000 Euro pro Monat könne kein Mensch 

Der „Verfassungsschutz“ in Baden-Württemberg

Der Inlandsgeheimdienst in Baden-Württemberg ist die nach dem bayerischen 
am beste aufgestellte „Verfassungsschutzbehörde“ auf Länderebene; Dienstauf-
sichtsbehörde ist das Innenministerium unter Reinhold Gall (SPD). Unter der 
1964 geborenen Präsidentin Beate Bube, die als parteilose Verwaltungsbeamtin 
vor Jahren zu einem Teil der Anstaltsleitung der berüchtigten Justizvollzugsanstalt 
Bruchsal wurde und dort einschlägige Erfahrung mit staatlichen Konditionie-
rungsmaßnahmen sammeln konnte, arbeiten zurzeit fast 350 Mitarbeiter_innen. 
Dieses autarke Landesamt (LfV) erhält aus dem Landeshaushalt jährlich fast 17 
Millionen Euro. Mit solch einem Finanzvolumen, von dem andere Behörden nur 
träumen können, lässt sich gut arbeiten; Geld spielt also bei allen Einsätzen des 
baden-württembergischen VS keine Rolle!
Im Gesetz über den Verfassungsschutz (LVSG) heißt es unter §3, dass das „Lan-
desamt für Verfassungsschutz (...) die Aufgabe (hat), Gefahren für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung, den Bestand und die Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland und ihrer Länder frühzeitig zu erkennen und den zuständigen 
Stellen zu ermöglichen, diese Gefahren abzuwehren. 
Zur Erfüllung dieser Aufgaben sammelt das Landesamt für Verfassungsschutz In-
formationen, insbesondere sach- und personenbezogene Auskünfte, Nachrichten 
und Unterlagen von Organisationen und Personen über
1.	 Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 

(FDGO), den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes ge-
richtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der 
Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder Mitglieder zum Ziele 
haben,

2.	 sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes für eine fremde Macht,

3.	 Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch die Anwen-
dung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige 
Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, und wertet sie aus. (...)

4.	 Das Landesamt für Verfassungsschutz wirkt mit:
1.	 bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, denen im öffentliche Inter-

esse geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse 
anvertraut werden, die Zugang dazu erhalten sollen oder ihn sich verschaf-
fen können,

2.	 bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicherheitsempfind-
lichen Stellen von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen 
beschäftigt sind oder werden sollen,

3.	 bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von im öffentlichen 
Interesse geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder Er-
kenntnissen gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte,

4.	 bei der Überprüfung von Personen, die sich um Einstellung in den öffent-
lichen Dienst bewerben, sowie auf Anforderung der Beschäftigungsbehörde 
bei der Überprüfung von Beschäftigten im öffentlichen Dienst, bei denen 
der auf Tatsachen beruhende Verdacht besteht, dass sie gegen die Pflicht 
zur Verfassungstreue verstoßen,

5.	 bei der sicherheitsmäßigen Überprüfung von Einbürgerungsbewerbern,
6.	 bei der Überprüfung der Zuverlässigkeit von Personen nach § 12b des 

Atomgesetzes,
7.	 bei der sicherheitsmäßigen Überprüfung von Personen, die zu sicherheits-

empfindlichen Bereichen von Flughäfen Zutritt haben,
8.	 bei sonstigen Überprüfungen, soweit dies im Einzelfall zum Schutz der 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder für Zwecke der öffentli-
chen Sicherheit erforderlich ist.“ 

	 (Aus dem am 1. Januar 1992 in Kraft getretenen Gesetz über den Verfas-
sungsschutz in Baden-Württemberg)

10	 Siehe hierzu die Internetpräsenz der Dresdner 
„Kampagne Hundertneunundzwanzig EV“ 
(www.129ev.tk): Dem in Belgien sitzenden EU-
Projekt „Community policing and prevention 
of radicalisation & terrorism” (CoPPRa), 
das Ausbildungsprogramme für die Polizeien 
in allen 27 EU-Mitgliedstaaten erarbeitet, 
dient diese „Radikalisierungspyramide“ 
tatsächlich als Arbeitsgrundlage: Sie besteht 
aus sechs Elementen und soll in Bezug auf 
„Radikalisierungsprozesse“ eine Art Schema F 
darstellen. So beginnt alles mit dem Feststellen 
von „unhappy people in society“ („unglücklichen 
Bevölkerungsanteilen“). Aus dieser Phase des 
Unglücklichseins folgt „looking for justice“ 
(das „Schauen nach Gerechtigkeit“), was 
der Logik der Pyramide nach nur eins zur 
Folge haben kann: „frustration“, woraufhin 
es als unumgänglich erscheint, dass besagte 
Individuen in der nächsten Stufe „member of 
a radical group“ („Mitglieder einer radikalen 
Gruppe“) werden. Als vorletzte Steigerung dann 
natürlich die „further radicalisation“ (die weitere 
„Radikalisierung“) und schließlich, die Spitze 
der Pyramide: „terrorism“ – „Terrorismus“ 
als einzig logisch dargestellte Konsequenz 
aus wachsender Unzufriedenheit. Der von der 
Repressionsmaßnahme des BfV Betroffene, 
um den es in diesem Abschnitt geht, ist 
demnach also ein die „Bildung terroristischer 
Gruppen“ vorantreibender, unverbesserlicher 
Linksextremist.
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NEIN! sagen, fuhren drei VSler extra von 
Köln nach Heidelberg, um einen langjäh-
rigen Aktivisten der linken Szene an sei-
nem Arbeitsplatz aufzusuchen. Dort bo-
ten sie ihm dieses enorme Monatsgehalt 
im Gegenzug für seine Mitarbeit an, doch 
der Effekt war keineswegs der erhoffte: 
Der von ihnen ausgesuchte Mann setzte 
sie umgehend und unmissverständlich 
vor die Tür, so dass sie von weiteren Kon-
taktaufnahmen absahen.

Das Berufsverbotsverfahren

Mit dem in der bundes- und euro-
paweiten Öffentlichkeit wahrgenomme-
nen Berufsverbotsverfahren gegen ein 
Mitglied der Antifaschistischen Initia-
tive Heidelberg (AIHD) wurde ab Mitte 
Dezember 2003 ein neues Kapitel in-
landsgeheimdienstlicher Beeinflussung 
höherer Verwaltungsebenen aufgeschla-
gen. Die „Erkenntnisse“, die der „Ver-
fassungsschutz“ in über dreizehnjäh-
riger aktenkundiger Observationszeit 
über den Heidelberger Antifaschisten 
gewinnen konnte, wurden gezielt an das 

Oberschulamt in Karlsruhe weitergege-
ben, bei dem die Bewerber_innenliste 
für das Lehramt im Bezirk Heidelberg 
deponiert war. In einem Schreiben die-
ses Amtes wurde dem Lehramtsanwärter 
mitgeteilt, dass einschlägige Erkennt-
nisse des Innenministeriums aus den 
Jahren 1990 bis 2003 Zweifel daran 
aufkommen ließen, dass er bereit sei, 
jederzeit für die „freiheitliche demokra-
tische Grundordnung“ einzutreten. Im 
Zentrum dieser baden-württembergischen 
Wiederbelebung der Berufsverbotspra-
xis stand einzig und allein die Mitglied-
schaft des angehenden Realschullehrers 
in der AIHD, da die übrigen der vom VS 
akribisch zusammengetragenen Daten 
keinerlei Relevanz für eine derartige 
Maßnahme hatten. Insbesondere störten 
sich die Damen und Herren des Ober-
schulamtes an zwei Passagen im Grund-
satzpapier dieser autonomen Gruppe. 
In der einen Passage heißt es, dass die 
AIHD der Überzeugung sei, dass sich auf 
parlamentarischem Wege nichts Grund-
legendes an den Machtstrukturen dieser 
Gesellschaft ändern werde, die andere 

lautet: „Militanz, die sich durch ange-
messene Zielgerichtetheit, permanente 
Selbstreflexion, konsequente Abwägung 
und hohes Verantwortungsbewusstsein 
der Agierenden auszeichnet, betrachten 
wir als ein legitimes Mittel im Kampf um 
Befreiung.“ Nachdem der Verwaltungsge-
richtshof Mannheim am 11. April 2007 
das Berufsverbot für unrechtmäßig erklärt 
hatte, beugte sich im September dessel-
ben Jahres das Land Baden-Württemberg 
diesem Urteil und stellte den Lehramts-
anwärter als Realschullehrer in Eberbach 
ein.11

Die aktuelle Situation

Es gab nur einen relativ kurzen Zeit-
raum, innerhalb dessen die Heidelberger 
Antifa-Szene und mit ihr alle Zusam-
menhänge, die dazu neigen, gefährlich 
für die vor „Extremisten“ zu schützende 
„wehrhafte Demokratie“ zu werden, rela-
tiv unbehelligt waren von offensiven An-
werbeversuchen des „Verfassungsschut-
zes“: Das war grob die Zeit zwischen 
Herbst 2009 und Dezember 2010. In 

11	Näheres dazu im Interview mit dem Betroffenen in dieser RHZ, S. 57
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dieser Zeit hatte das baden-württember-
gische Landeskriminalamt auf Anordnung 
der Polizeidirektion Heidelberg mehrere 
Verdeckte Ermittler_innen nach Heidel-
berg geschickt und auf der Grundlage 
eines absurden Konstrukts unter anderem 
auf jene Person angesetzt, die im Januar 
2008 das Angebot der Bundesbehörde 
des Inlandsgeheimdienstes über 5000 
Euro pro Monat abgelehnt hatte. Nur vier 
Wochen, nachdem einer dieser Verdeck-
ten Ermittler_innen der Polizei zufällig 
enttarnt werden konnte, übernahm der 
Verfassungsschutz (VS) wieder das Ru-
der und versuchte sich in alter Manier 
an der Informationsgewinnung: Am 11. 
Januar 2011 tauchte „ein VSler im El-
ternhaus eines 22-jährigen Schülers auf, 
der sich in linken Zusammenhängen Hei-
delbergs bewegt. Nachdem die Schwester 
den Betroffenen über einen unbekannten 
Besucher informiert hatte, kam der jun-
ge Aktivist die Treppe herunter und sah 
sich einem etwa 1,80 Meter großen Mann 

mit sehr kurzen dunklen Haaren gegen-
über, der eine Umhängetasche trug. Der 
Schnüffler zeigte ihm einen gelben Aus-
weis im DIN A6-Format, der ihn als Mit-
arbeiter des baden-württembergischen 
Verfassungsschutzes mit dem Namen 
Markus Seibold vorstellte.“12

In dieser Darstellung der VS-
Aktivitäten für die Region um 
Heidelberg zeigt sich die Systematik 
des geheimdienstlichen Vorgehens, 
die auch in vielen anderen Städten in 
ähnlicher Weise zu sehen ist. Es wäre 
ein wünschenswertes Projekt, wenn 
Antirepressionsgruppen die ihnen 
bekanntwerdenden örtlichen VS-
Aktivitäten nicht nur veröffentlichen, 
sondern auch gezielt und umfassend 
dokumentieren und die darauf 
beruhenden Analysen überregional 
austauschen würden.

Denn ein Geheimdienst scheut nichts 
so sehr wie das Licht der Öffentlichkeit 
und eine gezielte Gegenwehr.              ❖

Tiffi und Samson

S
eit Anfang Oktober 
2011 existiert das 
„Aussteigerpro-
gramm für Links-
extremisten“ des 
Bundesamtes für 
Verfassungsschutz 
(BfV). Wir finden, 
es ist höchste Zeit 

für eine kurze Warnung vor dieser Maß-
nahme durch die Zielgruppe. Also erst-
mal kurz erklärt, was das BfV sich da 
eigentlich ausgedacht hat. Ausgehend 
von der Extremismus-„These“ haben 
sich die Verantwortlichen gedacht: „Was 
gegen Nazis hilft, das kann auch gegen 
Autonome nicht schaden.“ Also schnell 
eine E-Mailadresse eingerichtet und eine 
rund um die Uhr erreichbare Hotline ge-
schaltet und schon können endlich alle 
die aus der Szene aussteigen, die sich 
den Rückzug ins Private bis heute nicht 
getraut haben. Der Verfassungsschutz 
bietet dabei Unterstützung bei der Ar-
beitsplatzsuche, Wohnungssuche und 
bei der Vermittlung von schulischen oder 
beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen 
sowie Beratung und Hilfe beim Knüpfen 
von Kontakten zu Justiz, Behörden und 
Arbeitgebern an.

Wir glauben nicht, dass auch nur eine 
Person aus der radikalen Linken eine 
Teilnahme an diesem Programm ernst-
haft in Betracht zieht. Alleine schon, weil 
wir keine_n verprügeln, der_die uns und 
unseren Kämpfen den Rücken zukehrt 
und sich widerspruchslos mit den Regeln 
dieser „demokratischen Gesellschaft“ 
arrangiert.

Ausgehend von der Extremismus-
„Theorie“ macht das BfV Folgefehler. Da-
mit so eine Hotline auch bei uns Wirkung 
entfalten könnte, müsste unsere Szene 
offen hierarchisch strukturiert sein. Da 
Leuten, die mit linksradikaler Politik auf-
hören, schlimmstenfalls der Verlust von 
ein paar Freundschaften droht, braucht 

Ausstieg in  
Fahrtrich-
tung links!

12	Aus der Presseerklärung der Roten Hilfe e.V. Ortsgruppe Heidelberg (http://heidelberg.rotehilfe.de)
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keine_r so eine Hotline und erst recht 
nicht den Schutz der Behörden vor Ra-
cheakten. Bei den Nazis sieht das anders 
aus. Wer aussteigen will wird bedroht, 
zusammengeschlagen und manchmal 
auch umgebracht. In jedem Fall aber als 
Verräter oder Verräterin an der „Nationa-
len Sache“ gebrandmarkt. Bei uns kön-
nen die Leute einfach gehen und machen 
das ja leider auch oft genug.

Kommen wir nun aber zu der Ge-
fahr für unsere Strukturen, die in dieser 
Ausstiegshotline unserer Meinung nach 

steckt. Das Angebot richtet sich nicht nur 
an Ausstiegswillige, sondern auch an Fa-
milienangehörige und Freund_innen von 
Linksradikalen. Der Verfassungsschutz 
ruft hier also unsere Eltern, Mitschüler_
innen und Kolleg_innen zur Denunziation 
auf. Wir fürchten, dass gerade die Eltern 
jüngerer Genoss_innen, die gerade zum 
ersten Mal Stress mit den Bullen haben, 
sich Hilfe suchend an diese Hotline wen-
den und damit ihre Kinder und deren Ge-
noss_innen und Mitstreiter_innen einer 
nicht unerheblichen Gefahr aussetzen.

Also seid wachsam, auch bei dem 
was ihr euren Eltern, Freund_innen (in-
nerhalb und außerhalb der Szene) und 
Mitschüler_innen beziehungsweise Kol-
leg_innen über die Zusammenhänge er-
zählt, in denen ihr euch bewegt und or-
ganisiert seid. Und natürlich kein Wort 
zu irgendwem über repressionsanfällige 
Aktionen, die ihr durchgeführt habt oder 
an denen ihr beteiligt wart. Mensch kann 
nur schwer berüchtigt sein und dabei 
unerkannt bleiben!
Auch Tiffi und Samson halten das Maul!❖

Ganz aktuell und exklusiv gibt auf 
pantoffelpunk.de ein Blitzinterview 
mit dem Aussteiger F.:

pantoffelpunk.de: Herr F., Sie sind aus der 
linksextremen Szene ausgestiegen. Wie haben 
Sie das geschafft?

Herr F.: Ich bin sonst jeden Dienstag zum Treffen 
der Autonomen Antifa meiner Stadt gegangen, 
an einem Dienstag im November des letzten Jah-
res allerdings bin ich von einem alten Bekann-
ten, der mit der Szene nichts zu tun hat, zum 
Spieleabend eingeladen worden. Wir haben nett 
geklönt, ein paar Bier getrunken und witzige Ge-
sellschaftsspiele gespielt. Das war ein sehr netter 
Abend.

Wie ging es weiter?
Am Ende des Abends fragten die mich, ob ich am 
nächsten Dienstag wieder kommen wolle, einer 
würde auch eine Wii mitnemen. Ich sagte zu und 
hielt meine Verabredung ein.

Sie fehlten also wieder bei 
dem Treffen der Antifa? 
Wie haben ihre Kamer… 
Mitstreiter reagiert?

Ich habe irgendwann S. von 
der Antifa angerufen und 
gesagt, dass ich dienstags 
jetzt etwas Anderes vorhät-
te und nicht mehr an den 
Treffen teilnehmen würde. 
Er war natürlich etwas ent-
täuscht, schließlich hatten 
wir davor Jahre lang ge-
meinsam im rechtsextre-
men Millieu recherchiert 
und Daten veröffentlicht, wir 
haben Aktionen geplant, Demos organisiert und 
Migranten bei der Suche nach Hilfen unterstützt.

Wurden Sie in der Folgezeit unter  
Druck gesetzt und bedroht?

Ja. Man hatte mir massiv damit gedroht, den 
Termin auf Mittwoch zu verlegen, ich solle doch 
bitte wieder dabei sein.

Aber Sie sind hart geblieben?
Ja, ich hatte schon länger keine Lust mehr, woll-
te das Feld den Jüngeren überlassen und auch 
wieder mehr Zeit für meine Freundin haben.

Mussten Sie untertauchen?
Ja, ich habe ein paar Antifas wiedergetroffen, 
als ich im letzten Monat im Freibad war. S. hat 
mich lachend untergeduckert. Einer hatte auch 
einen Ball mit. Wir haben dann eine Stunde lang 
„Schweinchen in der Mitte“ gespielt und meis-
tens war ich das Schweinchen. Dann musste ich 
Gott sei Dank raus, ich hatte nur ein Zweistun-
denticket und wollte nicht nachbezahlen.

Herr F., wir danken für das Gespräch.
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Überwachung von AZADÎ durch den 
Verfassungsschutz war rechtswidrig

Am 22. März entschied die erste Kammer des Ver-
waltungsgerichts Berlin, dass die sich über zwei Jah-
re hinziehende nachrichtendienstliche Überwachung des 
Rechtshilfefonds AZADÎ e.V. durch das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz (BfV) rechtswidrig war. 

Im Juli 2009 – fast zehn Jahre später – hatte das BfV den 
Verein darüber informiert, dass von Februar 1998 bis Juli 
2000 der Postverkehr von AZADÎ kontrolliert worden und ab 
September 1999 die Überwachung der Telefonkommunikati-
on hinzugekommen sei.

Das VG entschied nun, dass es bei der gesetzlichen Kon-
trolle der Überwachungsmaßnahmen durch das Bundesin-
nenministerium (BMI) und die parlamentarische G-10-Kom-
mission gravierende Mängel gegeben habe. Im konkreten 
Fall war AZADÎ juristisch nur Nebenbetroffener, weil sich die 
eigentlichen Überwachungen gegen eine befreundete Person 
richteten, die seinerzeit einen Untermietvertrag im AZADÎ-
Büro hatte. 

AZADÎ wendet sich in scharfer Form generell gegen die 
Überwachung linker Strukturen durch den Verfassungs-
schutz. Die nun nachträglich als illegal eingestuften Maß-
nahmen quasi als Nebenprodukt anderer Ermittlungen wie-
gen um so schwerer, da wir als Rechtshilfefonds naturgemäß 
rechtlich vertrauliche Gespräche und Briefverkehr mit den 
von uns unterstützten Personen führen. 

Mit dieser Entscheidung – so der von AZADÎ beauftragte 
Berliner Rechtsanwalt Sönke Hilbrans – sei das Verwaltungs-
gericht Berlin seiner eigenen Rechtsprechung von Anfang 
März im Zusammenhang mit Überwachungsmaßnahmen 
gegen angebliche Mitglieder der „militanten gruppe“ gefolgt.

Bereits im März 2010 hatte der Bundesgerichtshof ent-
schieden, dass die Überwachung von sechs Personen, einer 
Bio-Bäckerei sowie eines Anwaltsbüros aus strafrechtlicher 
Sicht rechtswidrig gewesen ist,  was vom VG Berlin vor 
wenigen Wochen auch hinsichtlich des Verwaltungsrechts 

bestätigt wurde. Die Klagen richteten sich gegen das Bundes-
innenministerium, das auf Antrag des BfV die Überwachung 
angeordnet hatte. Das Gericht war der Auffassung, dass diese 
Anträge den Eindruck von Textbausteinen vermittelten. 

Diese Sichtweise hatte das VG auch im Fall von AZADÎ 
vertreten und den Prozessbevollmächtigten des Bundesin-
nenministeriums hierüber im Laufe des Klageverfahrens in 
Kenntnis gesetzt. Erstaunlich, dass dies in der ganzen Zeit 
offensichtlich keinem einzigen Mitglied der G-10-Kommis-
sion des Bundestages aufgefallen ist. Ein starker Hinweis 
dafür, dass vermutlich solche Vorgänge unkontrolliert durch-
gewinkt werden bzw. im Interesse dieses Kreises liegen. 
Gerügt wurde ferner die ursprüngliche Weigerung des BfV, 
der anwaltlichen Vertretung von AZADÎ Akteneinsicht zu 
gewähren. Angegriffen wurde auch die daraufhin erfolgte 
Zurverfügungstellung der Unterlagen, weil diese wegen der 
massiven Schwärzungen eigentlich unbrauchbar waren. 

(Die G-10-Kommission entscheidet von Amts wegen als 
unabhängiges und an keine Weisungen gebundenes Organ 
über die Notwendigkeit und Zulässigkeit sämtlicher durch 
Nachrichtendienste des Bundes – Bundesnachrichtendienst, 
Bundesamt für Verfassungsschutz, Militärischer Abschirm-
dienst – durchgeführten Beschränkungsmaßnahmen im 
Bereich des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses nach 
Artikel 10 Grundgesetz. Die Kommission besteht aus vier 
Mitgliedern und müssen nicht dem Bundestag angehören. 
Derzeit sind dies: Dr. Hans de With (ehem. SPD-MdB),  
Erwin Marschewski (ehem. CDU-MdB), Dr. Max Stadler 
(FDP und Parl. Staatssekretär im Bundesjustizministeri-
um) sowie Ulrich Maurer (DIE LINKE). Mehr hierzu unter  
www.bundestag.de).

Rechtsmittel gegen den Beschluss des VG sind nicht 
zugelassen, doch scheint es gängige Praxis zu sein, dass 
das Bundesinnenministerium die Zulassung von Berufungen 
beantragt. Vermutlich dürften die Erfolgschancen jedoch 
gering sein. 

Die schriftliche Fassung des Urteils liegt derzeit noch 
nicht vor. Wir werden weiter berichten. 

Der Rechtshilfefonds AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden, die in Deutschland im Zuge  

ihrer politischen Betätigung mit Strafverfolgung bedroht werden. 

AZADI e.V. I Graf-Adolf-Straße 70a I 40210 Düsseldorf I Telefon 0211/830 29 08 I Fax 0211/171 14 53 

azadi@t-online.de I www.nadir.org/azadi/ I V.i.S.d.P. Monika Morres (Anschrift wie AZADI e.V.) 

Spendenkonto GLS Gemeinschaftsbank e.G. I BLZ 430 60 967 I Konto 80 35 78 26 00
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Stadt Stuttgart verfügt weitreichendes poli-
tisches Betätigungsverbot  gegen kurdischen 
Exilpolitiker und Journalisten Muzaffer AYATA  

Deutschlands Behörden machen keine halben Sachen, 
verlässlich insbesondere dann nicht, wenn es sich um po-
litisch links und dazu noch ausländische Aktivistinnen und 
Aktivisten handelt. So hat das Ordnungsamt der Stadt Stutt-
gart mit  Bezug auf §47 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) dem 
kurdischen Exilpolitiker und Journalist Muzaffer Ayata (56) 
künftig jede politische Betätigung zugunsten der seit Novem-
ber 1993 verbotenen PKK/KADEK/KONGRA GEL/KKK und 
KCK untersagt, ausgeweitet auch auf ein Engagement für 
die Föderation kurdischer Vereine, YEK-KOM. Die ist zwar 
keineswegs verboten, doch wird sie vom Verfassungsschutz 
als legaler Arm der PKK bezeichnet. Muzaffer Ayata soll also 
künftig nicht mehr an öffentlichen politischen Versamm-
lungen und Aufzügen teilnehmen oder Ämter übernehmen 
und ausüben dürfen. Dies habe auch für „politische Reden, 
Pressekonferenzen und schriftliche Veröffentlichungen“ zu 
gelten. 1000 Euro Zwangsgeld werden ihm im Falle einer 
Zuwiderhandlung angedroht. Diese Maßnahmen begründet 
das Ordnungsamt auch mit der Indizierung der PKK auf der 
EU-Terrorliste. 

Verfolgt in der Türkei – verfolgt in der BRD

An dieser Stelle möchten wir den Leserinnen und Lesern 
einen Einblick geben in das Leben von Muzaffer Ayata, das 
geprägt ist von Verfolgung und Repression einerseits und 
dem starken Willen, sich nicht brechen zu lassen, seinen po-
litischen Vorstellungen und Überzeugungen treu zu bleiben. 

Herr Ayata wurde aufgrund seiner Aktivitäten wenige 
Monate vor dem Militärputsch (September) im März 1980 
verhaftet und im Militärgefängnis von Diyarbakir mehrfach 
schwer gefoltert. Wegen „Separatismus“ hat das Gericht 
1983 gegen ihn die Todesstrafe verhängt, die 1991 in eine 
40-jährige Freiheitsstrafe umgewandelt worden ist. Im Sep-
tember des Jahres 2000 wurde er aus der Haft entlassen. 

In seiner Haftzeit hat Herr Ayata durch zahlreiche Veröf-
fentlichungen auf die Situation der  Gefangenen in den türki-
schen Haftanstalten aufmerksam gemacht, sich zur Verbesse-
rung der Haftbedingungen an Todesfasten beteiligt und sich 
für die Rechte des kurdischen Volkes eingesetzt. Er fungierte 
außerdem als Sprecher von PKK-Gefangenen, die insbeson-
dere nach dem Militärputsch die Gefängnisse füllten. 

Obwohl mit seiner auf Bewährung ausgesetzten Rest-
strafe von 20 Jahren ein lebenslanges politisches Betäti-
gungsverbot verbunden gewesen ist, hat Herr Ayata sein 
Engagement bei der prokurdischen HADEP fortgesetzt, die 
jedoch im März 2002 verboten wurde. Wegen des zunehmen-
den Verfolgungsdrucks verließ er die Türkei und reiste im 

Jahre 2002 in die  BRD ein. Hier sollte er die Europavertre-
tung der HADEP/DEHAP leiten, weshalb sich der damalige 
Vorsitzende an das Auswärtige Amt gewandt hatte, um eine 
längerfristige Aufenthaltserlaubnis für Herrn Ayata zu be-
antragte. Das wurde genauso abgelehnt wie sein Asylantrag 
als „offensichtlich unbegründet“. Dennoch setzte er seine 
politischen Aktivitäten für die kurdischen Interessen ebenso 
fort wie seine publizistische Arbeit, die der leidenschaftli-
chen Suche nach Lösungswegen für den türkisch-kurdischen 
Konflikt gewidmet waren. 

Repression setzt sich in Deutschland fort

Statt den Dialog mit Muzaffer Ayata aufzunehmen, zogen 
es die Behörden mit Rückendeckung der Politik vor, dem 
Kurden den strafrechtlichen Kampf anzusagen. So wurde er 
im August 2006 verhaftet und ihm angebliche „Rädelsfüh-
rerschaft in einer kriminellen Vereinigung“ (hier: PKK/KON-
GRA GEL, §129 StGB) vorgeworfen. Das Gericht sah diese 
Beschuldigung als erwiesen an und verurteilte Herrn Ayata 
im April 2008 zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren und 
sechs Monaten. Es folgte eine Odyssee aus Verurteilung/Revi-
sionen/Neuverhandlungen/Haftüberprüfungen/Beschwerden, 
was dazu führte, dass seine Haft um vier Monate reduziert 
worden ist, er diese  Zeit aber bis zum bitteren Ende absitzen 
musste. Jeder Versuch seiner Verteidigung, den Haftbefehl 
aufheben zu lassen, wurde abgelehnt und mit Fluchtgefahr 
sowie dem Vorwurf begründet, Herr Ayata habe sich aus-
drücklich nicht von seinen Aktivitäten, den Organisationen 
und seinen politischen Vorstellungen distanziert. 

Außerdem hat er durch seine ausführlichen Prozesser-
klärungen (s. auszugsweise im AZADÎ-infodienst Nr. 65 v. 
April 2008; www.nadir.org/azadi) allergrößten Unmut bei 
Bundesanwaltschaft und der Richterschaft erregt, weil deren 
Interesse an den komplexen Hintergründen des politischen 
Konflikts äußerst begrenzt ist.

Doch nicht genug:  Auf der Grundlage eines Haftbefehls 
des Schwurgerichts in Diyarbakir vom Dezember 2007 bean-
tragte die türkische Justizbehörde die Auslieferung von Herrn 
Ayata, weil er nach seiner Haftentlassung und nach Ausreise 
angeblich „Mitglied des PKK-Führungskomitees“ in Europa 
gewesen sei. 

Obwohl bereits inhaftiert, erfolgte seitens OLG 
Frankfurt/M. im März 2008 allen Ernstes die Anordnung zur 
Auslieferungshaft gegen den Kurden. Im Mai 2009 dann hat 
die Bundesregierung eine Auslieferung abgelehnt und Herr 
Ayata wurde offiziell aus der Auslieferungshaft entlassen. 

Tatsächlich konnte er erst am 7. Oktober 2009 die JVA 
Weiterstadt verlassen. 

Politische Arbeit „schwere Gefahr“

Jedoch: Das Regierungspräsidium Stuttgart verfüg-
te die Ausweisung von Herrn Ayata, wodurch er damit 
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ausländerrechtlich in den Status der Duldung zurück kata-
pultiert wurde, die nur noch bis zum 29. März 2012 gültig 
ist. 

Ferner ist er nach der Haftentlassung dazu verpflichtet 
worden, sich täglich bei der Polizei zu melden und das 
Stadtgebiet von Stuttgart nicht zu verlassen. 

Dass ihm jetzt eine weitreichende politische Betätigung 
verboten worden ist, begründet das Stuttgarter Ordnungsamt 
damit, dass sich Herr Ayata trotz aller ihm auferlegten Be-
schränkungen nicht hat davon abhalten lassen, sein Enga-
gement fortzusetzen. Akribisch listet die Behörde die Veran-
staltungen auf, wann, wo und zu welchem Thema er referiert 
oder teilgenommen hat bzw. in welchen Medien er aufgetre-
ten ist oder Beiträge veröffentlicht hat. Wie perfide hierbei 
vorgegangen wird, soll folgender Passus aus dem Behör-
denbescheid zeigen, in dem auf ein im „Kurdistan Report“ 
erschienenes Interview hingewiesen wird, in dem Muzaffer 
Ayata Stellung nimmt zur aktuellen politischen Situation 
in der Türkei und zur Lage von Abdullah Öcalan. Hierzu be-
merkt das Ordnungsamt u.a.: „Auch zur heutigen politischen 
Situation nahmen Sie Stellung, vermieden hier jedoch bis 
auf einen Satz eine Erwähnung der PKK, sondern sprachen 
immer von ‚die Kurden‘ bzw. dem ‚kurdischen Volk‘. Dies 
dürfte nach Einschätzung des Landesamts für Verfassungs-
schutz taktisch motiviert sein. Eine Distanzierung von Ihrer 
Zugehörigkeit zur PKK bzw. von deren politischen Zielen ist 
aus diesem Artikel jedenfalls nicht erkennbar.“

Für die Stuttgarter Ausländerbehörde jedenfalls liegt im 
vorliegenden Fall „ein besonderes öffentliches Interesse an 
der sofortigen Vollziehbarkeit vor, das über das Interesse 
hinausgeht, das das politische Betätigungsverbot selbst 
rechtfertigt“. Dies gelte es, „in Anbetracht der von Ihnen 
und Ihrer politischen Betätigung ausgehenden schweren Ge-
fahr zum wirksamen Schutz der bedrohten und gefährdeten 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Bundesgebiet und 
den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland in vollem Umfang zu verhindern“. 

OLG Frankfurt/M. spricht Vakuf M.  
Haftentschädigung zu

Am 6. März wurde der 38jährige kurdische Aktivist Vakuf 
M. vom Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts (OLG) 
Frankfurt/M. wegen zweimaligen Verstoßes gegen das Ver-
einsgesetz zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr 
verurteilt. Weil er jedoch bereits zwei Jahre und drei Monate 
in Untersuchungshaft verbracht hatte, hat das Gericht ihm 
für die übersteigende Zeit eine Haftentschädigung in Höhe 
von 11 500 Euro zugesprochen, die jedoch mit den (nicht 
unerheblichen) Verfahrenskosten aufgerechnet wird. Seit Juli 
2010 ist der Kurde auf freiem Fuß. Die Bundesanwaltschaft 

hatte eine Gefängnisstrafe von 14 Monaten gefordert und die 
Verteidigung auf Freispruch plädiert. 

Hintergrund: Vakuf M. war am 1. Dezember 2009 vom 
OLG Frankfurt/M. wegen mitgliedschaftlicher Beteiligung 
an einer inländischen kriminellen Vereinigung (§129 StGB) 
zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und zehn Monaten 
verurteilt worden. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass 
sich der Kurde zwischen 2004 bis 2007 für die PKK als 
Gebietsverantwortlicher u. a. in Mainz, Nürnberg und Darm-
stadt politisch betätigt hatte. Gegen das Urteil war Revision 
eingelegt worden. 

Der Bundesgerichtshof nahm dieses Verfahren zum An-
lass für eine grundlegende Neuausrichtung der strafrechtli-
chen Verfolgung von politisch aktiven Kurdinnen und Kur-
den. War die bisherige Rechtsprechung davon ausgegangen, 
dass es sich bei dem so genannten „Funktionärskörper“ der 
PKK um eigenständige „inländische“ Vereinigung im Sinne 
des §129 StGB handelt, wurden diese Maßstäbe neu aus-
gerichtet. Seit dem 28. Oktober 2010 nun werden politisch 
Aktive der kurdischen Bewegung nach dem im Jahre 2002 
eingeführten §129b (Mitgliedschaft in einer ausländischen 
terroristischen Vereinigung) strafverfolgt. 

Die liberale Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger erteilte daraufhin die erste Einzelermächti-
gung und Vakuf M. sah sich nunmehr konfrontiert mit einer 
Anklage nach §129b. So wurde am 23. August des vergan-
genen Jahres der Prozess gegen ihn eröffnet. Die beiden 
Verteidiger, Rechtsanwälte Berthold Fresenius und Sönke 
Hilbrans, machten in ihren Anträgen die Notwendigkeit 
deutlich, dass sich das Gericht mit den Hintergründen des 
türkisch-kurdischen Konflikts auseinanderzusetzen habe, in 
denen Fragen des (Kriegs)völkerrechts von zentraler Bedeu-
tung sein müssten aufgrund der Tatsache, dass es sich hier 
um einen bewaffneten Konflikt handele. Weil jedoch das In-
teresse der Richter und Bundesanwaltschaft gering war, sich 
in  d i e s e m  Prozess vertieft mit der komplexen Materie 
zu befassen, war man übereingekommen, den Vorwurf des 
§129b fallen zu lassen.  Schließlich hatte der Angeklagte 
seine Strafe verbüßt, der Haftbefehl war Monate zuvor aufge-
hoben worden und das Gericht hätte kein höheres Strafmaß 
gegen ihn aussprechen können. 

Mehr versprechen sich Justiz und Ermittler von den 
bevorstehenden 129b-Verfahren, u.a. gegen mutmaßliche 
Kader der PKK-Jugendorganisation. 

Zur Zeit befinden sich Mehmet A., Ridvan Ö. und Ali 
Ihsan K. wegen dieses Vorwurfs in Untersuchungshaft. Metin 
A. ist aufgrund eines Haftbefehls der BAW in der Schweiz 
in Auslieferungshaft. Vezir T. ist zwar ebenfalls nach §129b 
angeklagt, doch wurde sein Haftbefehl wegen fehlender 
Fluchtgefahr am 13. Januar auf Intervention seines Verteidi-
gers aufgehoben. 

(Azadî)
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Kurdischem Aktivisten droht  
Ausweisung wegen „Hartnäckigkeit  
und Unbelehrbarkeit“

Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg 
hat in einem 29 Seiten umfassenden Urteil vom 7. 
Dezember 2011 gegen das Vorstandsmitglied eines der YEK-
KOM angegliederten kurdischen Vereins festgelegt, dass 
auch in der wiederholten Teilnahme an Veranstaltungen 
der PKK bzw. PKK-naher Vereine ein tatbestandliches 
Unterstützen einer terroristischen Vereinigung vorliegen 
kann. Diese Aktivitäten seien geeignet, den ideologischen 
und emotionalen Zusammenhalt der PKK zu stärken. 

B. D., der im Dezember 1995 wegen politischer 
Verfolgung aus der Türkei in die BRD geflohen war, erhielt 
wenige Jahre später eine Asylanerkennung und in der 
Folgezeit mehrmalige Aufenthaltserlaubnisse, die letzte 
gültig bis zum September 2007. Seine Frau und fünf der 
sieben gemeinsamen Kinder, die gemeinsam mit ihm nach 
Deutschland eingereist waren, verfügen inzwischen über eine 
Niederlassungserlaubnis; der jüngste Sohn ist deutscher 
Staatsangehöriger. 1997 geriet der Kurde in den Fokus der 
Behörden: Er wurde in den Vorstand eines kurdischen Vereins 
gewählt und dort zuständig für die Bücherei. Dann folgte eine 
Verurteilung wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz, 
dann wurde er im Februar 1999 gemeinsam mit 176 anderen 
Kurden wegen der Besetzung eines griechischen Konsulats 
aus Anlass der Verschleppung von Abdullah Öcalan in die 
Türkei für einen Tag in Vorbeugegewahrsam genommen und 
im Jahre 2001 wurde gegen ihn ein Ermittlungsverfahren 
wegen der PKK-Selbsterklärungs-Kampagne eingeleitet, das 
von der Staatsanwaltschaft später eingestellt worden sind. 

Das genügte dem Bundesamt im April 2007 
jedoch für einen Asylwiderruf und die Feststellung, 
dass Abschiebungsverbote nach §60 Abs. 2 bis 7 
Aufenthaltsgesetz aufgrund der exilpolitischen Aktivitäten 
des Betroffenen nicht vorliegen. Eine Klage gegen 
diese Entscheidung wurde von B. D. zurückgenommen. 
Stattdessen beantragte er bei der Ausländerbehörde eine 
Niederlassungserlaubnis und prompt folgte die Aufforderung 
zur Teilnahme an einer „Sicherheitsbefragung“. Fragen 
danach, in welcher Weise er kurdische Organisationen wie 
PKK, KADEK, KONGRA-Gel, KKK oder KCK unterstützt bzw. 
für diese gearbeitet habe, beantwortete B.D. ausweichend. 
Das eingeschaltete Landesamt für Verfassungsschutz trat 
auf den Plan und veranschaulichte in aller Klarheit, wer 
hier die intensive und engmaschige Kontrolle über einen 
Menschen hat, dessen Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft vor deutschen Behörden keine Gnade und keinerlei 
Respekt finden soll. Schwarz auf weiß konnten die Beamten 
des Innenministeriums und des Regierungspräsidiums 

nachlesen, wann, wo, aus welchen Anlässen und mit wem der 
Kurde an Veranstaltungen, Demonstrationen, Versammlungen 
oder Feiern teilgenommen hat, teils belegt durch Fotos und 
Zeitungsartikel der Tageszeitung „Yeni Özgür Politika“, aber 
auch durch Berichte des Bundeskriminalamtes (BKA).  

Daraufhin hat das zuständige Regierungspräsidium 
im Juni 2010 B.D. aus Deutschland ausgewiesen und 
aufgefordert, innerhalb eines Monats das Land zu 
verlassen. Sollte er nicht freiwillig ausreisen, wurde ihm die 
Abschiebung „in die Türkei oder in einen anderen Staat, in 
den er einreisen dürfe oder der zu seiner Rückübernahme 
verpflichtet sei“, angedroht. Außerdem musste er sich einmal 
wöchentlich bei der Polizei melden. Als Ausweisungsgrund 
wurde genannt, dass die PKK „als eine terroristische 
Vereinigung zu qualifizieren“ sei und für diese sei er ja 
bereits „vor seiner Einreise ins Bundesgebiet 1995 fünf 
bis sechs Jahre in der Türkei tätig gewesen“. Das heißt, die 
Fluchtgründe von B.D., die zur Asylanerkennung geführt 
hatten, werden jetzt für eine Ausweisung herangezogen! Weil 
er sich auch in Deutschland „kontinuierlich“ an „zahlreichen 
politisch extremistischen“ Veranstaltungen der PKK „alias 
KADEK alias KONGRA GEL“ aktiv teilgenommen habe, 
müsse in der „Gesamtbetrachtung“ geschlussfolgert werden, 
dass er der PKK „angehöre“. Außerdem werde die PKK seit 
Mai 2002 auf der vom Rat der Europäischen Union erstellten 
EU-Terrorliste geführt.

Das Gericht sei davon überzeugt, dass die kurdischen 
Vereine, in denen B.D. aktiv gewesen ist, „den Terrorismus 
unterstützen“, wobei berücksichtigt werden müsse, dass 
„bereits jede Tätigkeit als tatbestandliches Unterstützen 
anzusehen ist, die sich in irgendeiner Weise positiv auf die 
Aktionsmöglichkeiten der betreffenden Vereinigung aus-
wirkt“. Dass diese Vereine auch Mitglied beim Dachverband 
kurdischer Vereine in Deutschland, YEK-KOM, seien, mache 
die Nähe zur PKK offensichtlich. Auch hier bezieht sich 
das Gericht auf „Einschätzungen“ des Verfassungsschutzes, 
wonach die Föderation bei Veranstaltungen, Aktivitäten und 
Publikationen jene Themen aufgreifen würde, die „im Inter-
essensbereich der PKK“ lägen, z.B. Forderungen nach „Auf-
hebung des PKK-Verbots und Freilassung Abdullah Öcalans“. 
Im Arbeitsprogramm von YEK-KOM sei die „logistische  Un-
terstützung des nationalen Befreiungskampfes Kurdistans“ 
verankert. Eine pikante Notiz am Rande: Es gebe allerdings 
auch vom VS nicht überwachte „Alternativen“, etwa jene Ver-
eine des Dachverbandes der KOMKAR (Verband der Vereine 
aus Kurdistan). 

Freilich hat die Entscheidung gegen B.D. auch erheb-
liche Auswirkungen auf seine Familie. Dazu heißt es im 
Urteil, dass zwar aufgrund seiner familiären Situation ein 
besonderer Ausweisungsschutz bestehe , doch treffe dies 
„aus schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung“ auf ihn nicht zu (§54 Nr. 5 und Nr. 5a 
Aufenthaltsgesetz).  
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15701 Königs Wusterhausen 
Telefon: 0177/7420920
kw@rote-hilfe.de 
http://kw.rote-hilfe.de 

Landshut  
Wagnergasse 10 
84034 Landshut 
landshut@rote-hilfe.de

Leipzig 
c/o linXXnet 
Bornaische Straße 3d 
04277 Leipzig 
Sprechzeiten:  
jeden 1. Freitag im Monat,
17:30 Uhr 
leipzig@rote-hilfe.de 

Leverkusen 
c/o Kulturausbesserungswerk 
Kolbergerstraße 95a 
51381 Leverkusen
leverkusen@rote-hilfe.de 

Magdeburg 
c/o Soziales Zentrum Magdeburg 
Alexander-Puschkin-Straße 20 
39108 Magdeburg 
magdeburg@rote-hilfe.de 
http://magdeburg.rote-hilfe.de

Mainz 
c/o Kreativa 
Kaiser-Wilhelm-Ring 80 
55118 Mainz
mainz@rote-hilfe.de

Marburg
Postfach 20 05 63
35017 Marburg 
marburg@rote-hilfe.de
http://marburg.rote-hilfe.de

Mönchengladbach
Postfach 201027
41210 Mönchengladbach
Telefon 0173- 32 88 881
moenchengladbach@rote-hilfe.de
http://moenchengladbach.rote-
hilfe.de

München 
Schwanthalerstraße 139 
80339 München 
Telefon 089/448 96 38
Sprechzeiten: 
mi 18–19 Uhr 
muenchen@rote-hilfe.de 
http://muenchen.rote-hilfe.de

Neuruppin
Postfach 11 55  
16801 Neuruppin
Tel.: 01512 84 44 25 2
neuruppin@rote-hilfe.de
http://neuruppin.rote-hilfe.de

Nürnberg, Fürth, Erlangen  
c/o Libresso 
Postfach 810 112 
90246 Nürnberg 
Telefon 0157 - 89 37 20 76
Sprechzeiten: 
2. + 4. do, 19-20 Uhr
KOMM, Untere Seitenstr. 1 
nuernberg@rote-hilfe.de

Oberhausen/Westliches Ruhrgebiet
c/o projekt: archiv!
Autonomes Zentrum Mülheim
Auerstraße 51
45468 Mülheim an der Ruhr 
oberhausen@rote-hilfe.de

Osnabrück 
c/o Infoladen
Alte Münze 12 
49074 Osnabrück 
osnabrueck@rote-hilfe.de
http://osnabrueck.rote-hilfe.de 

Potsdam 
c/o Madia 
Lindenstraße 47 
14462 Potsdam  
potsdam@rote-hilfe.de

Salzwedel
c/o Autonomes Zentrum
Altperverstr. 34
29410 Salzwedel
salzwedel@rote-hilfe.de

Strausberg 
c/o doma e.V.
An der Stadtmauer 7
15344 Strausberg  
strausberg@rote-hilfe.de

Stuttgart 
Linkes Zentrum Lilo Herrmann
Böblingerstr. 105
70199 Stuttgart 
Treffen: Jeden ersten Dienstag 
im Monat ab 20.00 Uhr im Linken 
Zentrum Lilo Herrmann 
stuttgart@rote-hilfe.de 
http://stuttgart.rote-hilfe.de

Südthüringen
c/o Infoladen Arnstadt
Plauesche Straße 20
99310 Arnstadt
sth@rote-hilfe.de 
http://suedthueringen.rote-hilfe.de

Wiesbaden 
c/o Infoladen Linker Projekte 
Werderstraße 8 
65195 Wiesbaden 
wiesbaden@rote-hilfe.de

Wuppertal 
Markomannenstraße 3 
42105 Wuppertal
Telefon 0202 - 45 51 92 
Sprechstunde und telefonische 
Erreichbarkeit:
Montags 19:30 - 20:00 Uhr 
wuppertal@rote-hilfe.de

Würzburg:
c/o Die Linke KV Würzburg
Weissenburgstraße 3
97082 Würzburg
wuerzburg@rote-hilfe.de 
http://wuerzburg.rote-hilfe.de

Kontaktadressen der  
roten hilfe e.v.

Freiburg 
c/o KTS 
Baselerstraße 103 
79100 Freiburg 
Telefon 0761/4 09 72 51 
freiburg@rote-hilfe.de

Hameln
Antifa Hameln
c/o Sumpfblume
Am Stockhof 2a
31785 Hameln

Köln 
 c/o VVN-BdA Köln 
Venloer Str. 440 
50825 Köln 
koeln@rote-hilfe.de 

Rendsburg 
c/o T-Stube 
Postfach 506 
24756 Rendsburg  
Telefon 04331/295 66

Rostock 
Kröpeliner Straße 90
18055 Rostock
rostock@rote-hilfe.de

Saarland
c/o Verein für kommunikatives 
Wohnen und Leben
Postfach 103207
66032 Saarbrücken
saarland@rote-hilfe.de

Weimar 
Jacobsstraße 22
99423 Weimar
Treffen: Am ersten Mittwoch  
im Monat 16-18 Uhr im  
C-Keller (Markt 21) 
weimar@rote-hilfe.de

Wismar
c/o Tikozigalpa 
Dr.-Leber-Str. 38 
23966 Wismar 
wismar@rote-hilfe.de
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37022 Göttingen.
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Namentlich gezeichnete Artikel geben nicht 
unbedingt die Meinung des Herausgebers 
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nicht gezeichneten Artikel sind  
der Redaktion bekannt.
Die Rote Hilfe im Internet 
www.rote-hilfe.de

Auflage 
7650 Exemplare; Eigendruck auf chlorfrei 
gebleichtem Papier im Selbstverlag.

Preise 
Einzelexemplar 4 Euro, 
Abonnement: 20 Euro im Jahr. 
Für Mitglieder der Roten Hilfe e.V. ist der 
Bezug der Zeitung im Mitgliedsbeitrag 
inbegriffen. Gefangene erhalten die Zeitung 
kostenlos.  
Eine Teilauflage enthält einen Mitglieder-
rundbrief.

Bildnachweise 
Archiv Rote Hilfe 

Alle Zuschriften und Anfragen 
bitte schicken an:  
Rote Hilfe Redaktion, Postfach 32 55, 
37022 Göttingen, Telefon 0174/477 96 10, 
Fax 0551/770 80 09, 
rhz@rote-hilfe.de. 
Diese Adresse bitte nicht für Mailinglisten 
verwenden!

Artikel, Leserbriefe u.ä. wenn möglich als 
Mail, vor dem Schreiben längerer Sachen 
die Redaktion kontaktieren.

Unverlangt eingesandte Texte und Bilder 
werden nicht zwingend abgedruckt. Die Aus-
wahl der zu veröffentlichenden Texte liegt 
im Rahmen der Satzung der Roten Hilfe e.V. 
im Ermessen der Redaktion.

Austauschanzeigen: 
Austauschanzeigen linker Zeitschriften 
drucken wir nach Möglichkeit ab. Anzeigen 
in den Datei-Formaten jpeg, tif (jew. mind. 
300dpi, Graustufen), bitmap (mind. 600dpi, 
sw), pdf (nach PDF/X-3 bzw. PDF/X-1a-
Standard) oder Vektor-EPS an:  
austauschanzeigen@rote-hilfe.de

Mitgliedsbeiträge und Spenden bitte nur auf 
folgendes Konto überweisen: 
Rote Hilfe e.V.
Kontonummer: 191 100 462
BLZ: 440 100 46 - Postbank Dortmund
IBAN: DE75 4401 0046 0191 1004 62
BIC: PBNKDEFF

±
Die Rote Hilfe erscheint quartalsweise. Für die Ausgabe 3/2012 gilt:  
Erscheinungstermin: Ende Juli 2012 
Redaktionsschluss: 1. Juni 2012
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Ich zahle einen Mitgliedsbeitrag von

 jährlich 90 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 halbjährlich 45 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 vierteljährlich 22,50 Euro 
  anderer Betrag  Euro
  
 monatlich 7,50 Euro 
  anderer Betrag  Euro

Ich zahle einen Solibeitrag von

 jährlich 120 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 monatlich 10 Euro 
  anderer Betrag  Euro 

Der Mindestbeitrag beträgt 7,50 Euro monatlich. Der ermäßigte 
Mindesbeitrag für SchülerInnen, Erwerbslose usw. beträgt 3 Euro 
monatlich. Empfohlen wird ein Solibeitrag von 10 Euro monatlich 
bzw. 120 Euro jährlich.

Zutreffendes ankreuzen und bitte 
in Großbuchstaben ausfüllen!

Vorname/Name

Straße und Hausnummer

Postleitzahl/Wohnort

Telefonnummer  

Name und Sitz des Kreditinstituts

Kontonummer  Bankleitzahl

 

Datum               Unterschrift

Ich erkläre meinen Beitritt zur Roten Hilfe e.V.

Ich bin an aktiver Mitarbeit interessiert

Ich möchte den E-Mail-Newsletter der Roten Hilfe 	
beziehen, der aktuell über Repression berichtet

E-Mail

Ich ermächtige den Bundesvorstand der Roten Hilfe, jeder-
zeit widerruflich, meinen Beitrag jeweils zu Beginn des 
Fälligkeitsdatums zu Lasten meines rechts angegebenen Kontos 
durch Lastschrift durchzuführen. Innerhalb von 5 Wochen kann 
ich bereits vollzogene Lastschriften wieder rückgängig machen. 
Von mir verursachte Rücklastgebühren (Rückbuchungen z.B. 
bei ungedecktem Konto) gehen zu meinen Lasten und können 
ebenfalls von meinem Konto abgebucht werden. 
 

Beitrittserklärung  
und Einzugsermächtigung

Bitte senden an: Rote Hilfe e.V., 
Postfach 3255, 37022 Göttingen

Ich zahle einen Mitgliedsbeitrag von

 jährlich 90 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 halbjährlich 45 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 vierteljährlich 22,50 Euro 
  anderer Betrag  Euro
  
 monatlich 7,50 Euro 
  anderer Betrag  Euro

Ich zahle einen Solibeitrag von

 jährlich 120 Euro 
  anderer Betrag  Euro
 
 monatlich 10 Euro 
  anderer Betrag  Euro 

Der Mindestbeitrag beträgt 7,50 Euro monatlich. Der ermäßigte 
Mindesbeitrag für SchülerInnen, Erwerbslose usw. beträgt 3 Euro 
monatlich. Empfohlen wird ein Solibeitrag von 10 Euro monatlich 
bzw. 120 Euro jährlich.

Zutreffendes ankreuzen und bitte 
in Großbuchstaben ausfüllen!

Vorname/Name

Straße und Hausnummer

Postleitzahl/Wohnort

Telefonnummer  

Name und Sitz des Kreditinstituts

Kontonummer  Bankleitzahl

 

Datum               Unterschrift

Änderung der bisherigen  

adresse/ bankverbindung/ beitragshöhe

Bitte senden an: Rote Hilfe e.V., 
Postfach 3255, 37022 Göttingen

Meine bisherige Anschrift/Bankverbindung Meine neue Anschrift/Bankverbindung•

Ich bin Mitglied der Roten Hilfe und ändere meinen  
Beitrag/meine Bankverbindung/meine Adresse

Vorname/Name

Straße und Hausnummer

Postleitzahl/Wohnort

Telefonnummer  

Name und Sitz des Kreditinstituts

Kontonummer  Bankleitzahl

 

Datum               Unterschrift

•
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L i t e r a t u r v e r t r i e b

Die Rote Hilfe  
Bundesweites Quartalsmagazin der Roten Hilfe e.V.; 
regelmäßige Berichterstattung über die Rote Hilfe, 
Prozesse und Ermittlungen sowie Entwicklungen 
im Polizei- und Justizapparat. Aktuelle Schwer-
punktthemen.
60-70 S. A4.
4,- Euro (für Mitglieder kostenlos) 

Internationales

Mumia Abu Jamal- Der Kampf gegen die Todesstrafe 
und für die Freiheit der politischen Gefangenen. 
Bibliothek des Widerstandes, Bd.14;  
Laika-Verlag 2011. Hardcover. 269 Seiten mit DVD: 
HINTER DIESEN MAUERN, J. Burjes, H. Kleffner. 
BRD 1996. 70 Min.; IN PRISON MY WHOLE LIFE, 
M. Evans, USA 2007. 90 Min. OmU; JUSTICE ON 
TRIAL, K. Esmaeli, USA 2011. 25 Min.
24,90 Euro

Experimentierfeld Nordirland  
Technologie politischer Unterdrückung.  
Rote Hilfe e.V. 1989. 
Brosch. A4. 47 S. 
1,- Euro (Sonderpreis)

Hau ab, Mensch!  
Erfahrungen von Xosé Tarrio.  
1997/2007. 
Paperback. 402 S.
8,- Euro

How many more years?  
Haft in den USA. Biografie des politischen  
Gefangenen Ruchell „Cinque“ Magee.  
Mark A. Thiel. 2000. Atlantik-Verlag.  
Paperback. 252 S.
8,- Euro

Indian War  
Der Fall des indianischen Bürgerrechtlers  
Leonard Peltier.  
Martin Ludwig Hofmann. 2005. Atlantik-Verlag. 
Paperback. 179 S.
13,- Euro

Zehn Jahre grenzüberschreitende Kurdenverfolgung 
Beiträge für eine Menschenrechtschronik.  
Eberhard Schulz. 1998. GNN-Verlag.  
Paperback. 124 S.
1,- Euro (Sonderpreis)

BEWEGUNGEN UND REPRESSION

Die blutigen Tage von Genua 2001  -  
G-8 Gipfel Widerstand und Repression.  
Bibliothek des Widerstandes, Bd.17.  
Laika-Verlag 2011.  
Hardcover. 200 S. u. DVDs:  
CARLO GIULIANI RAGAZZO OmU  
F. Comencini, L. Bigazzi. It. 2002. 62 Min.  
DIE BLUTIGEN TAGE VON GENUA,  
M. Busse, M-R. Bobbi. BRD 2002. 45 Min.  
PUBLIxTHEATRECARAVAN, filmcollective B.G.O. 
no na. 2002. 35 Min.  
UN MONDO DIVERSO E POSSIBILE OmU F. 
Maselli, Genova Social Forum. It. 2001. 62 Min.  
OP GENOVA 2001,  
Real. v. Genova Legal Forum. It. 2007. 43 Min.  
GENOVA 11/06,  
Reg. L. Kovacic. no na. 2011. 12 Min.
24,90 Euro

Genossenschutz -  
Die Rote Hilfe in Westberlin 1969 - 71  
Rote Hilfe e.V. 2011.  
Bros. A4 56 S.
5,- Euro

nachrICHten aus dem Strafvollzug - Essays und 
Gedichte von Thomas Meyer-Falk.  
J. Gotterwind (Hg.);  
Blaulicht-Verlag 2010.  
Paperback. 164 S.
9,90 Euro

Der Umgang des Staates mit den Protesten  
gegen die SIKO 2004 
Rote Hilfe  e.V. 2004. 
54 S. Brosch. A4 inkl. CD.
4,- Euro

Die Bewegung 2. Juni 
Reinders u. Fritzsch. 1995. ID-Verlag. Berlin.  
Paperback. 182 S.
10,- Euro

Freilassung für die politischen Gefangenen der RAF 
Rote Hilfe  e.V. 2000. 
Brosch. A4. 67 S.
1,- Euro (Sonderpreis)

Ohne Zweifel gegen den Angeklagten 
Erklärungen vor Gericht. 
Rainer Recke. 1997. Aktiv-Druck.  
Paperback. 455 S.
16,36 Euro

Reden vor Gericht 
Plädoyers in Text und Ton. 
Heinrich Hannover. 2010. PapyRossa.  
Einband. 276 S.
22,- Euro

Stammheim 
Pieter Bakker Schut. 
2007. Pahl-Rugenstein. 
Paperback. 685 S.
19,95 Euro

Vom Armeeeinsatz bis Zensur  
Ein ABC der Repression.  
Rote Hilfe e.V.  2007.  
Brosch. A4. 75 S.
2,- Euro (Sonderpreis)

BEWEGUNGEN UND §129a,b

Das zarte Pflänzchen der Solidarität gegossen? 
Eine Nachbereitung zu den Verfahren und dem  
Prozess wegen Mitgliedschaft in der militanten 
gruppe (mg). 
Bündnis für die Einstellung der 129(a)Verfahren 
(Hrsg.); Edition assemblage 2011.  
Paperback. 86 S.
4,80 Euro

Der Hunger des Staates nach Feinden  
Die Geschichte der Paragrafen 129, 129a u. 129b 
und ihre Anwendung gegen die radikale Linke.  
Rote Hilfe e.V.  2009.  
Brosch. A4. 80 S.
3,- Euro

Entsichert – Der Polizeistaat lädt nach.   
Rote Hilfe e.V. ca. 1998.  
Über das Missverhältnis zwischen staatlichen  
Zerschlagungsversuchen und gesellschaftlicher 
Bedeutung der Bewegung.  
Brosch. 64 S. 
2,- Euro (Sonderpreis)

Kein Schritt zurück 
129a-Verfahren gegen die  
Passauer AntifaschistInnen.  
Rote Hilfe e.V. 1999.  
Brosch. A5. 39 S.
1,- Euro (Sonderpreis)

BEWEGUNGEN, ROTE HILFE U. GESCHICHTE

Der Barkenhoff.  
Kinderheim der Roten Hilfe 1923 -1932.  
Bresler, Grahn, Hoffmeister. 1991.  
Die Kinderhilfe, der Barkenhoff, das Kinderheim 
in Egelsburg, Heinrich Vogeler und die Rote Hilfe. 
Paperback im Vier-Farben-Druck. 192 Seiten mit 
zahlreichen z. T. ganzseitigen farbigen Abbildungen. 
Gesamte Restauflage des Verlages beim Literaturver-
trieb der Roten Hilfe e.V.   
16,- Euro

Die Rechtsanwälte der Roten Hilfe Deutschlands 
Schneider, Schwarz, Schwarz. 2002.  
Politische Strafverteidiger in der Weimarer Republik. 
Geschichte und Biografien von A wie Albert Aaron, 
Alex Heilbrun, Felix Halle, Hans Litten, Alfred 
Lewinsohn bis Arthur Wolff.  
Verlag Pahl-Rugenstein für die Rote Hilfe e.V.   
364 S. Hardcover.
16,- Euro

Gelebte Emanzipation  
Frauen zwischen Küche, Mutterkreuz  
und „Roter Hilfe“.  
Inge Helm. 2008. Karin Kramer Verlag.  
Paperback. 128 S.
14,80 Euro

Schafft Rote Hilfe!  
N. Brauns. 2003. Pahl-Rugenstein.  
320 Seiten mit 200 Abbildungen.  
Hardcover.
10,- Euro

VORWÄRTS und nicht vergessen  
70/20 Jahre Rote Hilfe. Die Geschichte der Roten 
Hilfe von der Weimarer Republik bis zur Wiedergrün-
dung der Roten Hilfe 1975.  
Brosch. A4. 61 S.
1,- Euro (Sonderpreis)

Zu Unrecht vergessen  
Josef Schwarz. 1997.  
Arbeit eines Rote-Hilfe-Anwaltes in der Weimarer 
Republik: Halle und die deutsche Justiz.  
GNN-Verlag. 248 S.
13,- Euro



SICHERHEITSTECHNOLOGIE

Bei lebendigem Leib 
Von Stammheim zu den F-Typ-Zellen.  
Nowak, Sesen, Beckmann. 2001. Unrast-Verlag. 
Paperback. 174 S.
7,- Euro

Demonen  
Zur Mythologie der Inneren Sicherheit.  
Olaf Arndt. 2005. Nautilus-Verlag.  
Paperback. 156 S.
12,90 Euro

Der rote Faden  
Grundsätze zur Kriminalistik. 
Standardwerk für Angehörige der Repressionsorgane.  
Horst Clages.  
Paperback.
24,90 Euro

Menschenrechte in Zeiten des Terrors  
Kollateralschäden an der „Heimatfront“.  
Rolf Gössner. 2007. Konkret-Verlag.  
Paperback. 288 S.
17,- Euro

Todesschüsse, Isolationshaft, Eingriffe ins  
Verteidigungsrecht  
Pieter Bakker Schut u.a. Hg. 1985.  
Dokumentation der Internationalen Untersuchungs-
kommission von 1977.  
198 S.
13,- Euro

TROIA  
Technologien politischer Kontrolle.  
Olaf Arndt. 2005. Belleville-Verlag.  
174 S.
14,80 Euro

HANDBÜCHER

Wege durch die Wüste  
Antirepressions-Handbuch.  
autorInnenkollektiv Hg. 2007. Überarb. Auflage. 
Unrast-Verlag.  
Paperback. 280 S.
9,80 Euro

Bitte sagen Sie jetzt nichts! 
Aussageverweigerung und Verhörmethoden  
Rote Hilfe e.V. 2007.  
Brosch. A5. 63 S. 
Gegen Spende

Was tun wenn´s brennt?!  
Bei Demonstrationen, Übergriffen, Festnahmen,  
auf der Wache.  
Rote Hilfe e.V. Hg. Stand 2008.  
Brosch. A6. 32 S.  
Gegen Spende
Engl. Franz. Span. Ital. Türk.:   
What to do in case of fire! Legal tips!  
Rote Hilfe e.V. 2007.
Gegen Spende

EXTRA-MATERIAL

Feuerzeuge: Was tun wenn´s brennt?!  
mit Rote Hilfe Logo
1,- Euro

RH-T-Shirt: Kettensägenmotiv Vorderseite, weiß auf 
schwarz gedruckt. In den Größen M, L. ebenso im 
Taillenschnitt (girly_er) in M, L vorhanden.  
13,-Euro

Fliegendes Material der Roten Hilfe e.V.  
zu den Themen Aussageverweigerung, Zeugenhaft/
Beugehaft, Hausdurchsuchung, was tun? Selbstdar-
stellung der RH, Mumia Info (allg. Stand Dez. 2009) 
Plakate u. Info zu DNA.
Gegen Erstattung der Versandkosten.

Rage against the death machine  
Free Mumia now! 2009.  
Musik von Audio Kollaps, Grrzzz, Irie Revolutés, 
Instruktah D, Die Kleingeldprinzessin & die Stadtpi-
raten und vielen mehr.  
Doppel-CD
13,- Euro

Free Mumia Abu-Jamal-Sampler  
Musik von Roaring Jack, Die Goldenen Zitronen, 
Rotes Haus, Chumbawamba, Anti-Flag, AZIZA A, 
Selektah Koletktiboa und vielen mehr.  
Doppel-CD.
12,- Euro

Solidarität ist hörbar, tanzbar, spürbar  
„... DER SAMPLER“
Über 140 min. Spieldauer,  
mehr als 35 Musiker_innen und Bands,  
mit z. T. exklusiven Titeln aus fast allen Genres.
Doppel-CD
15,- Euro

T-Shirt: wir sind alle 129a, hinten in rot auf schwarz. 
Vorne klein in Herzhöhe RH-Logo.  
Nur noch im Taillenschnitt (girly_er) zu haben!!
10,- Euro (Sonderpreis)

T-Shirt: Solidarity in silence, solidarity needs to fight 
together, solidarity helps to win (darunter kleiner) 
www.rote-hilfe.de. In weiß auf schwarz; wahlweise 
hinten oder vorne. Gr: S, L, XL, XXL. Ebenso im  
Taillenschnitt (girly_er) vorhanden.  
10,- Euro

T-Shirt: FREE MUMIA _ weg mit der Todesstrafe 
NOW! Vorderseite, weiß auf schwarz bedruckt.  
In den Größen S, M, L, XL erhältlich.  
8,- Euro

Rote Hilfe e.v. Literaturvertrieb

Postfach 6444, 24125 Kiel
Telefon & Fax 0431/751 41 
Öffnungszeiten:  
Dienstag: 15.00 – 20.00 Uhr
Donnerstag: 15.00 – 20.00 Uhr
literaturvertrieb@rote-hilfe.de

Postbank Hamburg BLZ 200 100 20 
Konto 35 50 92 02

IBAN DE9720010020035509202 BIC PBNKDEFF

Allgemeine Bezugsbedingungen
Lieferungen gegen Vorkasse, Briefmarken, 
Verrechnungscheck oder Überweisung auf das 
Konto des Literaturvertriebs (siehe oben auf 
dieser Seite). Versandkostenpauschale (siehe 
unten) nicht vergessen! Aus der Überweisung 
müssen Name des/der Bestellenden und Titel 
der bestellten Ware ersichtlich sein. Das Mate-
rial bleibt bis zur Bezahlung nach §455 BGB 
Eigentum der Roten Hilfe e.V.

Weiterverkäufer_innen, Buch- und Infoläden  
Für Broschüren der Roten Hilfe e.V. gibt es 30 
Prozent Mengenrabatt. Regelmäßige Bezie-
her_innen können bei Abnahme von mindestens 
drei Exemplaren remittieren. Dies gilt NICHT 
für Materialien, die mit Sonderpreis gekenn-
zeichnet sind.

Alle Lieferungen zuzüglich Versandpauschale: 
500g = 1,50 Euro; 1000g = 2,50 Euro;  
2000g = 4,50 Euro; bis 10kg = 7,- Euro.  
Bei anderen Vorstellungen oder internationalem 
Versand bitte Rücksprache unter  
literaturvertrieb@rote-hilfe.de 

L i t e r a t u r

Neuer Solidaritätssampler für Mumia Abu-
Jamal. Doppel-CD mit über 30 Bands:

13,- Euro. Bestellungen über: Jump Up-
Bremen, Matthias Henk, Postfach 110447,
28207 Bremen, E-Mail: jumpup@t-online.de,
www.jump-up.de
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Herausgeber: Rote Hilfe e.V.



STRENG GEHEIM

VS-NfD
Eine Information der Roten Hilfe e.V.
Bezug über den Literaturvertrieb der Roten Hilfe
www.rote-hilfe.de

Anquatschversuch. 
Was tun?

Postvertriebstück
C 2778 F
Gebühr bezahlt

Bundesvorstand  
und Redaktion

Rote Hilfe  e.V.
Bundesgeschäftsstelle 
Postfach 3255 
37022 Göttingen 
Telefon 0551/770 80 08 
di+do 15–20 Uhr 
Fax 0551/770 80 09 
bundesvorstand@rote-hilfe.de

Eigentumsvorbehalt
Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist diese Zeitung solange 
Eigentum des Absenders, bis sie der/dem Gefangenen 
persönlich ausgehändigt worden ist. „Zur-Habe-Nahme“ 
ist keine persönliche Aushändigung im Sinne dieses Vorbe-
halts. Wird die Zeitung der/dem Gefangenen nicht persön-
lich ausgehändigt, so ist sie dem Absender unter Angabe 
des Grundes der Nichtaushändigung zurückzusenden. Wird 
die Zeitung der/dem Gefangenen nur teilweise persönlich 
ausgehändigt, so sind die nicht persönlich ausgehändigten 
Teile, und nur sie, dem Absender unter Angabe des Grundes 
der Nichtaushändigung zurückzusenden. 


